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— Hans Mangold und Urs Vogel, externe Beratung (ab Phase zusammenfihrung der Ergebnisse
und Bericht)
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1 Vorbemerkungen

Familienpolitik, gewandeltes Familienbild, Wandel der Paarbeziehungen, familienex-
terne Betreuung, hdéhere Erwerbstatigenquote der Frauen in der Schweiz, Vereinbar-
keit Arbeit und Familie, Armutsbekdmpfung; diese und viele andere Schlagworter
dominieren zurzeit die Diskussion zur Situation der Familien in der Schweiz. AktivitéGten
auf nationaler, kantonaler, regionaler und kommunaler Ebene im Bereiche der Fami-
lienpolitik prégen das Bild von politischen Agenden in der Schweiz. Ebenso beein-
flusst der starke Wandel in der Gesellschaft und in der Arbeitswelt die Familien und
hat somit auch eine direkte Wirkung auf die Familienpolitik. Vieles ist untrennbar mit-
einander verbunden.

Die schweizerische Familienpolitik ist ausgepragt féderalistisch und subsididr struktu-
riert. Die Umsetzung der daraus entstehenden Anliegen gestaltet sich unter diesen
Rahmenbedingungen nicht immer einfach. Koordination, Kommunikation und Ver-
netzung von Aktivitdten und Angeboten sind oft schwer herzustellen. Eine Gesamt-
konzeption welche die verschiedenen Bereiche berUcksichtigt fehlt jedoch weitge-
hend auf allen Ebenen.

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden sind verschiedene parlamentarische
und ausserparlamentarische Vorstdsse (im Kanton Nidwalden z.B. durch den Frauen-
bund Nidwalden SKF) zum Thema Familienpolitik hdngig. Die Regierungen beider
Kantone haben in der Folge entschieden, sich nicht auf einzelne Themen oder Teil-
bereiche in der Familienpolitik einzulassen, sondern sie haben vielmehr die Absicht
bekundet, einen anderen Weg einzuschlagen und die zukUnftige Familienpolitik aus
einer Gesamtsicht heraus zu beftreiben. Um dies zu erreichen, haben die Regierungs-
rate den zustdndigen kantonalen Organen den Auftrag erteilt, LeitsGtze fUr eine kUnf-
tige Familienpolitik zu formulieren und aus fachlicher Sicht eine Konzeption fir die
Umsetzung einer kohdrenten Familienpolitik auszuarbeiten. Der nachfolgende Bericht
zu Handen der Regierungen der beiden Kantone bildet die Grundlage dieser Neu-
konzeption.

Der Bericht ist wie folgt aufgebaut:

— Auftrag, Ziele und Form der Erarbeitung der Gesamtkonzeption

— Inventarisation und Beurteilung der heutigen Versorgung in beiden Kantonen un-
ter dem Blickwinkel der familienspezifischen Leistungen

— Leits@tze zur Situation von Familien in den beiden Kantonen

— Analyse und Beurteilung der Situation von Familien in beiden Kantonen

-  Ubersicht Uber schweizerische Entwicklungstendenzen in der Familienpolitik

— Vorschlag einer Gesamtkonzeption der Familienpolitik und Massnahmen zur Um-
setzung

— Zusammenfassung und Empfehlungen

Der vorliegende Bericht der Kommission Familienleitbild ist zudem in einem Kurzbe-

richt zusammengefasst. Der Kurzbericht beschrénkt sich auf das Leitbild, die Gesamt-
konzeption und die Massnahmen zur Umsetzung einer kUnftigen Familienpolitik.

Leitbild und Grundlagenbericht Familienpolitik Ob- und Nidwalden Seite 4von 113



2 Ausgangslage

2.1 Regierungsratsbeschlisse zur Familienpolitik in den Kantonen Obwal-
den und Nidwalden

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden sind in den vergangenen drei Jahren in
den Parlamenten verschiedene Vorstdsse im Bereiche Familienpolitik eingereicht
worden'. In den Regierungsratbeschlissen —im Kanton Obwalden vom 24. Septem-
ber 2001 Beschluss Nr. 143, im Kanton Nidwalden Regierungsratsbeschluss vom 17.
September 2001 Beschluss Nr. 754 —sind die verschiedenen Vorstdsse aufgenommen
und in Form eines Auftrages zur Bearbeitung an die zustndigen kantonalen Stellen
Uberwiesen worden. Der Auftrag gliedert sich in zwei Teile und lautet in gekUrzter Fas-
sung wie folgt:

1. Auftrag

Mittels einer gemeinsamen Kommission der Kantone Obwalden und Nidwalden soll

ein Familienleitbild erarbeitet werden. Zielsetzungen fUr die Erarbeitung sind:

— die aktuelle Situation von Familien in den Kantonen darzustellen,

— allgemeine Handlungsleitlinien bei Familienfragen festzulegen,

— konzeptionelle Realisierungsempfehlungen zur UnterstUtzung und Férderung von
Familien zu formulieren,

— die Bevdlkerung fUr Familienfragen zu sensibilisieren und zur Mitarbeit an Verbes-
serungen zu gewinnen.

2. Auftrag

Eine Arbeitsgruppe, zusammengestellt aus Fachpersonen, erarbeitet folgende

Grundlagen:

— In beiden Kantonen wird Uber das gesamte bestehende Hilfsangebot an Familien
ein Inventar erstellt.

— Eine aussagekraftige Datensammlung und Analyse, welche die Situation der Fa-
milien erfasst, wird in beiden Kantonen durchgefuhrt.

— Die Wirkung der gesamten Hilfen zu Gunsten der Familien in beiden Kantonen soll
geprUft und beurteilt werden.

— Ein Bericht zur Umsetzung des ,,Tessiner-Modell* soll erarbeitet werden.

— In Form eines Gesamtkonzeptes sollen Vorschldge zur kinftigen Familienpolitik aus
fachlicher Sicht erarbeitet werden.

Mit der Umsetzung dieser Auftradge wurden die beiden kantonalen Sozialdmter be-
fraut.

1 Kanton Obwalden: Postulat zur Situation der Familien im Kanton Obwalden (53.00.02) vom 21.9.2000;
Postulat vorberatende Kommission Familieninitiative fUr eine vertiefte Prufung von Bedarfsleistungen for
Familien nach dem TI-Modell (534.01.01); Botschaft des RR zum Volksbegehren ,,zur EinfOhrung von EL fUr
einkommensschwache Familien (Familieninitiative vom 21.1.2001; Kanton Nidwalden: Petition fUr die
Erarbeitung eines Familienleitbildes vom katholischen Frauenbund vom 8.3.2001
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2.2 Projektorganisation?

Mit dem methodischen Vorgehen des Projektmanagements, unter der FGhrung der
Leitungen der Sozialdmter der Kantone Obwalden und Nidwalden, sind die Arbeiten
im Januar 2002 aufgenommen worden. Die Auftrdge (siehe unter 1.1) sind von den
beiden eingesetzten Gremien praktisch zeitgleich wahrgenommen worden.

Die Kommission Familienleitbild der Kantone Ob- und Nidwalden befasste sich mit
den Bereichen gesellschaftliche Werte und Haltungen, familienpolitische Finalziele
und der Abklérung der aktuellen Situation von Familien in den beiden Kantonen. Sie
zeichnet zudem fUr die Verfassung des vorliegenden Berichts verantwortlich.

In der Kommission Familienleitbild der Kantone Ob- und Nidwalden arbeiteten mit:

— Helene Spiess (Co-Prasidium), Gemeinder&tin Buochs

— Niklaus von Rotz (Co-Prasidium), Gemeinderat Kerns

— Rudolf Friederich, Gewerbe, Obwalden

— Monika Gander Odermatt, Kath. Frauenbund Obwalden
— Peter Murer, Wirtschaftsférderung Nidwalden

— Margrit Naef, Amt fUr Volksschulen Obwalden

— Vreni Volkle, Amt fUr Volksschulen Nidwalden

— Marie-Louise WUrsch, Frauenbund Nidwalden SKF

— Regula Wyrsch, Kantonales Sozialamt Nidwalden

— Toni Pfleger, Kantonales Sozialamt Obwalden

Als externe Beratung und Begleitung wurde in einer ersten Projektphase die Fachstel-
le fOr Kinderbetreuung Luzern, vertreten durch Regula Roth-Koch, beauftragt.

Die Arbeitsgruppe Grundlagen erarbeitete ein Inventar der heutigen UnterstGtzungen
und Hilfen fUr Familien in den beiden Kantonen, beurteilte die gesamte Versorgung in
diesen Bereichen und erarbeitete Massnahmen fur eine zukUnftige Familienpolitik in
den beiden Kantonen in Abstimmung mit den LeitsGtzen der Kommission Familien-
leitbild.

In der Arbeitgruppe Grundlagen arbeiteten mit:

— Albert Hischier, Ausgleichskasse des Kantons Obwalden

— Daniel Odermatt, Finanzdepartement Obwalden

— Andreas Dummermuth, Ausgleichskasse des Kanton Nidwalden
— Oscar Amstad, Finanzdirektion Kanton Nidwalden

— Regula Wyrsch, Kantonales Sozialamt Nidwalden

— Toni Pfleger, Kantonales Sozialamt Obwalden

2 Siehe auch Projektbeschrieb Familienleitbild Fachstelle Kinderbetreuung vom Januar 2002 und Projekt-
beschrieb Grundlagen Familienpolitik H. Mangold und U. Vogel vom Januar 2002
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Als fachliche UnterstUtzung und Beratung standen Hans Mangold, Fach- und Organi-
sationsberatung (Kanton Obwalden) und Urs Vogel Consulting (Kanton Nidwalden)
der Arbeitsgruppe Grundlagen zur Verfiugung

Da zu Beginn der Arbeit die beiden Gruppen getrennt arbeiteten, was zeitlich und
inhaltlich Sinn machte, orientierten sich die Arbeiten nach der Grafik ,,Zielsystems der
schweizerischen Familienpolitik* (siehe Grafik nachfolgende Seite: Kommission Leit-
bild violette Ebene; Arbeitsgruppe Grundlagen blaue Ebene).

Die Koordination und Kommunikation wurde durch die Leitungen der kantonalen
Sozialdmter sichergestellt. Das inhaltliche Vorgehen und die Zeitachse sind in der
nachfolgenden Grafik in Form einer Ubersicht dargestellt:

Situationsanalyse Formulierung
Familien OW + NW LeitsGtze

Kommission Familienleitbild
Zusammen- )
fOhrung der Bericht
Ergebnisse
Arbeitsgruppe Grundlagen
Inventar und Beur- Ausarbeitung von
teilung Versorgung Massnahmen
Zeitachse
Februar — Oktober 2002 November 2002 — Juni 2003 3 Juli — Dezember 2003

v

v
v

3Am 31. Januar 2003 besuchten die RR E. Gander, RR L. Odermatt, der/die Sekretdr/in der Departemen-
te, Mitglieder der Kommission Familienleitbild und Mitglieder der Arbeitsgruppe Grundlagen den Kanton
Tessin um die Familienpolitik, die in der Schweiz als vorbildlich gilt, vor Ort kennen zu lernen (siehe Bericht
in: Neue Luzerner Zeitung vom 15. Februar 2003, Seite 19).
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3 Zusammenfassung des Inventars und der Beurteilung
der heutigen Versorgungslage im Familienbereich
der Kantone Obwalden und Nidwalden*

Im Regierungsratsbeschluss wurden folgende Auftrdge und Zielvorgaben an die Ar-
beitsgruppe Grundlagen formuliert:

— In den Kantonen Obwalden und Nidwalden wird Uber das gesamte
bestehende Hilfsangebot von Familien ein Inventar erstellt.

— Eine aussagekraftige Datensammlung und Analyse, welche die Situa-
tion der Familien erfasst wird in beiden Kantonen durchgefihrt.

— Die Wirkung der gesamten Hilfen zu Gunsten der Familien in den
Kantonen sollen gepriuft und beurteilt werden.

3.1 Aufbau und Inhalt des Inventars

In einem ersten Schritt wurden sémtlich Versorgungsbereiche, Institutionen und Be-
reiche nach den unterschiedlichen Leistungsarten in einem Inventar erfasst. Dabei
liess sich die Arbeitsgruppe von folgenden Definitionen leiten:

— Versicherungsprinzip: Zum - vom Aquivalenzprinzip gepragten — Versicherungs-
prinzip gehaort, kurz zusammengefasst, im Wesentlichen — nebst der hauptsdchli-
chen Finanzierung der Beitr&ge der Versicherten — der explizite Rechtsanspruch
auf eindeutig berechenbare typisierte Leistungen, wenn die Voraussetzungen er-
fOllt sind.

— Versorgungsprinzip: Nach heutiger herrschender Auffassung werden diese Syste-
me — wenigsten formell und teilweise inhaltlich/funktionell — zu den Sozialversiche-
rungen gezdahlt. Diese Systeme werden ausschliesslich aus steuerlichen Mitteln von
Iweigen der sozialen Sicherheit finanziert. Das Aquivalenzprinzip spielt hier natur-
gemass keine Rolle. Die Voraussetzung fur einen Rechtsanspruch ist gegeben. Die
Leistungen kdnnen zudem auf prdzis definierte Bevolkerungsgruppen einge-
schrankt werden (Beispiel Prémienverbiligung KVG). Zu diesem System gehdéren
die Ergdnzungsleitung (ELG) und sinngemdss auch das Tessinermodell.

— Bedarfsprinzip: Im Unterschied zu den Leistungen nach Versicherungs- respektive
Versorgungsprinzip werden bei der Bedarfsdeckung die Leistungen von einer in-
dividuellen, konkreten und aktuellen Situation (z.B. Notlage) abhdngig gemacht
und berUcksichtigen die tatséchlichen Bedurfnisse. Zu diesem System gehdren
u.a. die Leistungen aus der Sozialhilfe

— Pravention: Primare Pravention wendet sich mit AufklGrung, Verhaltens-Anleitung
und Beratung an alle Personen, damit sie Gefdhrdungen hinsichtlich abweichen-
dem Verhalten wieder stehen k&dnnen. Ungunstige Lebensbedingungen sollen
beeinflusst werden, bevor sie einen negativen Effekt haben kdnnen. Sekundéare
Praventionsmassnahmen richten sich demgegenuber an solche Personengrup-

4 siehe dazu ausfGhrlich im Anhang: Inventar der Leistungen zu Gunsten von Familien OW/NW und Be-
richt vom 14. Oktober 2002
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pen, die Norm abweichendes Verhalten zeigen, das aber noch nicht manifest ist
und durch beratende, behandelnde und betreuende Angebote eine Verfesti-
gung verhindern sollen. Der versicherungsrechtliche Begriff der Pravention ist in
jeder Sozialversicherung besonders definiert und wird im Inventar speziell aufge-
fOhrt, wie z.B. Impfungen fUr Kinder.

— Besondere Leistungen: Unter besondere Leistungen werden z.B. die Stipendien
gezdahlt oder auch Steuererleichterungen, Einkommensorientierte Preise fur Kin-
derkrippen, etc..

— Kinderschutz: Sichert die mdglichst optimale Entwicklung des Kindes mittels staat-
licher Massnahmen (z.B. zivilrechtlicher Kindesschutz). Der Staat ist verpflichtet,
von Amtes wegen gewisse Leistungen zur Verflgung zu stellen.

— Beratende Institutionen mit 6ffentlichen Auftrag: Diese Institutionen beraten Fami-
lien, ohne jedoch finanzielle UnterstUtzung oder Leistungen zu entrichten, wie z.B.
Familien- und Sexualberatungsstelle.

— Beratende Institutionen ohne 6ffentlichen Auftrag: Beratende Institutionen bieten
Familien Beratungsleistungen an, kdnnen jedoch je nach dem auch finanzielle
UnterstUtzungen leisten, wie z.B. die Stiftungen Pro Infirmis oder pro juventute. Ein
Rechtsanspruch auf finanzielle Leistungen besteht nicht.

— Andere: unter diesen Bereich fallen alle jene Einrichtungen, die Familien in ir-
gendwelchen Formen unterstUtzen und keine der vorhergehenden Definitionen
erfUllen.

In einem zweiten Schritt wurden die Leistungsbereiche in ,nichtbeeinflussbare Berei-
che" und ,beeinflussbare Bereiche eingeteilt. Mit nichtbeeinflussbaren Bereichen
sind diejenigen Bereiche gemeint die auf kantonaler Ebene nicht verdndert und
beinflusst werden kénnen, d.h. vor allem Bundesgesetze wie z.B. die Krankenversiche-
rung oder Invalidenversicherung. Als beeinflussbare Bereiche sind diejenigen Berei-
che definiert die direkt auf kantonaler oder kommunaler Ebene mitgestaltet und be-
einflusst werden kdnnen.

In einem dritten Schritt hat die Arbeitsgruppe Grundlagen die gesamte Versorgung
im Familienbereich mit Hilfe von fachlichen Kriterien beurteilt. Die Umsetzung der Ver-
sorgung wurde anhand von konkreten Lebenssituationen nachvollzogen und an-
schliessend einer quantitativen und qualitativen Beurteilung unterzogen. Als Lebenssi-
tuationen dienten verschiedene Situationskonstellationen, welche bei Familien anzu-
treffen sind wie z.B. Geburt und allein erziehende Person mit wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten. Im Weiteren wurden die Steuersysteme der beiden Kantone anhand von
verschiedenen Familienkonstellationen (Ehepaar mit Kind, Alleinerziehende/r mit
Kind, etc.) mit unterschiedlichen Einkommenssituationen verglichen.’

5 siehe im Anhang Bericht zum Inventar vom 14. Oktober 2002
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3.2 Beurteilung des Inventars

Zusammenfassend beurteilte die Arbeitsgruppe Grundlagen die heutige Versorgung
folgendermassen:

— FUr die Betroffenen — Familien mit Kind(ern) —ist der Zugang zu Informationen, Be-
ratung und Hilfen in vielen Bereichen unUbersichtlich und dadurch schwierig und
aufwandig.

— Der finanzielle Umfang der Gesamtaufwendungen kann nicht in allen Bereichen
prdzis erhoben werden, da die erforderlichen Daten in der Praxis nicht erhoben
werden und daher nicht beschafft werden konnten.

— Die Vernetzung, die Abstimmung und die Koordination der verschiedenen Hilfen
sind wenig entwickelt.

— Gemeinsame Ziele und Grundsétze einer Familienpolitik/-hilfe sind kaum vorhan-
den und erkennbar.

— Die Wirkung der gesamten Hilfen zu Gunsten von Familien ist sehr schwierig zu prU-
fen.

— Eine fGhrende Institution bei der Umsetzung der Hilfe ist nicht erkennbar.

Um die Entwicklung der Versorgung in beiden Kantonen weiterverfolgen zu kdnnen
und die begonnene Inventarisation als Arbeitsinstrument beibehalten zu kénnen,
schlagt die Arbeitsgruppe Grundlagen folgendes Vorgehen vor:

— DurchfUhrung einer jahrlichen Sitzung der Arbeitsgruppe Grundlagen um das In-
ventar der Leistungen und Hilfen an Familien zu aktualisieren, die Entwicklung der
Angebote kritisch zu verfolgen und allenfalls weitergehende Massnahmen daraus
abzuleiten.

— Die Arbeitsgruppe Grundlagen muss ausgeweitet werden. Sie soll sich neu zu-
sammensetzen aus:
» Leitungen der kantonalen Ausgleichskassen beider Kantone
» Leitungen der Sozialdmter beider Kantone
=  Fachpersonen aus den Finanzdepartementen beider Kantone
= Fachpersonen aus den Bildungsdirektionen beider Kantone.

Als Arbeitsinstrumente stehen dieser Arbeitsgruppe die folgenden zur Verfugung:

= EDV basierter Raster fUr die Erfassung des Inventars

» Kriterienraster fUr die Beurteilung und SOFT-Analyse

» PrOfung der VerfUgbarkeit der Leistungen mit den Tafeln ,,Lebenssituationen®
und den Tafeln ,Lebenssituationen und Steuern®

Der erste Teil des Auftrages an die Arbeitsgruppe Grundlagen ist erreicht und die
beiden Kantone verfiigen Uber eine Ubersicht Uber die gesamte Versorgungslage im
Familienbereich getrennt nach beiden Kantonen. Es sind zudem Arbeitsinstrumente
vorhanden die es in Zukunft erlauben, die Entwicklung in den Kantonen laufend zu
erfassen, zu beurteilen und zu planen.
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4 Zusammenfassung Familienleitbild und Situations-

analyse

Der Auftrag gemdss Regierungsratbeschluss an die Kommission Familienleitbild lautet:

— die aktuelle Situation von Familien in den Kantonen darzustellen,
— allgemeine Handlungsleitlinien bei Familienfragen festzulegen und
— Leitsatze zur Familienpolitik der Kantone Obwalden und Nidwalden

zu formulieren

Die Kommission hat folgendes Leitbild erarbeitet¢:

4.1 Familienleitbild

PRAAMBEL

LEBENSRAUM

FINANZEN

Die Kantone Obwalden und Nidwalden betrachten die Famili-
enpolitik als Teil der Gesellschaftspolitik und anerkennen den
Wert und die Leistungen der Familie. Sie wissen, dass Menschen
durch das Generationen Ubergreifende Zusammenleben wich-
tige Kernkompetenzen erlernen, die grundlegend fur den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt sind.

Die Kantone Obwalden und Nidwalden schaffen die fir die
Entfaltung jedes Familienmitglieds notwendigen Rahmenbe-
dingungen.

Familien brauchen 6ffentliche Begegnungsmaéglichkeiten und
Gestaltungsfreirdume, die jeder Alterskategorie zur Verfugung
stehen.

Wohnquartiere mUssen als familienfreundlicher Lebensraum
erhalten bleiben und geplant werden. Insbesondere muss ge-
nugend gunstiger Wohnraum zur Verfugung stehen.

Der offentliche Verkehr hat erste Prioritdt. Die verkehrs-
technische Planung und Gestaltung sowie der Ausbau des &f-
fentlichen Verkehrs orientiert sich an den BedUrfnissen der Fa-
milien.

Die wirtschaftliche Situation von finanziell schlecht gestellten
Familien wird gezielt verbessert.

¢ Das Leitbild ist als separates Dokument in der Kurzfassung erhdltlich.
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KINDERBETREUUNG,
ERZIEHUNG,
BERATUNG

SCHULE UND

BILDUNG

ERWERBSTATIGKEIT

GESUNDHEIT

GESELLSCHAFTLICHE
INTEGRATION UND
KULTUR

Eltern leisten anspruchsvolle Erziehungsarbeit. Sie werden dao-
bei durch bedarfsgerechte und familienergédnzende Einrich-
tungen der Kinderbetreuung und Beratung unterstitzt.

Das Bildungswesen geht mit seinen Strukturen und organisatori-
schen Vorkehrungen auf die Bedurfnisse der Familien ein.

Die Chancengleichheit fur Kinder, Jugendliche und Erwachse-
ne im Bildungswesen muss erhalten und gefdrdert werden.
Damit wird Familien die Mitwirkung an gesellschaftlichen Ent-
scheidungsprozessen erleichtert und ihre Moglichkeit im Er-
werbsleben verbessert.

Die Arbeitsplatze werden auf die BedUrfnisse der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer und deren Familien ausgerichtet.
Familie und Beruf mUssen vereinbar sein

Die Gesundheitsversorgung ist fUr alle Altersgruppen sicherge-
stellt. Die Eigenverantwortung in Bezug auf die physische und
psychische Gesundheit muss geférdert werden.

Familien verschiedener Kulturen und unterschiedlicher sozialer
Situationen werden gesellschaftlich integriert.
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4.2 Situationsanalyse zur Familienpolitik der Kantone Obwalden und Nid-
walden

FUr die Erarbeitung des vorliegenden Familienleitbildes ist die Kommission von folgen-
der Definition ausgegangen:

Als Familie wird jede Gemeinschaft definiert, die aus einem Kind und mindestens
einem der beiden leiblichen Eltern oder Adoptiv- bzw. Pflegeeltern besteht. Damit
sind Zwei- und Einelternfamilien sowie Pflegefamilien und zusammengesetzte Fami-
lien (so genannte Fortsetzungsfamilien) umfasst.

Die vorliegende Situationsanalyse ist analog der Leitsatze folgendermassen unterteilt:

— Lebensraum

— Finanzen

— Kinderbetreuung, Erziehung, Beratung
— Schule und Bildung

— Erwerbstatigkeit

— Gesundheit

— Integration

Die Analyse ist eine aktuelle Bestandesaufnahme fur die Kantone Obwalden und
Nidwalden, bezogen auf die jeweilige Thematik. Sie basiert auf bestehenden Geset-
zen und Verordnungen, Reglementen und Dossiers verschiedenster Institutionen so-
wie Interviews mit Expertinnen und Experten.

LEBENSRAUM Starken

Das natirliche Umfeld in beiden Kantonen ist ein wesentlicher
Bestandteil der Lebensqualitdt. Verschiedene Vereine und Or-
ganisationen schaffen Begegnungsmaoglichkeiten wie zum Bei-
spiel MUtterzentren oder Treffpunkte von Sportvereinen in allen
Gemeinden. Jugendlokale sind in vielen Gemeinden vorhan-
den. In beiden Kantonen gibt es ein Raumplanungskonzept, das
neben der Zonenplanung auch familienfreundliche Massnah-
men vorsieht. Ein Angebot an Velowegen ist vorhanden. Ver-
kehrsberuhigende Massnahmen wie Kreisel und Tempo 30, die
auf die BedUrfnisse von Familien und Kindern RUcksicht nehmen,
bestehen oder sind geplant.

Schwéachen

Das Angebot an gunstigem Wohnraum ist gering. Die Tarife des
offentlichen Verkehrs sind nur bedingt familienfreundlich
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FINANZEN

Entwicklungsmaoglichkeiten

Die regionalen Verkehrsanbindungen an das Zentrum Luzern sind
von grosser Wichtigkeit fUr die ganze Region. Die natuUrlichen
Ressourcen beider Kantone mussen zwecks Erhaltung und Schaf-
fung von intakten Naturrumen frei gehalten werden. Bei der
Raumplanung ist den BeduUrfnissen von Familien hohe Beachtung
zu schenken. Familiengerechte Bauweisen sind unter anderem
kleinere Mehrfamilien- oder, Reihenh&user. Wohnhochhduser
sind fUr Haushalte mit Kindern ungUnstig.

Dem Wohnen kommt eine zentrale Bedeutung zu. Deshalb sollen
auch einkommensschwache oder sonst wie benachteiligte Be-
volkerungsgruppen Wohnungen finden, die sowohl inren BedUrf-
nissen als auch ihrer finanziellen Leistungsféahigkeit entsprechen.
Dabei wird vor allem an junge Familien mit mehreren Kindern
gedacht. Es braucht Bereiche und Platze fUr Begegnungen und
gemeinsame Aktivitdten der Bevolkerung.

Freizeit- und Beschdaftigungsangebote fUr Jugendliche mUssen
ausgebaut werden.

Starken

Verschiedene persdnliche Abzige bei den Steuern entlasten die
Familien. Vorteilhaft ist die tiefe Steuerbelastung in Nidwalden.
Eine weitere Entlastung bringen Kinder- und Ausbildungszulagen
sowie die Verbilligung der Krankenkassenprdmien.

Schwachen

Kinder- und Ausbildungszulagen entsprechen jedoch nicht den
effektiven Kosten. Die Kinderzulage bietet nur eine ungenigen-
de UnterstUtzung for Familien mit kleinen Einkommen. Die Kosten
fUr Miete und familienergdnzende Kinderbetreuung sind in bei-
den Kantonen im Vergleich zum Landesdurchschnitt hoch.” Auf
Kantons- und Gemeindeebene fehlen Gesamtkonzepte fUr den
Familienlastenausgleich. Die vielfaltigen UnterstUtzungsangebote
fur Familien durch private und 6ffentliche Institutionen sind
schwer Uberschaubar. Zudem besteht ein komplexes System von
Familienausgleichskassen.

Markant unterscheiden sich die beiden Kantone in der Ausrich-
tung von Stipendien: Obwalden zahlt rund 40 % mehr Beitrge
aus als Nidwalden.

7 Siehe Studie Wyss/Knupfer, Schweizerischen Konferenz fUr Sozialhilfe (SKOS): ,,Existenzsicherung im Fo-

deralismus”, 2003
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KINDERBETREUUNG,
ERZIEHUNG,
BERATUNG

Entwicklungsmaoglichkeiten

Die finanzielle Mehrbelastung der Familie durch Kinder kann nur
teilweise ausgeglichen werden. FUr armutsgefdhrdete Familien
ist ein weitergehendes und gezieltes UnterstUtzungsangebot
notwendig. Dazu sollen bereits bestehende Mdglichkeiten in ko-
ordinierter Weise eingesetzt und durch weitere Leistungen er-
gdnzt werden.

Armutsbekdmpfung via Steuerentlastung ist nur bedingt moglich,
da einkommensschwache Familien ohnehin wenig Steuern zah-
len. Ausserdem ist die Steuerbelastung von Familien in den Kan-
tonen Obwalden und Nidwalden schwierig zu vergleichen und
zu beurteilen. Die Hohe der UnterstUtzungsbeitrage soll auf einer
fairen, realitGtsnahen und transparenten Basis grinden, bei der
Einkommen und Vermogen der Berechtigten berUcksichtigt
werden. Eigenleistung und —initiative der Empféanger muss be-
lohnt und unterstUtzt werden.

Die EinfGhrung einer einkommensabhdngigen Kinderzulage und
eine Zulage fUr jedes Kind soll untersucht werden: Familien mit
hohen Einkommen kénnen teilweise oder ganz auf die Kinderzu-
lage verzichten. Damit kdnnen diese Mittel den armutsgefdhrde-
ten Familien zugefUhrt werden.

Bei der Neuordnung der koordinierten UnterstUtzungsmassnah-
men ist darauf zu achten, dass der administrative Aufwand fief
gehalten wird. Die unterstUtzungsbedurftige Familie soll von ei-
nem kompetenten Ansprechpartner beraten werden, der alle
Méglichkeiten kennt und einsetzen kann.

Starken

In Nidwalden sind Kindertagesstatten wie auch Familientages-
platze professionell strukturiert, die Koordination ist geregelt. An
einem Standort (Stans) ist ein qualitativ gutes Angebot vorhan-
den. Der Kanton richtet Beitr&dge an die Strukturkosten in Form
eines Leistungsauftrages aus und ab 2003 auch an die Ge-
schaftsstelle einer privaten Institution.

In Obwalden gibt es ein dezentrales, gemeindenahes Angebot
in vier Gemeinden. Ein grosser Teil der Familientagesplatze ist von
einem privaten Verein professionell organisiert und von hoher
Qualitat. Neu gibt es eine professionell organisierte Kindertages-
statte in Sachseln.

In beiden Kantonen werden einzelne Betreuungsverhdltnisse in-
nerhalb der Verwandtschaft und Nachbarschaft organisiert.

Es gibt vereinzelte Treffpunkte fUr Eltern von Vorschulkindern.
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Schwéachen

In Nidwalden wird das Angebot der Kindertagesstatten vorwie-
gend von Familien in Stans genutzt. FOr Familien aus anderen
Gemeinden ist die BenUtzung erschwert. Obwohl die Gemein-
den an die Kindertagesstatten Beitrdge bis EL-Grenze leisten
(einkommensabhdngige Tarife), sind die Platzierungskosten fur
viele Eltern noch zu hochsg. In Obwalden zahlen Kanton und
Gemeinden mit wenigen Ausnahmen (z.B. Chinderhuis Sachseln)
keine Beitradge an die Strukturkosten der verschiedenen Instituti-
onen. In einzelnen Fallen Ubernehmen die Gemeinden im Rah-
men der Sozialhilfe die Platzierungskosten der Kinder. Eine ein-
heitliche Regelung nach einem Sozialtarif gibt es nicht. In Ob-
walden und Nidwalden sind Kindertagesstatten nur fUr gut ver-
dienende Personen finanzierbar.

Eine Koordination der einzelnen Angebote im schulischen und
ausser schulischen Bereich gibt es in beiden Kantonen nicht oder
nur ungenugend.

Mit deutlichem Abstand die teuersten Tarife in den 26 Kantons-
hauptorten kennen Obwalden und Nidwalden gemdss der
SKOS-Studie.

Die Beratungsstellen sind an verschiedenen Orten untergebracht
(kompliziert fUr die Ratsuchenden). Ausserdem besteht eine LU-
cke im Beratungsangebot fur Vorschulkinder. Die Finanzierung
von MUttertreffpunkten ist nicht geregelt.

Entwicklungsmaoglichkeiten

In beiden Kantonen mussen fur die Eltern finanziell fragbare Kin-
dertagesstatten geschaffen werden. Die Preispolitik der famili-
energdnzenden Kinderbetreuung ist entsprechend zu gestalten.
Betreuungsangebote wie Kindertagesstatten, Mittagstisch, Ein-
richtungen fur die schulergdnzende Betreuung und Tagesfamili-
en mussen fur alle Eltern finanzierbar und zugdnglich sein. Die
Kombination von direkter Subvention durch Kanton und Ge-
meinden an die Strukturkosten sowie direkter Beihilfe an die Fa-
milien im Rahmen einer sozialen Rahmentarifordnung gewdahr-
leistet die UnterstUtzung. Die Koordination aller Angebote muss
kantonsUbergreifend organisiert sein. Das Beratungsangebot fur
Eltern von Kindern im Vorschulalter muss ausgebaut werden.

8 Siehe Studie Wyss/Knupfer, Schweizerischen Konferenz fUr Sozialhilfe (SKOS): ,,Existenzsicherung im F&-
deralismus”, 2003
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SCHULE UND
BILDUNG

ERWERBSTATIGKEIT

Starken

Die Schulen sind klein und Uberschaubar. Das Schulsystem ist in-
tegrativ und durchldssig. Das Bildungsangebot ist in beiden Kan-
tonen fUr Jugendliche und Erwachsene reichhaltig. Fachhoch-
schulen und UniversitGten gibt es in der nGheren Umgebung (Lu-
zern). Diverse schulbegleitende Beratungsangebote sind vor-
handen. In Nidwalden kénnen die Schulgemeinden gemdss
Volksschulgesetz Tagesschulen und Mittagstische anbieten.
Blockzeiten werden in allen Gemeinden angeboten. Im Kanton
Obwalden werden Tagesstrukturen im Rahmen des neuen Bil-
dungsgesetzes diskutiert (zurzeit in der vorberatenden kantons-
ratlichen Kommission, August 2003).

Schwachen

Die schulergénzenden Betreuungsstrukturen sind zu wenig aus-
gebaut. Insbesondere Tagesschulen gibt es nicht oder nur auf
privater Basis.

Entwicklungsmaoglichkeiten

Die Schulzeiten mUssen auf die BedUrfnisse der Familien abge-
stimmt werden. Verdnderte Lebensgewohnheiten, Anregungen
und WUnsche seitens der Eltern sind vermehrt zu berUcksichtigen,
ohne jedoch die anerkannten BeduUrfnisse der Kinder unterzu-
ordnen. Ferienlager und Freizeitangebote sind zu organisieren,
da die Ferien der Schulkinder wesentlich IGnger sind als die Fe-
rien inrer erwerbstatigen Eltern. Schulsozialarbeit ist eine Méglich-
keit, um den vermehrt auftretenden Problemen zu begegnen.

Starken

Obwalden hat eine mehrheitlich kleinstrukturierte, betrieblich
ausgerichtete Industrie. Tourismus und Landwirtschaft sind starker
vertreten als in Nidwalden — dadurch bestehen bessere Moéglich-
keiten fUr flexible Teilzeitanstellungen. In beiden Kantonen gibt es
eine grosse Vielfalt von Beschdaftigungsmaoglichkeiten.

Schwachen

Das Verhdltnis Arbeits-/Familienzeit und die zeitliche Abstim-
mung stimmt fUr viele Familien nicht. Ein Engagement der Ar-
beitgeber fUr familienergdnzende Kinderbetreuung ist mit weni-
gen Ausnahmen nicht vorhanden. Die geforderte Flexibilitat im
Arbeitsbereich (zeitlich und &rtlich) ist fGr Familien zum Teill
schwierig zu erbringen.
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GESUNDHEIT

Entwicklungsmaoglichkeiten

Industrie- und Gewerbezonen sind so anzusiedeln, dass kurze
Arbeitswege moglich sind.

Die &ffentlich-rechtlichen Arbeitgeber bieten einen wichtigen
Teil der Arbeitsplatze an. Sie haben deshalb eine grosse Verant-
wortung und sollen eine Vorbildrolle Ubernehmen (Teilzeitstellen,
Arbeitszeitmodelle und Kinderbetreuungsangebote).

Benachteiligungen, deren alleiniger Grund die Familienpflichten
sind, muUssen abgebaut und wenn moglich vermieden werden.
Die Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Familienpflichten ist
zu férdern, sowohl durch die Gesetzgebung als auch durch die
Familie selber.

Benachteiligungen in den Sozialversicherungen aufgrund des
Familienstandes oder der Rolle innerhalb der Familie sind mog-
lichst zu verhindern. Familienmitgliedern, die wegen der Betreu-
ung naher Angehdriger zeitweise oder ganz aus dem Erwerbsle-
ben austreten, soll auf lange Sicht hin die volle soziale Sicherheit
garantiert werden. Das betrifft insbesondere Eltern, die Kinder
betreuen und Erwachsene, die sich um ihre kranken oder betag-
ten Eltern kUmmern.

Starken

In beiden Kantonen gibt es eine gute Gesundheitsversorgung,
ein Gesundheitsforderungskonzept und eine Stelle fur Gesund-
heitsférderung. Die medizinischen Massnahmen im Gesundheits-
und Pré&ventionsbereich sind gut entwickelt.

Schwachen

Mutter- und Vaterschaftsurlaub ist noch eingeschrénkt. Zahnbe-
handlungskosten sprengen sehr oft das Budget von Familien und
fUhren punktuell zu grossen finanziellen Belastungen.

Entwicklungsmaoglichkeiten

Gesundheit betrifft alle. Die meisten Leistungen basieren auf ge-
setzlichen Grundlagen, die als Hauptfokus die Armutsbek&mp-
fung beinhalten. Préventive Elemente sind bis heute wenig ent-
wickelt. Der Gesundheitsférderungs- und Praventionsbereich ist
erst in den Anfangen. Er zeichnet sich durch ein gemeinsames
Konzept und Umsetzungsbestrebungen aus.

FUr Zahnbehandlungskosten ist eine Losung zu suchen (Kantons-
zahnarzt, Sozialtarif).
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GESELLSCHAFTLICHE Starken

INTEGRATION UND

KULTUR Im Bereich Schule bestehen verschiedene integrationsférdernde
Angebote. Im Kanton Obwalden existiert ein Integrationsleitbild
fur Jahresaufenthalterinnen und Jahresaufenthalter sowie nie-
dergelassene Ausldnderinnen und Ausl@nder. Beide Kantone
haben dem Arbeitsmarkt Obwalden und Nidwalden den Auf-
trag erteilt, in Bezug auf die Arbeitsintegration von ausgesteuer-
ten Sozialhilfeempfé&ngerinnen und Sozialhilfeempfangern ent-
sprechende Massnahmen zu treffen. In beiden Kantonen beste-
hen vielfaltige kulturelle Angebote, die der ganzen Bevdlkerung
offen stehen.

Schwéachen

Es gibt wenige Betreuungsmdglichkeiten fUr behinderte Kinder
und die Kostenfolge ist ungeldst. Die soziale Isolation nimmt auch
in ldndlichen Gegenden zu.

Entwicklungsmoglichkeiten

Die Integration von ausldndischen Kindern und Familien muss in
beiden Kantonen gefdrdert werden. Die Familienpolitik hat die-
ser Bevolkerungsgruppe dringend vermehrte Beachtung zu
schenken. (Ausldnder/innenanteil je ca. 10%)?. Aussagen zum
Integrationsgedanken sind in der Raumplanung zu berucksichti-
gen.

Kultur und Integration betrifft das gesellschaftliche Zusammenle-
ben von allen Menschen, die einen Lebensraum teilen. Kein Tell
der Bevolkerung darf von der Gesellschaft ausgegrenzt oder dis-
kriminiert werden. Die Moglichkeit zur Teilhabe an der Gesell-
schaft ist fOr Familien mit unterschiedlichen Voraussetzungen
bewusst zu férdern.

Zusammenfassung

Die Kommission Familienleitbild stellt fest, dass die Hilfs- und UnterstUtzungsangebote
fOr Familien stark verzettelt und zum Teil fUr die Betroffen schwer zugé&nglich sind. Die
Koordination in der gesamten Familienpolitik kann wesentlich verbessert werden. Der
Einsatz 6ffentlicher Gelder muss auf seine Familienfreundlichkeit Uberprift werden.
Samtliche Massnahmen, die ergriffen werden muUssen oder kdnnen, haben finanzielle
Konsequenzen fUr den Kanton, kénnen aber auch zu einem besseren Ertrag der ein-
gesetzten Mittel fUhren. Es existieren verschiedene Beratungsangebote in beiden
Kantonen bezUglich sperziellen Lebenssituationen, welche gemeinsam betrieben
werden respektive welche bei einem gemeinsamen Leistungserbringer eingekauft
werden. Hier zeigen sich konkrete Zusammenarbeitspotentiale und gemeinsame
maogliche Ausrichtungen.

? siehe Bundesamt fUr Statistik
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5 Schweizerische Entwicklungstendenzen

5.1 Ubersicht tiber die hangigen Projekte auf Bundesebene

Die Aufgaben einer nachhaltigen Familienpolitik kénnen nur dann richtig beurteilt
werden, wenn die Leistungen, welche die Familie als zentrale Grundeinheit der Ge-
sellschaft erbringt, bewusst sind. Die verschiedenen familialen Leistungen und Wir-
kungen umfassen u.a.

— die Sicherung der Generationenfolge,

— die zentrale Erziehungs- und Bildungsfunktion,

— die Deckung des elementaren Lebensbedarfs der Familienmitglieder und
— die Starkung der Solidaritat zwischen den Generationen.

In dieser Leistungserfullung sind die Familien aber aus unterschiedlichen Grinden
teilweise behindert. Diese Behinderungen resultieren einerseits aus innerfamiliéren
Problemstellungen anderseits aber auch auf Grund von strukturell bedingten M&n-
geln. Ziel einer nachhaltigen Familienpolitik muss sein, diese Behinderungen maglichst
zu eliminieren. Es ist Aufgabe einer systematischen Familienpolitik, die wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Rahmenbedingungen fUr eine mdglichst gute Leis-
tungsentfaltung der Familien zu schaffen und dauerhaft zu sichern'o. Diese Sichtweise
hat in den letzten Jahren im politischen Alltag der Schweiz zunehmend an Bedeu-
tung gewonnen und das Thema der Familienpolitik ist in den Vordergrund geruckt!!.
In verschiedenen Sachthemenbereichen werden die Anliegen der Familien als wich-
tigste Grundeinheit des Staates mit speziellen Vorstdéssen und separaten Gesetzge-
bungsantrédgen eingebracht. Aus den Aufgaben einer systematischen Familienpolitik,
die sich als gesellschaftliche "Querschnittspolitik" versteht, ergeben sich unmittelbar
Konsequenzen fUr die Tragerstruktur einer solchen Familienpolitik'2. Dabei sind ver-
schiedene, sowohl staatliche wie nicht-staatliche Akteure auszumachen 3.

Die schweizerische Familienpolitik ist somit ausgepragt féderalistisch und subsididr
strukturiert. Die Aufgabenverteilung zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden und pri-
vaten Organisationen fUhrt zu einer starken Zersplitterung der einzelnen Massnah-
men. Im Rahmen der Sozialziele der Bundesverfassung (Art. 41 Abs. 1 lit. ¢ BV) setzen
sich Bund und Kantone in Ergénzung zur privaten Initiative dafir ein, dass Familien als
Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschitzt und geférdert werden.
Die Kinder und Jugendlichen geniessen zudem gestUtzt auf die Bundesverfassung
einen grundrechtlichen Anspruch auf Schutz und Férderung ihrer Entwicklung (Art. 11
Abs. 1 BV).

10 Max Wingen, Aufgaben der Familienpolitik, in: Online-Familienhandbuch, unter
www.familienhandbuch.de (Stand Juli 2003)

11 z.B. Positionspapier CVP: Familienpolitik 2003-2007, Vision, Ziele und Auftrag, vom 31. August 2002;
Positionspapier der SP: Mit Kindern rechnen, Das neue, véllig aktualisierte familienpolitische Konzept der
SP Schweiz, vom 5. Juli 2002; Positionspapier SVP: Die Familie - das bleibende Fundament er Gesell-
schaft, Juli 2001;

12 Max Wingen in: Akteure der Familienpolitik , in: Online-Familienhandbuch, unter
www.familienhandbuch.de (Stand Juli 2003)

13 siehe dazu Susanna BUhler, Die Akteure der Familienpolitik, in: Lobbying fUr Familien — was fGhrt zum
Erfolg; Familienfragen, Informationsbulletin der Zentralstelle fir Familienfragen am Bundesamt fir Sozial-
versicherungen, BSV 1/2003, Seite 2ff
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Als ein Hauptfokus der meisten Projekte auf Bundesebene kann die finanzielle Entlas-
tung der Familie, entweder in direkter Form, wie z.B. durch Gewdhrung von direkten
Leistungen (Erhéhung der Kinderzulagen etc.) oder durch Entlastung im Abgabenbe-
reich, oder in indirekter Form wie z.B. durch Schaffung von besseren Rahmenbedin-
gungen fur die familienergdnzenden Betreuungsformen oder Schaffung von Bera-
tungsangeboten bezeichnet werden.

Zu folgenden Sachbereichen sind konkrete Projekte auf Bundesebene in unter-
schiedlichen Stadien in Bearbeitung'# (Stand September 2003):

— Familienzulagen/Ergdnzungsleistungen
- Steuern

— Mutterschaftsurlaub

- ARV

— Berufliche Vorsorge

— Krankenversicherung

— Ausldnder/innen

— Vereinbarkeit von Familie und Beruf

—  Gewalt in Familie und Partnerschaft

—  Kinderschutz

— Jugendpolitik/Kinderrechte

— Schwangerschaft- und Familienberatung
- Wohnen

Diese Ubersicht zeigt, dass auf Bundesebene in den ndchsten Jahren in verschiede-
nen Bereichen Verdnderungen in Bezug auf die Stellung der Familie erfolgen wer-
den. Die kUnftige Familienpolitik der beiden Kantone Ob- und Nidwalden haben die-
sen Entwicklungen Rechnung zu tragen.

5.2 Aktuelle Studien und Positionen zur gezielten Armutsbekampfung

In der Schweiz sind Familien, Alleinerziehende MuUtter oder Vater und Kinder Uber-
durchschnittlich von Einkommensschwdche und Armut betroffen's. Verschiedene
Studien, welche aktuell veréffentlicht wurden, untersuchen Hintergrinde und zeigen
Lésungsvarianten auf. Gleichzeitig haben sich verschiedene Organisationen zum
Themenbereich Armut und Familie gedussert. Im nachfolgenden werden die wich-
tigsten Folgerungen aus drei Studien und einem Positionspapier dargestellt. Sie dien-
ten der Arbeitsgruppe und der Kommission zur Konkretisierung der Vorschlége fur die
zu ergreifenden Massnahmen.

5.2.1  Existenzsicherung im Foderalismus der Schweiz!é

In einer breit angelegten Studie im Auftrag der Schweizerischen Konferenz fUr Sozial-
hilfe SKOS wurde anhand verschiedener typischer armutsgefdhrdeter Haushalte un-
tersucht, wie deren Existenzsicherung unter besonderer BerUcksichtigung der jeweils

14 siehe ausfUhrlich: Zusammenfassung familienpolitischer Massnahmen auf Bundesebene:
http://www.bsv.admin.ch/fam/beratung/d/1#1 (Stand September 2003)

15 siehe: Kantonale Sozialhilfestatistik Nidwalden 1999 - 2002

16 siehe dazu: Kurt Wyss, Caroline Knupfer (2003) Existenzsicherung im Foderalismus der Schweiz, Hrsg.
Schweizerische Konferenz fUr Sozialhilfe SKOS, Bern
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ausgerichteten Sozialtransfers, Steuer- und Mietzahlungen in den 26 Kantonshaupt-
stadten der Schweiz aussieht. Als Falltypen wurden eine allein stehende Frau mit ei-
nem Kind, eine Familie mit zwei Kindern und ein allein stehender Mann mit Alimen-

tenpflichten gewdahlt'7,

Die bekannten Unterschiede in den sozialen Leistungen und den Belastungen bei
Miete und Steuern traten bei dieser Studie erneut hervor. Gleichzeitig wurde aber
auch sichtbar, dass sich die jeweilligen finanziellen Situationen je nach Falltyp inner-
halb des gleichen Kantons &dnderten. In einzelnen Fallen fUhrte dies sogar soweit,
dass bei steigendem Ausgangseinkommen das verfugbare Einkommen sinkt. Die Be-
grindung ist bei den Sozialtransferleistungen zu suchen, die teilweise mit fixen Ein-
kommensgrenzen versehen sind. Bei Uberschreiten von absoluten Schwellen kommt
es zu einer Nichtgewdhrung des Sozialtransfers. Die Studie zeigt auch auf, dass sich
nicht in allen Féllen ein zusatzlicher Teilzeiterwerb von Frauen lohnt, respektive dass
mit dem Mehrerwerb kein signifikant hdheres verfigbares Einkommen erreicht wer-
den kann.

Bezogen auf die Falltypen kommt die Studie zum Schluss, dass das verfGgbare Ein-

kommen

— einer dllein erziehenden Frau am meisten durch die Ausgestaltung der Alimen-
tenbevorschussung und die Krippenkosten,

— einer Familie mit zwei Kindern am meisten durch die Mietzinsen und die familien-
politischen Zusatzleistungen (Kinderzulagen, Unterhaltsbeitrége etc.)

— eines allein stehenden Mannes mit Alimentenverpflichtungen am meisten durch
die Mietzinse beeinflusst wird.

Ein weiterer wichtiger Schluss der Studie ist die Tatsache, dass kleine Einkommensver-
dnderungen zu grossen Differenzen beim verfugbaren Einkommen fUhren kbnnen,
wenn die Transferleistungen des Staates plotzlich wegfallen. Die Studie zeigt, dass in
den Kantonen Ob- und Nidwalden insbesondere die Situation der allein erziehenden
Personen und der Familien in Folge der hohen Miet- und Fremdbetreuungskosten im
Gesamtschweizerischendurchschnitt am unteren Ende der Pyramide anzusiedeln
ist'8, Eine kunftige Familienpolitik in den beiden Kantonen hat diesem Umstand aus-
gesprochen Rechnung zu tragen.

5.2.2 Massnahmen zur gezielten Unterstlitzung von einkommensschwachen Fami-
lien® (BASS-Studie)

Die Konferenz der kantonalen Sozialdirektor/innen (SODK) hat das Buro fur arbeits-
und sozialpolitische Studien (BASS) mit der Erarbeitung einer Studie beauftragt, die
Vorschlége zur Verhinderung prekdrer Verhdltnisse bei Familien in Folge wirtschaftli-
cher Belastung durch Kindern macht und ihre Umsetzung aufzeigt.

Die Studie stellt fest, dass gezielte familienpolitische Transferleistungen heute in der
Schweiz von geringer quantitativer Bedeutung sind und erst in 12 Kantonen Bedarfs-
leistungen fUr einkommensschwache Familien mit Kleinkindern existieren, mit ganz

17 siehe auch: Carlo Knopfel, Existenzsicherung Im Féderalismus der Schweiz — eine Zusammenfassung, in
SozialAktuell Nr. 13, Juli/August 2003, Seite 16ff

18 siche dazu Tabellen in: Zeitschrift fUr Sozialhilfe, 1/2/2003, Seite 8 und 16ff

19 HUttner/Bauer (2003) Massnahmen zur gezielten UnterstUtzung von einkommensschwachen Familien,
Bericht zuhanden der Konferenz der kantonalen Sozialdirektor/innen (SODK), Bern,
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unterschiedlichen Leistungsansprichen und Dauer der Ausrichtung. Weder im Kan-
ton Obwalden noch im Kanton Nidwalden existiert eine solche Sonderhilfe im Sinne
von Kleinkinderbetreuungsbetragen.

Es wird die EinfUhrung einer Familien-Erg&nzungsleistung als Lésungsmodell vorge-
schlagen. Diese Ergdnzungsleistung teilt sich in eine Kinder — EL und eine Eltern — EL. Es
werden drei Phasen unterschieden, in denen der Umfang der gewdhrten Leistungen
sich verandert. In allen drei Phasen erhdalt das Kind eine EL-Leistung, die Phasen un-
terscheiden sich demnach in welchem Umfang zusétzlich eine Eltern - EL zur Auszah-
lung kommt.

Phase 120: Phase 2: Phase 3
Einkommens-Bestandteile Einkommens-Bestandteile Einkommens-Bestandteile
E E
A E
c D c D
_ c D B 3 / B
5 SKOS I S 4 S - SKOS

Eltern-EL

N

eigenes Eink. X Kinder-EL

eigenes Eink. X Kinder-EL

>
eigenes Eink. X Kinder-EL

Y2 Y3 Eigenes 0 Y2 Y3 Eigenes

Einkommen Einkommen

o
<
B
4
o
=
=

v2 Y3 Eigenes

Einkommen

Phase I: Die erste Phase umfasst das erste Lebensjahr eines Kindes. Wahrend dieser
Leit wird eine nach der Auszahlung der Kinder-EL allfdllig verbleibende Licke zum
Lebensbedarf der ganzen Familie gemdass EL-Ansatzen vollst&ndig Uber Eltern-EL aus-
geglichen.

Phase II: Die zweite Phase umfasst die Zeit, in welcher das jingste Kind 1 bis 6 Jahre
alt ist. Wahrend dieser Zeit wird eine nach der Auszahlung der Kinder-EL allfallig
verbleibende LUcke zum Lebensbedarf der ganzen Familie gemdass EL-Ans&tzen zur
Hdalfte Gber Eltern-EL ausgeglichen.

Phase llI: Die dritte Phase umfasst die Zeit, in der das jungste Kind zwischen 7 und 15
Jahren alt ist, resp. bis 24 Jahre alt ist, sofern es sich noch in Ausbildung befindet.
Wdahrend der dritten Phase kommen neben den Kinder-EL keine zusatzlichen Eltern-EL
Zur Auszahlung.

Die Studie untersucht die Wirkung an Hand verschiedener Umsetzungsmodelle: Vari-
ante mit Eltern-EL, Variante ohne Eltern-EL und Kinder-EL bis 24 Jahre, Variante ohne
Eltern-EL und Kinder-EL bis 15 Jahre. Es zeigt sich, dass alle Modelle die Armut unter
Familien gesamthaft sehr wirkungsvoll bek&mpfen. Auch bei einer Beschrdnkung auf
Kinder-EL gelangt der grdsste Teil der armen Familien Uber die Armutsgrenze. Diese
Einsch&tzung gilt aber nicht fUr alle Haushaltstypen in gleichem Mass. Insbesondere
die Alleinerziehenden mit einem Kind und die Ehepaare mit einem Kind verbleiben
bei einer Beschradnkung auf die Kinder-EL in deutlich hdherem Mass in der Armut?!,

20 Huttner/Bauer 2003: Seite 61ff insbesondere Seite 63
21 Huttner/Bauer 2003: Seite 75ff, insbesondere Seite 85
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Zusammenfassend kommen die Autoren zum Schluss, dass die Familien-EL grunds&iz-
lich ein erfolgsversprechendes Konzept darstellen. Mit einem begrenzten finanziellen
Aufwand kénnen bedeutende Verbesserungen fur einkommensschwache Familien
erreicht werden. Dies fUhrt auch zu einer erheblichen Enflastung der Gemeinden bei
der Sozialhilfe und bei weiteren Folgeproblemen von Armut. Die Familien-EL stellen
eine gezielte Hilfe dar, die in Anlehnung an die EL zu AHV/IV administrativ relativ ein-
fach und unstigmatisierend ausgestaltet werden kann. Wie dargestellt, kann die Fa-
milien-EL in unterschiedlich umfassenden Varianten umgesetzt werden.

5.2.3 Erste Untersuchungen Uber das Gesetzes Uber die Familienzulagen 1997-
200022 im Kanton Tessin

Das Familienzulagengesetz des Kantons Tessin (FZG) wurde eingefuhrt, um die LUcken
im Bereich der Familienpolitik mit einer finanziellen UnterstGtzung an die Familien mit
Kindern und einem gleichzeitig beschiedenen Einkommen zu schliessen. Ziel des Ge-
setzes ist es,

— die Freiheit der Wahl, Kinder zu haben oder nicht, zu gewdhrleisten;

— die Méglichkeit zu geben, sich der Betreuung der Kinder (von 0 bis 3 Jahren) per-
sonlich anzunehmen oder zu arbeiten und die Betreuung Drittpersonen anzuver-
frauen;

— die Freiheit zu gewdhrleisten, die direkte Betreuung der Kinder einem einzigen
Elternteil (Mutter oder Vater) anzuvertrauen oder diese Aufgabe unter sich aufzu-
teilen, indem beide Eltern Teilzeit arbeiten;

— zu vermeiden, dass die direkten Kosten fur die Kinder Armut begrinden;

— die Familienpolitik von der Sozialhilfepolitik abzukoppeln.

Das Familienzulagengesetz verfugt Uber folgende Instrumente und Begriffe:

Die Grundzulage (GZ) wird den Lohn beziehenden Arbeitern ausgerichtet und ist von der wirtschaftli-
chen Situation der Eltern unabhdangig. Die kumulativen Bedingungen fur ihren Erhalt sind die Obhut
der Kinder, die Ausibung einer entlohnten Tatigkeit bei einem der kantfonalen Gesetzgebung unter-
stellten Arbeitgeber und die Altersgrenze von 15 Jahren der Kinder.

Die Kleinkinderzulage (KKZ) deckt den Bedarf der ganzen Familie, wenn mindestens ein Kind weniger
als 3 Jahre alt ist. Sie wird den seit 3 Jahren im Kanton ansdssigen Eltern zuerkannt, welche — um sich
der Betreuung der Nachkommen zu widmen — keine Erwerbstatigkeit ausiben oder die maximal zu
50% arbeiten (jeden Tag héchstens halbtags). FUr die Zweieltern — Familien wird dem Elternteil, welcher
sich nicht mit der Betreuung des Kindes befasst und der ohne berechtigte Grinde auf das Erzielen
eines Einkommens verzichtet, ein hypothetisches (teilweises oder ganzes) Einkommen angerechnet.

Die Erganzungszulage (EZ) wird den Familien mit Wohnsitz im Kanton zuerkannt, wenn ihr Einkommen
zur Deckung des Lebensminimums nicht ausreichend ist. Sie wird den allein stehenden Eltern (Eineltern
— Familien) sowie verheirateten oder zusammen lebenden Eltern (Zweieltern — Familien) gewdhrt, die
mit den Kindern zusammen leben und seit mindestens drei Jahren Wohnsitz im Kanton haben. Sie ist
von der beruflichen Qualifikation unabhdngig; es handelt sich mithin um eine Zulage mit universellem
und selektivem Charakter. Die Zulage ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Lebensbedarf der
Familie und dem tats@chlichen Familieneinkommen (dem die Grundzulage hinzugefUgt wird), darf
aber in keinem Fall die ,,Kinderkosten" gemdss den gesetzlichen Richtlinien Ubersteigen.

Die Zulage fur Junge in Ausbildung oder junge Invalide (BilZ) ist fUr in Ausbildung oder in der Lehre
befindliche Kinder vorgesehen, beziehungsweise fUr solche, die aufgrund eines Schadens an der kor-
perlichen oder psychischen Gesundheit eine Spezialausbildung bendtigen. Sie wird zu den gleichen
Bedingungen wie die Grundzulage ausgerichtet, mit Ausnahme des Alters der Kinder, das unter-
schiedlich sein kann, aber das 20. Altersjahr nicht Uberschreiten darf.

22 Vaucher de la Croix/Marazzi (2001) Beurteilung des Gesetzes Uber die Familienzulagen, Zusammen-
fassung der Resultate
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Quantitative Aspekte der Analyse

Die Analyse kommt zum Schluss, dass das Inkrafttreten des FZG es erlaubt hat, viele
Familien mit Kindern von den Sozialhilfestrukturen abzuldsen. Gleichzeitig konnte
vermieden werden, dass andere darunter gefallen sind. Die Schatzung dieser Ver-
schiebung der Sozialhilfeausgaben zu den Familienzulagen, die auf etwa 40% der
Gesamtheit der Ausgaben fUr die EZ veranschlagt wurde, trifft in Wirklichkeit zu (zirka
23 Mio. seit der EinfGhrung des FZG vom Juli 1997 zum Dezember 2000).

In der ganzen Empfangergruppe von Zulagen sind Familiengemeinschaften mit zwei
Kindern am meisten vertreten, gefolgt von den Familien mit einem Kind. Familien mit
drei oder vier Kindern sind dagegen weniger vorhanden. Von den Zulagen-
Empfdangern erhalten 82% nur die Ergdnzungszulage (1540), wahrend 18% (330) bei-
de Zulagen beziehen. Der héchste Prozentsatz von KKZ wird unter den Familien von
allein Erziehenden und Zweieltern-Familien mit einem einzigen Kind verzeichnet.

Der durchschnittliche Einkommenszuwachs betragt dank der Zulagen 30%; er ist fOr
die Familien von allein Erziehenden mit einem Kind am grdssten (+48%), gefolgt von
den restlichen Kategorien von allein Erziehenden (von +39% bis +42%). Diese Feststel-
lung soll allerdings in Bezug auf die Verfugbarkeit des Endeinkommens fur die er-
wdahnten Gruppen nicht irrefUhrend wirken, denn diese stellen weiterhin die am meis-
ten benachteiligten Kategorien dar. Aufgrund eines, im Vergleich zu anderen Famili-
engemeinschaften fieferen durchschnittichen Ausgangseinkommens, kompensieren
die Zulagen das Defizit des Ausgangseinkommens weniger23,

Qualitative Analyse

Aus der Uberprifung der Lebensbedingungen der Familienzulagen beziehenden
Haushaltungen geht hervor, dass die Frauen einem grosseren Risiko von chronischer
Armut ausgesetzt sind und auch gegentber den wirtschaftlichen Fluktuationen ver-
letzbarer sind; sie stellen in der Tat die Mehrheit der zeitweiligen Armen und der Lang-
zeit-BezUger des Existenzminimums dar.

Alle Befragten sagten aus, dass die Zulagen eine zweifelsfreie Verbesserung der ma-
teriellen Bedingungen ihres Familienlebens dargestellt haben; fUr viele bedeutete es,
die Ablésung von der Sozialhilfeabhdngigkeit zugunsten eines vom Gesetz verliehe-
nen Rechts.

Das Hauptziel des FZG, welches eine freie Wahl, Kinder zu haben oder nicht gewdahr-
leisten will, findet seinen Niederschlag in einigen Aussagen der Empfdanger von Fami-
lienzulagen. Die Entscheidung ein Kind zu zeugen (manchmal bereits das erste, in
anderen Situationen das zweite oder dritte) wird von der Existenz des Gesetzes be-
gUnstigt.

Schlussfolgerungen der Untersuchung

Die Wirksamkeit der Familienzulagen wird durch die Verminderung der wirtschaftli-
chen Armut bewiesen, doch ist ihre Integration mit anderen Bereichen der Familien-
politik notwendig, um die Familienzulage in ein Instrument fUr eine aktive Politik um-
zuwandeln. Ohne eine nachdrucklichere Familienpolitik kbnnen die Familienzulagen
fOr sich allein die vom Gesetz erstrebte Wahlfreiheit nicht gewdhrleisten, da die Ver-

23 siehe dazu auch die Ergebnisse der Studie Wyss/Knupfer 2003
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anderungen des Arbeitsmarkts und des Wirtschaftswachstums sowie die neuen Fami-
lienformen fUr diese Bevolkerungsgruppe besonders hohe Ausschlussrisiken erzeugen.

Damit die Familienpolitik, unter die auch die Familienzulagen fallen, inre Ziele verwirk-
lichen kann, mUssen weitergehende Bestrebungen in den sozialen (Kinderkrippen),
wirtschaftlichen (Flexibilisierung des Arbeitsmarkts, angemessene Eingliederungs-
massnahmen, berufliche Weiterbildung) und erzieherischen (Angebot von ausser-
schulischen AktivitGten) Bereichen verwirklicht werden.

Eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt ist die qualitativ wichtigste Bedingung
fUr die Familie selbst. Folglich mUssen fUr die Erleichterung des Widereinstiegs geeig-
nete Begleitmassnahmen ebenfalls zu einem vollwertigen Bestandteil der Familienpo-
litik werden. Die Untersuchung hat gezeigt, dass das Auslaufen der Kleinkinderzulage
nach 3 Jahren fUr viele eine sehr schwierige Situation darstellt, welche von der erfolg-
reichen Eingliederung in die Arbeitswelt und der zur VerfUgung stehenden Mdglich-
keiten, die Kinder fremd betreuen zu lassen, abh&ngt.

FUr die neu zuformulierende Familienpolitik der Kantone Ob- und Nidwalden ist die-
sem Umstand besonders Rechnung zu tragen?4.

524 Arbeit und Armut?2s

Der Schweizerische Arbeitgeberverband hat sich im Jahre 2001 mit der Pro Familia
und der pro juventute zu einer Plattform2¢ zusammengeschlossen, basierend auf der
Erkenntnis, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine der wichtigsten Heraus-
forderungen der Arbeitswelt von morgen und der sie gestaltenden Arbeithehmerin-
nen und Arbeitnehmer darstellt. Zum Thema der Familienpolitik hat der Arbeitgeber-
verband ein eigenes Positionspapier erarbeitet.

In diesem Positionspapier bekennt sich der Verband zu einer effizienten Familienpoli-
tik und formuliert unter anderen folgende strategischen Leitlinien zur Bek&dmpfung
von Armut und Working poor:

— Der Ausbau der familienergé&nzenden Kinderbetreuung leistet einen wesentli-
chen Beitrag zur Bekimpfung der Armut, weil damit die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf verbessert und die Erwerbstatigkeit erhndht werden kann.

— Der Schweizerische Arbeitgeberverband wendet sich nicht gegen kantonale
Ergdnzungsleistungen fur einkommensschwache Familien («Tessiner Modelly) an-
stelle der bisherigen — nach den SKOS-Richtlinien definierten — Sozialhilfeleistun-
gen. Damit kann der Aimosencharakter vermieden werden. Nationale Lésun-
gen aber tragen den regionalspezifischen Differenzen zu wenig Rechnung und
sind deshalb abzulehnen.

— Die steuerliche Entlastung von einkommensschwachen Familien mit Kindern ist
zu befUrworten. Diese kann durch Freibetrédge und Abzige vom relevanten Ein-
kommen erfolgen. Die Steuerprogression ist zu mildern. Abzige vom Steuer-
betreffnis werden als indirekte ZuschUsse abgelehnt.

24 siehe dazu auch die Aufstellung der verfigbaren Platze in der familienergédnzenden Kinderbetreuung
im Inventar im Anhang

25 Arbeit und Armut, Positionspapier des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes, ZUrich Februar 2002;
www.arbeitgeber.ch

26 www.familienplattform.ch
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— Eine modernisierte Sozialhilfe auf foderalistischer Basis ist fur den Schweizerischen
Arbeitgeberverband das angemessene Instrument zur Sicherstellung der Mittel
fur ein menschenwUrdiges Dasein von bedUrftigen TieflohnbezUgerinnen und -
bezugern.

— FOr Menschen, denen mit staatlichen Mitteln nicht genigend oder in angemes-
sener Weise geholfen werden kann, ist der Einsatz kirchlicher und privater ge-
meinnutziger Organisationen hilfreich und daher nach wie vor zu férdern.

— Entscheidend ist, dass Sozialhilfe und karitative UnterstUtzung nicht von Selbst-
verantwortung und privater Eigeninitiative entbinden (Subsidiaritatsprinzip).

Diese Position ist fUr die Arbeitsgruppe und die Kommission Familienleitbild insbeson-
dere fUr die Beurteilung der Massnahmen Kultur Arbeit und Familie von Bedeutung.
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6 Massnahmen

6.1 Grunduberlegungen System Familienpolitik

Die Regierungsrate erteilten der Kommission den Auftrag, in Form eines Gesamtkon-
zepts Vorschlége fUr eine kinftige Familienpolitik aus fachlicher Sicht zu erarbeiten.

In ihrer Arbeit kommt die Kommission Familienleitbild zu folgenden Feststellung zur
heutigen Versorgungssituation im Familienbereiche:

— Die Vernetzung, die Abstimmung und die Koordination bei den Leis-
tungen fur Familien sind wenig entwickelt.

— Gemeinsame Ziele und Grundsatze einer Familienpolitik oder -hilfe
sind kaum vorhanden und erkennbar.

— Die Wirkung der gesamten Hilfen ist sehr schwierig zu priufen.

— Eine fuhrende Institution bei der Umsetzung der Hilfe ist nicht er-
kennbar.

— Eine Gesamtkonzeption ist nicht vorhanden

Verschiedene Fachpersonen die sich zur Familienpolitik in der Fachliteratur Gussern,
weisen darauf hin dass die Lebensformen und die Arbeitswelt sich zusehends verdn-
dern. So weist zum Beispiel E. Cargiet auf diesen Wandel hinZ. Die Familienpolitsche
Plattform des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes weist ebenfalls auf diese Ver-
anderungen hin: ,,Das Spannungsfeld Familienpolitik wird durch einen starken Wan-
del in der Gesellschaft und der Arbeitswelt geprégt. Die Stellung der Frau in der Ge-
sellschaft hat sich deutlich verdndert."28 Dieser Wandel bleibt nicht ohne Auswirkung
auf unser System der Sozialen Sicherheit. Richtig sagen P. FUglistaler-Wasmer und M.
Pedergnana-Fehr: Die Sozialpolitik steht vor grossen Herausforderungen??.

In der Schweiz ist dieser Wandel seit Idngerem erkannt worden. S&mtliche sozialen
Sicherungssysteme sind in der neuen Bundesverfassung verankert worden,

Neu in die Bundesverfassung wurden auch die Sozialziele aufgenommen. Diese dus-
sern sich zur Familie und somit zu Elementen einer kinftigen Familienpolitik3!.

Kritisch Gussert sich E. Carigiet zur generellen Ausrichtung der Familienpolitik in der
Schweiz. Die Familie wird zwar als ,,zweites Basiselement" der sozialen Absicherung
verstanden?2, Diese Sichtweise schldgt sich aber nicht in einer Familienpolitik nieder,
welche diesen Namen verdient. Die Erziehung von Kindern und die Gestaltung des
Familienalltags gehdren grundsétzlich in die private Verantwortung. Der Staat hat
jedoch im Einklang mit den formulierten Sozialzielen der Bundesverfassung den Fami-
lienschutz und die Férderung der Familie durch geeignete Massnahmen sicherzustel-
len.

27 Erwin Carigiet: ,,Gesellschaftliche Solidaritét, Verlage Helbing & Lichtenhahn, 2001, Seite 2 ff.

28 Schweizerischer Arbeitgeberverband ,,Familienpolitsche Plattform des Schweizerischen Arbeitgeber-
verbandes", Seite 4 und 5

29 Dr. Peter FUglistaler-Wasmer und Dr. Maurice Pedergnana-Fehr: ,,Visionen einer sozialen Schweiz"
Verlag Paul Haupt Bern, 1996, Seite13

30 siehe Art. 111ff. BV

31 siehe dazu Art. 41 BV, insbesondere lit. ¢

32 Erwin Carigiet: ,Gesellschaftliche Solidaritat, Verlag Helbing & Lichtenhahn, 2001, Seite 24 ff.
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Mehrere Kantone haben in den vergangenen Jahren spezielle Leistungen zur Exis-
tenzsicherung, so genannte Bedarfsleistungen fur Alleinerziehende und Familien mit
kleinen Kindern eingefthrt. Fachpersonen fordern jedoch eine universelle Familienpo-
litik, welche sich nicht ausschliesslich auf die finanziellen Belange konzentriert. ,,Eine
universelle Familienpolitik konzentriert sich nicht allein auf einkommensschwache und
arme Familien.”33 Eine universelle Familienpolitik soll also allen Familien einer Gesell-
schaft zu Gute kommen.

Als Konsequenz dieser Sichtweise basiert das formulierte Leitbild der Kommission Fa-
milienleitbild auf der Idee einer kinftigen Familienpolitik, die sich aus einer Gesamt-
sicht herleitet. Sie schlagt deshalb die Initierung einer universellen Familienpolitik in

den Kantonen Obwalden und Nidwalden vor.

Mit dem Leitbild als Grundlage kann diese Gesamtsicht formuliert und gestaltet wer-
den, mit Kreativitat kbnnen Massnahmen in der Familienpolitik entwickelt werden. Die
Ergebnissen des erhobenen Inventars betreffend den Leistungen an die Familien,
bez. die konkrete qualitative und quantitative Beurteilung des Inventar, ergeben eine
weitere Grundlage, auf welcher eine sinnvolle Gesamtkonzeption der kunftigen Fo-
milienpolitik der Kantone Obwalden und Nidwalden erarbeitet werden kann. Vor-
rangig mussen dabei die bestehenden Leistungen und die Arbeiten der Institutionen,
die im Familienbereich tatig sind, wesentlich besser gebUndelt und koordiniert wer-
den.

Es mUssen aber auch neue Massnahmen eingefUhrt werden, die die Autonomie der
Familie deutlich starken. Die Ubernahme von familidren Aufgaben durch den Staat
sollte jedoch nur dort eingerichtet werden, wo die Autonomie der Familie nicht ge-
fahrdet wird. Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist heute Folge der gesamten ge-
sellschaftlichen Entwicklung und auch eine Forderung, die von verschiedener Seite
gestellt wird wie z.B. von Frauenorganisationen oder der Wirtschaft. Nicht vergessen
werden darf jedoch, dass das Aufwachsen der Kinder, inre Ausbildung und ihre Be-
rufswahl von hoher Bedeutung sind und deshalb ein offentliches Interesse dafur be-
steht, sinnvolle und gemeinsame Familienpolitik mit allen Beteiligten zu realisieren.

Sinnvolle Familienpolitik ist eine gesellschaftliche wie auch individuelle Aufgabe und
steht in der Verantwortung beider Partner. Komplementaritdt und Subsidiaritédt und
eine gemeinsame Familienkultur sind deshalb wichtige Elemente in der Familienpoli-
tik.

Die nachfolgende Grafik zeigt die Vorstellungen der Kommission Familienleitbild, wie
in den Kantonen Obwalden und Nidwalden eine Gesamtkonzeption fUr eine univer-
selle Familienpolitik aufgebaut werden kann.

33 Erwin Carigiet: ,,Gesellschaftliche Solidaritdt, Verlag Helbing & Lichtenhahn, 2001, Seite 197 ff; siehe
auch Grafik ,zielorientierte Familienpolitik” Kapitel Projektorganisation Seite 9
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Im folgenden werden nun das Familiengesetz als Gesamtkonzeption und die ver-
schiedenen Sdulen mit den jeweilligen Bereichen n&her ausgefthrt und mit den Emp-
fehlungen fUr das weitere Vorgehen durch die Kommission ergénzt. Die weiteren Be-
reiche wie Wirtschafts-, Bildungs-, Steuern-, Bau- und Gesundheitspolitik werde, wo
notwendig in den AusfUhrungen gestreift. Diese Bereiche sind aber im Sinne der Ko-
ordination in der Umsetzung einer kinftigen Familienpolitik von den verantwortlichen
Personen durch geeignete Instrumente zu vernetzen.

6.2 Umsetzung der Familienpolitik

In Schweiz ist die Familienpolitik, wie bereits ausgefUhrt, noch wenig entwickelt. Sie
stellt aber in der aktuellen politischen Arbeit bei fast allen Partnern (Parteien, Organi-
sationen, staatliche Organisationen) eines der wichtigsten Themen in der Sozialpolitik
dar. Beispiele konkreter Gestaltung einer Familienpolitik, welche sich aus einer Ge-
samtsicht heraus entwickelt haben, sind wenige vorhanden. Eine universelle Famili-
enpolitik wird heute in diesem Sinne vor allem im Kanton Tessin umgesetzt. Aus die-
sem Grund wird der Kanton Tessin als Beispiel hier kurz dargestellt.

6.2.1 Zur Entwicklung der Familienpolitik im Kanton Tessin

Konkrete Formen einer modernen Familienpolitik im Kanton Tessin entwickelten sich
anfangs der neunziger Jahre. Im Mittelpunkt stand dabei die Armutsbekdmpfung zu
Gunsten von einkommensschwachen Familien. Die nachfolgende Tabelle zeigt, wie
sich die Instrumente und der Fokus der Umsetzung der Familienpolitik im Laufe der
Jahre verdndert haben und hin zu einer Gesamtkonzeption gefUhrt haben, welche
gesetzlich normiert voraussichtlich auf den 1. Januar 2004 in Kraft treten wird.

11. Juni 1996 Das Tessiner-Modell kennt vier Formen von Zulagen:
Botschaft Uber die erste Unabh&angig vom Einkommen der Eltern:

Revision des Familienergan- - Grundzulage

zungszulagen-gesetzes und — Ausbildungszulage fUr Kinder in Ausbildung in der
EinfOhrung per 1.1.1997 Schweiz (Export moglich fur EU-Lander) und fur behin-
Legge sugli assegni di fa- derte Kinder mit einer Spezialausbildung

miglia (LAF) Abhangig vom Einkommen der Eltern:

— Erg@nzungszulage: deckt die BedUrfnisse der Kinder bis
15 Jahre, sofern das Einkommen der Eltern nicht ge-
nOgt

— Kleinkinderzulage: Ergénzt das Familieneinkommen,
wenn eine Familie mit mindestens einem Kind unter drei
Jahren trotz Erg&nzungszulage ihren Minimalbedarf
nicht zu decken vermag.

Marz 2001 Ergebnisse kurz zusammengefasst:

Wirkungsanalyse und Beurtei- — die Armut kann ,,im wirtschaftlichen Bereich erfolgreich

lung des Gesetzes Uber die bekdmpft werden"

Familienzulagen im Kanton — In den Fallen von differenzierter Defizitsituation — nelbost

Tessin34 wirtschaftlicher UnterstUtzung — Defizite bei Bildung, Ar-
beit, Wohnen und Beziehungen — ist die Wirkung nicht
befriedigend

34 Wirkungsanalyse Scuola universitaria professionale della Svizzera italiana, C. Vaucher de la Croix und
Ch. Marazzi vom Mdé&rz 2001 — Bericht liegt in einer deutschen Kurzfassung vor
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2001

Erste formelle Revision des Ge-
setztes Uber die Familienergdn-
zungszulagen (Primo revisione
della legge sugli assegni di
famiglia3s)

1. Juli 2002

Inkraftsetzung der Revision
Legge sugli assegni di famiglia
(LAF)

Zielsetzungen dieser ersten Revision waren:

— Einbindung der Familienzulagen in die Familienpolitik

— Aufwertung der Rolle der Frau in der Familie

— Bekraftigung des Gesetzes als Instrument zur BekGmp-
fung der Armut von Kindern und Familien

— Anpassung des Gesetzes an die neuen Formen des
Familien- und Berufslebens

— Rechtliche und administrative Anpassungen bei den
vier Arten von Zulagen (Grundzulage, Ausbildungszula-
ge, Kleinkinderzulage, Ergénzungszulage)

— Angleichung an die Rechtsprechung des kantonalen
Versicherungsgerichts und des Bundesgerichts

— Einbezug der Folgen des Inkrafttretens des Abkommens
Uber den freien Personenverkehr

— BerUcksichtigung der Auswirkungen des neuen Geset-
zes Uber die Harmonisierung und Koordinierung der So-
zialleistungen (Legge sull’armonizzazione e il coordi-
namento delle prestazioni sociali, Laps) auf die Ergén-
zungsleistungen.

Das heutige Konzept der Obhut wird durch dasjenige des
Zusammenlebens mit dem Kind ersetzt, das als besser ge-
eignet gilt, um den gesetzlichen Erfordernissen zu entspre-
chen. Fir die Erganzungszulage werden Formen von teil-
weisem Zusammenleben zugelassen (Kind wird tagsuber
oder wdahrend eines Teils der Woche Drittpersonen zur
Betreuung Uberlassen). Fur die Kleinkinderzulage wird kunf-
tig auf wirtschaftliche Kriterien (Einkommensgrenze) abge-
stellt. Es wird verlangt, dass das Kind tatséchlich mit den
Eltern zusammen lebt. FUr Schweizerinnen und Schweizer
und fUr ausléndische Staatsangehdrige bleibt die Karenz-
frist von drei Jahren bestehen. Es genlgt dabei bei einer
Familie mit zwei Elternteilen, dass nur einer der beiden in
den drei dem Gesuch vorangegangenen Jahren im Kan-
tfon wohnhaft war —im Unterschied zur bestehenden Ge-
sefzgebung, wo beide Elternteile die Karenzfrist erfillen
mussten. Es wird nicht I&dnger vorausgesetzt, dass sich ein
Elfernteil mindestens wahrend der Halfte des Arbeitstages
um das Kind kibmmert und dass die Berufstatigkeit den Be-
schaftigungsgrad von 50 Prozent nicht Gberschreiten darf.
Die 50-Prozent-Klausel hat sich als zu starr erwiesen und
wird den neuen Lebensformen sowie den Forderungen
nach Flexibilitdt in der Arbeitswelt nicht gerecht.

35 Botschaft vom 18.12.2001 ,,Prima revisione della legge sugli assegni di famiglia
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1. Februar 2003 Gesetz zur Koordination der UnterstUtzungsleistungen im

Inkrafttreten des Gesetzes: sozialen Bereich mit einem einheitlichen Verfahren:
»Legge sullarmonizzazione e —  Pramienverbiligung (IVP)
il coordinamento delle pre- — Ausbildungsbeitrége
stazioni sociali — LAPS — Arbeitslosenhilfe fUr SelbststGndigerwerbende
— Kleinkinder- und Familienzulagen
- Sozialhilfe
2003 Umsetzung einer universellen Familienpolitik mit drei SGulen:
Legge per le famiglie (LFAM)- - Armutsbekdmpfung
Familiengesetz: — Vereinbarung Erwerb und Familien
Anfangs Oktober 2003 vom — Information und Beratung sowie Kindesschutz

grossen Rat des Kantons
Tessin angenommen. Inkraft-
treten voraussichtlich: 1.
Januar 2005

Der Kanton Tessin hat sich, aufgrund der Erfahrungen, fUr eine universelle Familienpo-
litik entschieden. Die EinfGhrung der Kleinkinder- und Familienzulagen haben gezeigt,
dass die Beschrénkung auf die Armutsbekdmpfung ungenigend ist und andere
Massnahmen fUr eine gesamte Familienpolitik notwendig sind, um die Wirkung der
Massnahmen zu erhdhen.

6.2.2 Familiengesetz in den Kantonen Ob- und Nidwalden

Nicht nur sozialpolitische und sozialrechtliche sondern auch betriebswirtschaftliche
Uberlegungen haben diese Entwicklung der Familienpolitik im Kanton Tessin mitge-
tragen. Dabei kann in der Gestaltung und Umsetzung der Familienpolitik der Staat
und seine Vollzugsorgane durchaus mit einem Unternehmen verglichen werden. In
der Unternehmenspolitik stellt das strategische Management ein wichtiger Grund-
pfeiler des Erfolges dar. ,,Betrachtet man jene Probleme, die es zur Bestimmung des
Verhaltens der Gesamtunternehmung (in unserem Fall die staatlichen Vollzugsorgao-
ne) zu I6sen gilt, so spricht man in Anlehnung an den allgemeinen Problemldsungs-
prozess vom strategischen oder unternehmenspolitischen Problemldsungsprozess, der
als strategisches Management bezeichnet wird. Im Mittelpunkt dieses Prozesses steht
die Unternehmungspolitik (in unserem Fall die Familienpolitik). Dabei sind unter der
Unternehmungspolitik sdmtliche Entscheide zu verstehen, die das Verhalten der Un-
ternehmung nach aussen und nach innen langfristig bestimmen. Das Ziel der Unter-
nehmungspolitik besteht darin, die Existenz der Unternehmung durch erfolgsreiches
Handeln langfristig zu sichern*3é,

Um strategische Ziele umsetzen zu kbnnen braucht es eine Organisation die von
Menschen arbeitsteilig erfullt werden muss. Sinnvollerweise ist die Arbeit in Teilaufgo-
ben zu gliedern und diese Teilaufgaben sind zueinander in Beziehung zu setzen, da-
mit die Ziele der Unternehmung (in unserem Fall die Familienpolitik) optimal erreicht
werden kénnen.

36 Jean-Paul Thommen: Managementorientierte Betriebswirtschaftiehre, Verus Verlag Zirich, 2000, Sei-
ten 725 ff.
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Dabei sind gestalterische, instrumentale und institutionelle Aspekte von Bedeutung.?”

Basierend auf diesen Erkenntnissen schldgt die Kommission Familienleitbild die Schaf-
fung eines Familiengesetzes vor, um eine universelle Familienpolitik betreiben zu kdn-
nen und die daraus resultierenden Aktivitaten griffiger und nachhaltiger umgesetzt
werden kdnnen3:,

Mit einem Familiengesetz als Uberbau sollen die gesamten Krafte koordiniert und ge-
bUndelt werden, was aus fachlicher Sicht die Wirkung und Ergebnisse der Massnah-
men deutlich verbessern wird.

Die zentralen Anliegen der Familienpolitik sollen in einem Familiengesetz geregelt
werden. Es sind dies die Bereiche Soziale Sicherheit — Kultur Arbeit Familie — Beratung.
Die bestehenden Einzelgesetze im Bereich der Armutsbek&mpfung wie die individuel-
len Prédmienverbilligung, die Ausbildungsbeitrdge und die Sozialhilfe werden in die-
sem Familiengesetz materiell nicht gedndert sondern koordiniert und in einen Ge-
samfzusammenhang gestellt (siehe dazu auch die Bemerkungen unter den einzel-
nen Massnahmen).

Mit geeigneten Massnahmen, die sich sinnvoll in die bestehende Versorgung einfu-
gen lassen, soll die Autonomie der Familien gestérkt werden. Themen die die Familien
betreffen sind praktisch in allen Aufgabenbereichen der Verwaltung anzutreffen.
Daher muss die Kommunikation und Zusammenarbeit interkantonal und national
verbindlich eingerichtet sein. Wichtig ist auch der Einbezug der Forschung im Famili-
enbereich. Diese Bereiche sollen im Familiengesetz als Koordinationsaufgaben gere-
gelt werden.

Zusammengefasst baut das Familiengesetz auf drei SGulen, namlich:

— Soziale Sicherheit mit dem Ziel wirtschaftliche Eigenst&ndigkeit zu erreichen und
Armut zu verhindern

— Kultur, Arbeit und Familie mit dem Ziel die Autonomie der Familie zu starken, Ver-
einbarkeit von Arbeit und Familien zu erméglichen und das kulturelle Zusammen-
leben zu férdern

— Beratung mit dem Ziel die Eltern bei Ihrer Erziehungsarbeit bestmdglich zu unter-
stUtzen um die Autonomie der Familie zu stérken und zu erhalten

Nebst diesen Aufgaben kommen weitere Aufgaben dazu, ndmlich:

— Fuhrungsaufgaben: Entwicklung und Planung, Vollzug, Organisation, Qualitats-
management und Finanzplanung

— Verbindliche Koordinationsaufgaben innerhalb der Kantonalen Verwaltungen
sowie interkantonal, national sowie zur Forschung und Lehre

37 Jean-Paul Thommen: Managementorientierte Betriebswirtschaftslehre, Verus Verlag Zirich, 2000, Sei-
ten 609 ff.
38 sieche Grafik unter Punkt 6.1
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6.2.3 Empfehlungen

Die Analyse und die Beurteilung fUhren die Kommission Familienleitbild zu folgenden
Empfehlungen:

— In den Kantonen Obwalden und Nidwalden soll ein Familiengesetz eingefUhrt
werden.

— Die Aufsicht Gber die Umsetzung und den Vollzug der Familienpolitik soll vom Ge-
sundheits- und Sozialdepartement im Kanton Obwalden und von der Gesund-
heits- und Sozialdirektion im Kanton Nidwalden Ubernommen werden.

— Der Vollzug wird in beiden Kantonen den bestehenden kantonalen Sozialdmtern
Ubertragen, deren Aufgabenbereich neu zu definieren und zu erweitern ist. Der
Name soll neu lauten: Amt fir Familien und Soziales

6.3 Soziale Sicherheit

Der Bereich Soziale Sicherheit hat die Aufgabe und das Ziel die wirtschaftliche Eigen-
standigkeit der betroffenen Personen zu sichern und individuelle Armut zu verhindern.
Die Beurteilung des Inventars und die Analyse der Aufgabenerfillung haben erge-
ben, dass die Koordination und Abstimmung zwischen den einzelnen Leistungen so-
wie die Ubersicht fUr die betroffenen Personen nicht sichergestellt sind.

Die Kommission empfiehlt daher die Schaffung eines Koordinationsgesetzes zur Siche-

rung der Zusammenarbeit in der sozialen Sicherheit und der Umsetzung der Armuts-

bekdmpfung mit folgenden Aufgaben:

— Beratung und Abkldrung von Anspriche im gesamten Sozialen Netz der Schweiz
und in den Kantonen

— Einleitung von kantonalen Anspriche wie: Prémienverbiligung, Ausbildungsbei-
trdge, Kleinkinderzulagen, ev. Familienzulagen und der wirtschaftlichen Sozialhilfe

— Vermittlung von geeigneten Beratungsstellen

— Einheitliches Verfahren in den in dieser SGule aufgefUhrten Leistungen

Mit diesem Gesetz soll erreicht werden, dass koordinierte und gebundelte Massnah-
men zur Erhaltung der wirtschaftlichen Selbststandigkeit ergriffen werden kbnnen und
damit eine grosstmogliche Verhinderung von Armut erreicht werden kann.

Im Folgenden werden die einzelnen Bereiche der Sozialen Sicherheit n&her beleuch-
teft.

6.3.1 Information und Beratung soziale Sicherheit

6.3.1.1 Ausgangslage

Der Zugang zu bundesrechtlichen und kantonalen Leistungen (Sozialversicherungen,
Leistungen im Bereiche des Kindsrechtes wie auch private Hilfen) ist fUr Betroffene
eher schwierig. Dieser Umstand ist auf Bundesebene zum Teil erkannt worden. Die
Beratung und Aufklarungspflicht nimmt als Konsequenz im neuen Bundesgesetz Gber
den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG), welches im Jahr 2003 in
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Kraft getreten ist, einen wichtigen Stellenwert ein¥. Ebenso ist das Koordinationsrecht
im ATSG neu geregelt. In der laufenden Revision des Krankenversicherungsgesetzes
(KVG) ist zudem vorgesehen eine unabhdngige Beratung fir Versicherte einzurich-
ten.

Das Inventar der Leistungen in den Kantonen Ob- und Nidwalden zeigt auf, dass vie-
le kantonale und private Leistungen fUr Familien vorgesehen sind. Wer jedoch das
Wissen darUber nicht hat, findet den Weg nicht dazu. Die Arbeitsgruppe Grundlagen
ist in ihrem Bericht zum Inventar zum Schluss gekommen, dass fur die Betroffenen —
Familien mit Kind(ern) — der Zugang zu Informationen, Beratung und Hilfen in vielen
Bereichen schwierig und aufwdandig ist4!.

6.3.1.2 Inhalte

In Form von Information und Beratungen soll den Betroffenen, nicht nur Familien,
kompetent der Weg zu moglich Anspruchen und Leistungen in der sozialen Sicherheit
der Schweiz aufgezeigt werden. Zudem soll im Rahmen des Subsidiarit&tsprinzips ver-
hindert werden, dass unndtig kantonale und kommunale Leistungen ausbezahlt
werden. Weiter sollen kantonale, kommunale und private Leistungen den Hilfesu-
chenden vermittelt werden. Ebenso soll denjenigen Personen, die persénliche Bera-
tung suchen, eine geeignete Fachstelle vermittelt werden. Die Beratung zur sozialen
Sicherheit soll ebenfalls den kantonalen und kommunalen Behérden zur Verfugung
stehen, wie z.B. Sozialhilfebehorden. Das fachliche Wissen und die Zusammenarbeit
soll mit den kantonalen Ausgleichskassen sichergestellt werden.

6.3.1.3 Empfehlungen

Im Bereich der sozialen Sicherheit soll eine kompetente Auskunfts- und AbklGrungs-
stelle eingerichtet werden, damit Anspriche und Leistungen abgeklart und erschlos-
sen werden kénnen. Die Subsidiaritat in der SGule Soziale Sicherheit soll damit ge-
wdahrt sein.

Dieser neue Aufgabenbereich soll in beiden Kantonen in den neu definierten Amtern
fOr Familie und Soziales wahrgenommen werden.

6.3.2 Individuelle Pramienverbilligung (IPV)

6.3.2.1 Ausgangslage

Personen in schwachen wirtschaftlichen Verhdaltnissen haben Anspruch auf Prémien-
verbilligung seit dem 1. Januar 199642, Die Ausrichtung der Prdmienverbilligung ist
Aufgabe der Kantone. In den Kantonen Obwalden und Nidwalden wird eine Aus-
schépfung der Prdmienverbiligung zu mindestens 50% bereits praktiziert. Zurzeit ist

37 Art. 27 ATSG, siehe auch Kommentar zum ATSG, U. Kieser, Schulthess Verlag, 2003, Seiten 314 ff.

40 Art. 70 ATSG, siehe auch Kommentar zum ATSG, U. Kieser, Schulthess Verlag, 2003 Seiten 720 ff. , siehe
auch Tafel: 75,76, 77, 78, 79, 80 und 81 befreffend Koordinationsrecht in der sozialen Sicherheit, Tafel
zum schweizerischen Sozialversicherungsrecht, U. Kieser und G. Riemer-Kafka, 3. Auflage, Schiussverlag
41 siehe Anhang Bericht Arbeitsgruppe zum Inventar vom 14. Oktober 2002

42 Verordnung Uber die Beitrdge des Bundes zur Prémienverbilligung in der Krankenversicherung vom 18.
Mdarz 1994; EinfGhrungsgesetz zum KVG Kanton Obwalden; EinfGhrungsgesetz zum KVG Kanton Nidwal-
den
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das Bundesgesetz in Revision*. Die weitere Entwicklung in diesem Bereich muss in
Zukunft berUcksichtigt werden und ist momentan noch nicht abschétzbar.

6.3.2.2 Inhalte

Neu soll die Mdglichkeit bestehen, dass die Einleitung von Ansprichen Uber die neu
zu schaffende Auskunfts- und Abkldrungsstelle erfolgen kann. Betroffene sollen je-
doch wie bisher ihre Anspriche direkt an die kantonale Stelle richten kdnnen.

6.3.2.3 Empfehlungen

Im Rahmen eines Koordinationsgesetzes soll ein einheitliches Verfahren eingerichtet
werden.

Hinweise zum Kanton Obwalden:
FUr die IPV ist das Finanzdepartement zustandig

Hinweise zum Kanton Nidwalden:
FUr die IPV ist die kantonale Ausgleichskasse zustandig

6.3.3 Ausbildungsbeitrage

6.3.3.1 Ausgangslage

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden sind Stipendien und Ausbildungsbeitra-
ge Uber kantonale Gesetze44 abschliessend normiert.

6.3.3.2 Inhalte
Materiell sind keine Anderungen vorgesehen.

6.3.3.3 Empfehlungen

Im Rahmen des Koordinationsgesetzes soll ein einheitliches Verfahren eingerichtet
werden.

Hinweise zum Kanton Obwalden:
FUr Stipendien und Ausbildungsbeitrage ist das Finanzdepartement zusténdig.

Hinweise zum Kanton Nidwalden:
FUr Stipendien und Ausbildungsbeitrage ist die Bildungsdirektion zustandig.

43 Stand KVG-Revision zur Prdmienverbilligung und Kinderprémien: ,,Fir die gezielte Prdmienverbilligung
wird eine maximale Belastung des Einkommens durch die KVG-Pramien festgelegt. FOr Familien mit Kin-
dern liegt dieses Sozialziel je nach Einkommen zwischen 2 und 10%, fir Alleinstehende zwischen 4 und
12%, gemass Beschluss des Nationalrats kénnen die Kantone eine Einkommensobergrenze festsetzen. FOr
das zweite Kind wird die Préimie auf die Halfte verbilligt. Ab dem dritten Kind Ubernimmt der Staat die
ganze Prémie. Auszug aus der Zeitschrift Soziale Sicherheit CHSS 4/003 Seiten 178ff.

44 sieche Gesetze im Anhang
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6.3.4 Kleinkinderbetreuungszulagen

6.3.4.1 Ausgangslage

Wegen ungenugendem oder fehlendem Einkommen besteht die Gefahr, dass Kin-
der bereits in den ersten Lebensjahren in ,,Armut” aufwachsen, d.h. ihre Eltern sind
auf regelmassige wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen. Die Ursachen dafir sind viel-
faltig. Diese , Elfernarmut" kann die Kinder prdgen und in der sozialen Entwicklung,
wie dies durch verschiedene Studien belegt wird, mdglicherweise behindern und
benachteiligen4. Unter Fachleuten ist es unbestritten, dass der Teufelskreis der Armut
durchbrochen werden kann, wenn diese erst gar nicht erlebt werden muss4.

Das Tessinermodell hat in den lefzten sieben Jahren bewiesen, dass mit einer geziel-
ten Férderung der finanziellen Unabhdngigkeit von Eltern der Armut mit Wirkung be-
gegnet werden kann. Die finanzielle UnterstUtzung von Eltern alleine genugt jedoch

nicht. Diese Form von UnterstUtzung muss in ein Gesamtkonzept, d.h. eine universelle
Familienpolitik, eingebettet werden, damit die Familien auch in anderen Bereichen

gefdérdert werden kbnnen, wie z.B. in den Erziehungsaufgaben, der Reintegration in

die Arbeitswelt etc.

6.3.4.2 Inhalte

Familien mit einem oder mehreren Kinder von denen eines unter vier Jahre alt ist, sol-
len in Form von Kleinkinderbetreuungszulagen finanziell unterstUtzt werden. Die Unter-
stUtzung richtet sich nach den Rahmenbedingungen der Ergédnzungsleistungen. So-
mit bildet das sozialversicherungsrechtliche Existenzminimum die Grenze des An-
spruches. Die UnterstUtzung umfasst die gesamte Familie. Sozialhilfe fé&llt damit in den
meisten Fallen weg. Mit diesem System wird ein Versorgungsprinzip*’ eingerichtet.

Die Finanzierung ist durch Einsparungen im Sozialhilfebereich und durch eine Umver-
teilung von Kinderzulagen, d.h. Verzicht auf eine allgemeine Erhdhung von Kinderzu-
lagen und Zuwendung dieser Gelder an die Kleinkinderbetreuungszulagen méglich.
Sollte die Umverteilung der Erhdhung der Kinderzulagen politisch nicht realisiert wer-
den kdnnen, so wdre eine Finanzierung durch den Kanton sicherzustellen. Die detail-
lierten Finanzierungsgrundlagen finden sich im Anhang. Der Grundsatz der Férderung
der Familie bez. der Kinder soll hier im Vordergrund stehen und nicht nur die Aspekte
der Finanzierung.

6.3.4.3 Konzeptuelle Grundlagen und wichtige gesetzliche Bestimmungen als Ver-
gleich im Kanton Tessin

Konzeptuelle Grundlagen:

— Das Ziel der Zulagen ist die Finanzierung der direkten finanziellen Lasten der Kin-
der, die in einer Familie entstehen
— Die Zulagen sind also Ergdnzungseinkommen

45 Walter Weiss ,,Gesundheit in der Schweiz Seismo Verlang 1993 Seiten 194 ff.; Erwin Carigiet ,,Gesell-
schaftliche Solidaritat”, Helbing &Lichenhahn Verlag, 2001, Seiten 135 ff.

46 Siehe auch Soziale Sicherheit CHSS 4/2003 Schwerpunkt: ,,Armut — auch in der Schweiz eine Realitat
47 Erwin Carigiet, Gesellschaftliche Solidaritdt, Helbing & Lichtenhahn, 2001, Seiten 67 ff.
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— Die Ergdnzungs- und die Kleinkinderbetreuungszulagen sind gezielte Familienzula-
gen, die die Existenzsicherung der Einelternfamilie oder Zweielternfamilien mit ge-
ringem Einkommen garantieren.

— Die Universalitat der Zulage (unabhdéngig von der Tatigkeit der Eltern), die Selekti-
vitat in Bezug auf die BedUrfnisse und das verfugbare Einkommen sowie die Soli-
darit@t sind notwendige Grundlagen

Gesetzliche Grundlagen der Kleinkinderbetreuungszulage im Tessin:

Personlicher Anwen- Materieller Anwen- Leistungen
dungsbereich dungsbereich
Alle Schweizer und ausléndi-  Alleinstehende Eltern und Die Leistungen beziehen sich
schen Staatsbirger die seit verheiratete oder zusam- auf die Familienzusammen-
mindestens drei Jahren im menlebende Eltern haben setzung (Verbrauchseinheit)
Tessin wohnhaft sind, mit un-  Anspruch auf eine Deckung  und ihre finanzielle Lage (ver-
genugenden Einkommen. des Lebensbedarfes der Fa-  fugbares Einkommen).
milie (Verbrauchseinheit),
falls mindestens eines der Die Leistung entspricht der
Kinder weniger als drei Jahre  Differenz zwischen den aner-
alt ist. kannten Ausgaben der Fami-

lie und allen Einkommen im
Sinne der Ergénzungsleistung
(ELG)

Bedingungen fUr den Anspruch auf Kleinkinderbetreuungszulagen:

fOr Einelternfamilien

— Zusammenwohnen Elternteil und Kind

Seit mindestens drei Jahre im Kanton wohnhaft

Das verfUgbare Einkommen, wie Arbeitseinkommen, Ausbildungszulagen und
Alimente, muss geringer sein als das sozialversicherungsrechtliche Existenzmini-
mum im Sinne der Ergdnzungsleistungen [ELG].

Alter des Kindes

fUr Zweielternfamilien zusatzliche Bedingungen

— ein Elternteil muss seit mindestens seit drei Jahren im Kanton wohnhaft sein

— Ubt derjenige Elternteil, der sich nicht der Betreuung des Kindes widmet, ohne
Angabe von rechtfertigenden Grinden nur eine Teilzeit- oder keine Erwerbstatig-
keit aus, so wird ihm ein hypothetisches Einkommen verrechnet

UnterstUtzungsmassnahmen gemass Familiengesetz#®

—  Ubermnahme der Kosten fUr die Unterbringung eines Kindes in einer Kinderkrippe
oder in einer Tagesfamilie (anerkannt gemdass Familiengesetz) wahrend der Arbeit
der Eltern die Kleinkinderbetreuungszulagen beziehen

— Anerkannte weitere Kosten gemass Familiengesetz

48 Das Familiengesetz ist vom Grossen Rat des Kantons Tessin Ende September 2003 veralb-
schiedet worden. Das Gesetz fritt voraussichtlich im Januar 2004 in Kraft
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6.3.4.4 Empfehlungen

Die Kommission Familienleitbild empfiehlt die EinfOhrung der Kleinkinderbetreuungszu-
lagen in den Kantonen Obwalden und Nidwalden. Dafur soll eine entsprechende
gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Dieses Gesetz soll auf eine Dauer von
sieben Jahre beschrénkt werden#. Erfolg und Wirkung sollen geklart und belegt wer-
den bevor Uber eine allfallige definitive EinfUhrung entschieden wird. Als Konsequenz
muss der Eintritt in den Kindergarten ab dem vollendeten vierten Altersjahr mdglich
sein, damit die Eltern eine Arbeitstatigkeit aufnehmen kénnen. Das Tessinermodell
kann, auch in Varianten, in den Kantonen Ob- und Nidwalden mit entsprechenden
Anpassungen Ubernommen werden.

Hinweise zum Kanton Obwalden:

FUr die vollumféngliche EinfUhrung des Tessinermodells wird zusatzlicher eine separa-
ter Bericht erstellt, damit das Postulat 53.01.01 beantwortet werden kann. Dieser Be-
richt wird selbstverstdndlich dem Kanton Nidwalden ebenfalls zur VerfGgung gestellt.
Um die vorgeschlagene Finanzierung zu realisieren muss das kantonale Kinderzulo-
gengesetz gedndert werden.

Hinweise zum Kanton Nidwalden:
Um die vorgeschlagene Finanzierung zu realisieren muss das kantonale Kinderzula-
gengesetz gedndert werden.

6.3.5 Familienzulagen

6.3.5.1 Ausgangslage

Armut, d.h. Abhdngigkeit von wirtschaftlicher Sozialhilfe wegen ungenigendem oder
fehlendem Einkommen ist ebenfalls bei Familien feststellbar die ein Kind haben das
Uber vier Jahre alt ist, oder mehrere Kinder von denen das jungste Uber vier Jahre alt
ist.

6.3.5.2 Inhalt

Familien mit einem oder mehreren Kindern, wovon das jungste Uber vier Jahre alt ist,
sollen finanziell in Form von Familienzulagen unterstUtzt werden. Die UnterstUtzung
wird im Gegensatz zur Kleinkinderbetreuungszulage, welche die ganze Familie um-
fasst, fUr die Existenzsicherung des Kindes oder der Kinder gemdass Ergénzungsleistun-
gen (ELG) ausgerichtet. Die UnterstUtzung endet sobald das Kind oder das jingste
Kind das 15. Altersjahr erreicht hat.

4? Die Form von zeitlich beschrédnkten Gesetzes ist bereits im Kanton Solothurn mit Erfolg angewendet
worden (Suchthilfegesetz) und im KVG ist im Bereich der Komplementé&rmedizin ist zur Zeit ebenfalls eine
7 Jahres gesetzlich Frist eingerichtet bevor Uber die definitive EinfGhrung entschieden wird
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6.3.5.3 Gesetzliche Grundlagen der Ergédnzungszulage im Tessin:

Personlicher Anwen- Materieller Anwen- Leistungen
dungsbereich dungsbereich
Alle Schweizer und auslandi- Die Eltern haben Anspruch auf  Die Leistungen beziehen sich
schen Staatsbirger die seit die Deckung des Lebensbe- auf die Familienzusammenset-
mindestens drei Jahren im Tes-  darfs ihrer Kinder, welche das zung (Verbrauchseinheit) und
sin wohnhaft sind, mit unge- Alter von fUnfzehn Jahren inre finanzielle Lage (verfGg-
nigenden Einkommen. noch nicht erreicht haben. bares Einkommen).

Die Ergdnzungszulage deckt Die Leistung entspricht der

also die direkten Kinderkosten.  Differenz zwischen den aner-
kannten Ausgaben der Fami-
lie und allen Einkommen im
Sinne der Ergénzungsleistung
(ELG)

Bedingungen fUr den Anspruch auf Ergénzungszulagen:

— Zusammenwohnen

— Seit mindestens drei Jahre im Kanton wohnhaft

— Das verfugbare Einkommen einer Familie wie Arbeitseinkommen, Ausbildungszu-
lagen und Alimente muss geringer sein als das sozialversicherungsrechtliche Exis-
tenzminimum im Sinne der Ergdnzungsleistungen [ELG].

— Alter des Kindes

6.3.5.4 Empfehlungen

Die Kommission Familienleitbild beurteilt die EinfGhrung der Familienzulagen als win-
schenswert. Die Realisierung ist jedoch ohne zusatzliche Mittel aus der Staatskasse
nicht denkbar, da andere Finanzierungsquellen kaum erschlossen werden kdnnen.
Die detaillierten Finanzierungsgrundlagen finden sich im Anhang.

Priorit@r mUssen aus Sicht der Kommission Familienleitbild die Kleinkinderbetreuungs-
zulagen behandelt werden. Zudem muss die Abldsung von der Kleinkinderbetreu-
ungszulagen zur wirtschaftlichen Eigenstandigkeit mit allen zur VerfGgung stehenden
Mitteln und Instrumenten unterstitzt werden. Im Bereich der sozialen Sicherheit (z.B.
Arbeitslosenversicherung) stehen dafir Méglichkeiten bereit, welche konsequent
angewendet werden mussen0,

Hinweise zum Kanton Obwalden und zum Kanton Nidwalden:

Zu bemerken ist, dass das Volkseinkommen in Ob- und Nidwalden zwar unterschied-
lich ist, die individuelle finanzielle Situation der betroffenen Familien sich jedoch nicht
unterscheiden.

30 siehe dazu auch im Bereich Soziale Sicherheit unter Punkt 6.3.1
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6.3.6 Sozialhilfe

6.3.6.1 Ausgangslage

Die materielle wirtschaftliche Sozialhilfe sowie die innerkantonale Zustandigkeit ist in
den kantonalen Sozialhilfegesetzgebungen geregelts!. Im Kanton Nidwalden besteht
fUr Betroffene und die Sozialhilfebehoérden der Gemeinden die Mdglichkeit, sich
durch den kantonalen Sozialdienst zentral und von ausgebildeten Fachpersonen be-
raten zu lassen. Im Kanton Obwalden ist dies einzig Sache der Gemeinden, welche
Uber unterschiedliche Strukturen in der Umsetzung der Sozialhilfe verfGgen.

6.3.6.2 Inhalte

Es soll in beiden Kantonen kinftig mdglich sein, Information und Vermittlung von Hilfe-
leistungen (insbesondere die Abkldrung der Subsidiaritat bei den Leistungen im Rah-
men der sozialen Sicherheit) Uber die neu zu schaffende Auskunfts- und Abkldrungs-
stelle zu erhalten. Betroffene sollen jedoch weiterhin inre Anspriche auch direkt an
die kommunale Behdrde richten kénnen.

6.3.6.3 Empfehlungen

Die Kommission empfiehlt auch hier die Einrichtung eines einheitlichen Verfahrens im
Rahmen eines Koordinationsgesetzes und die Schaffung einer Auskunfts- und Abkl&-
rungsstelle zur UnterstUtzung der Behdrden und Betroffenen im Bereiche der gesam-

ten Sozialen Sicherheit, damit die Subsidiaritat besser wahrgenommen werden kann.

51 sieche Gesetze im Anhang
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6.4 Kultur, Arbeit und Familie
6.4.1 Familienerganzende Kinderbetreuung

Verschiedene politische Vorstdsse auf kommunaler, kantonaler und nationaler Ebene
in der Schweiz verlangen die Erhdhung des ausserfamiliGren Betreuungsangebots,
sodass eine gleichgestellte Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau méglich wird und
allein stehende Elternteile oder Haushalte, die auf zwei Einkommen angewiesen sind,
einer Erwerbsarbeit nachgehen kénnen. Dass sich die UnterstGtzung ausserfamiliérer
Betreuungsangebote fUr die 6ffentliche Hand auch rechnet, hat eine kirzlich vom
Sozialdepartement ZUrich in Auftrag gegebene Studie nachgewiesens2. Verschiede-
nen Orts wird daher das Betreuungsangebot erhdht, um dem Bedarf nach freien
Platzen nachzukommen und die Wartelisten zu verkleinern. HierfUr sind auch neue
Finanzierungsformen von ausserfamiliérer Kinderbetreuung erarbeitet worden, damit
fUr alle Beteiligten (Gemeinde, Krippen, Eltern) die vorhandenen Mittel unbUrokra-
tisch, zielgerichtet und fransparent eingesetzt werden kénnen.

Die Kantone Ob- und Nidwalden befinden sich in einer gegenseitig vergleichbaren
Situation. Die Auswertung des Inventars> der Angebote in beiden Kanton hat ge-
zeigt, dass im Bereich der familienergdnzenden Kinderbetreuung verschiedene An-
gebote bestehen, zum Teil aber mit ganz eingeschréankten Offnungszeiten (zum Teil
nur 2-mal pro Monat). Die Finanzierung erfolgt zum grdssten Teil Uber Elternbeitrage,
die kostendeckend sind. Dabei handelt es sich z.B. bei der Tagekrippe in Stans um
einen Elternbeitrag von Fr. 95.00 pro Tag und in der Krippe Sachseln um einen Eltern-
beitrag von Fr. 85.00 pro Tag. Die Vereinbarkeit Beruf und Kinder wird durch dieses
Angebote nicht optimal unterstUtzt und muss dringend weiterentwickelt werden.

Zu unterscheiden ist zwischen schulischen Angeboten (Horte, Kindergarten, Tages-
schule) und ausserschulischen Angeboten (Krippe, Spielgruppen etc.).

6.4.1.1 Schulische Angebote

In beiden Kantonen sehen die Schulgesetze®* vor, dass Kindergartenangebote be-
reits ab dem fUnften Lebensjahr zur VerfUgung stehen kénnen, falls sich die Gemein-
de zur EinfUhrung eines zweijdhrigen Kindergartens entscheidet.

GegenUber ausserschulischen Betreuungsformen hat der Kindergarten fur die Eltern
den Vortell, dass in der Gemeinde ein Anspruch auf die Zuteilung eines Platzes be-
steht. Zudem sind auf Grund von tendenziell ricklaufigen Schilerzahlen RGumlichkei-
ten voraussichtlich in ausreichendem Masse vorhanden, sodass Kosten eingespart
werden kénnen. Finanziell belduft sich der Betrieb eines Kindergartens (inkl. Over-
headkosten und Liegenschaftskosten) auf ca. Fr. 6’000-7'000.00 pro Kind und Jahr.

Eher nachteilig wirken sich die beschrénkten Offnungszeiten von Kindergérten aus.
Vorzusehen wdare allenfalls die Mdglichkeit der Einrichtung von Tageskindergdarten
oder die Senkung des Einftrittsalters in die Horte. Im Weiteren ist die Betreuungsintensi-

*2 Muller Kucera, Karin and Tobias Bauer (2001) Volkswirtschaftlicher Nutzen von Kindertagesstatten.
Welchen Nutzen 16sen die privaten und stddtischen Kindertagesstétten in der Stadt ZUrich aus?: Sozial-
departement der Stadt ZUrich

53 siehe Anhang

54 siehe Gesetze im Anhang
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tat in den Kindergdrten gegenuber Krippen viel geringer. Zudem ist wdhrend den
ganzen Schulferien das Betreuungsangebot nicht vorhanden, was berufstatige Eltern
vor grosse Probleme stellt.

6.4.1.2 Ausserschulische Angebote

Voraussetzung zur gezielten Férderung von ausserschulischen Angeboten ist die Be-
reitschaft von Privaten, solche Angebote zu redlisieren, will die &ffentliche Hand nicht
als Tréger dieser Einrichtungen auftreten. Die gesamtschweizerische Entwicklung
zeigt eher in Richtung von privaten Tragerschaften. Daneben ist die Betreuung der
Kinder durch eigene Familienangehorige (z.B. Grosseltern) von grosser volkswirt-
schaftlicher Bedeutung und muss in der zukUnftigen Familienpolitik soweit méglich
berUcksichtigt und ausdricklich auch anerkannt werden.

Der Bund stellt gewisse finanzielle Mittel fUr ausserschulische Angebote zur Verfugung.
Am 1. Februar 2003 trat die Verordnung des Bundes bezuglich der Anstossfinanzie-
rung neuer familienergénzender Betreuungsangebote in Kraftss. Neu geschaffene
Platze werden vom Bund mit maximal Fr. 5'000.00 pro Jahr wéhrend drei Jahren mitfi-
nanziert (Art. 5 Abs. 2 Gesetz und Art. 4 Abs. 1 und Anhang 1 der Verordnung). Somit
kann durch diese Mitfinanzierung eine kurzfristige Entlastung der Kosten in beiden
Kantonen erreicht werden. Um diese Gelder zu erhalten muss aber die Finanzierung
dieser Betriebe auch Uber die beitragsberechtigte Anzahl Jahre hinaus sichergestellt
sein. FUr diese Restfinanzierung sind verschiedene Modell mdglich.

Ob Angebote der Verwaltung oder Angebote von Privatorganisationen, die Finan-
zierung kann auf den Extrempolen einer Geraden als sogenannte ,,Objekifinanzie-
rung" oder als ,,Subjektfinanzierung" vorgenommen werden. Es gibt dabei aber ver-
schiedene Zwischen- und Kombinationsvarianten, Objekt- und v.a. Subjektfinanzie-
rung kommen selten in ihrer Reinform zum Einsatz.

Objektfinanzierung:
Betrag wird aufgrund
des Budgets den
leistungserbringen-
den Organisationen
ausbezahlt, entwe-
der als Fixbetrag
oder als Defizitgaran-
fie.

Mischfinanzierung:
Auszahlung eines
gewissen Sockelbei-
trags an das Objekt;
Ubrige Zahlungen an
das Objekt erfolgen
aufgrund der Anzahl
Personen, welche die
Angebote brauchen.

Abgeschwéchte
Subjektfinanzierung:
Auszahlung an Ob-
jekt aufgrund Anzahl
Personen, welche

Angebote brauchen.

Subjektfinanzierung: mit-
tels Gutscheinen, welche
die Gemeinde den Sub-
jekten aushéndigt, kaufen
sich bezugsberechtigte
Personen die gewinsch-
fen Leistungen ein. Wo sie
diese Leistungen einkau-
fen ist entweder génzlich
frei oder dann aber be-
steht Wahlfreiheit im
Rahmen einer vorgéngig
bestimmten Auswahl, z.B.
nur dort, wo die Gemein-
de Leistungsvertrage
abgeschlossen hat.

*® SR 861.1 Verordnung Uber Finanzhilfen fir familienergénzende Kinderbetreuung vom 9. Dezember
2002 in Kraft seit 1.2.2003; dieses Finanzierungsinstrument ist aber nicht unbestritten und hangt konkret
davon ab, wie viel Geld der Bund tatséchlich im Rahmen der Genehmigung der jeweiligen Jahres-
budgets zur Verfigung stellt.
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Ob Objekt- oder Subjekitfinanzierung, es ist notwendig, eine Vorstellung darGber zu
haben, welcher Leistungen man zu welchem Preis bedarf, wie man diese am besten
organisiert und bestellt und wie die AuftragsausfGhrung Uberprift werden kann.

Im Kanton Nidwalden bestehen bei wenigen familienergdnzenden Angeboten be-
reits heute Leistungsvertrdge zwischen dem Gemeinwesen und den privaten Trager-
schaften.

6.4.1.3 Empfehlung

Beide Kantone fordern gerzielt die Sicherstellung und den Ausbau der familienergdn-

zenden Kinderbetreuung. Sie erreichen dies u.a. mit

— dem Betrieb von Kindergdrten ab dem vollendeten vierten Lebensjahr

— dem Aufbau einer subjektorientierten Mitfinanzierung der Betreuungsplatze durch
die Gemeinwesen und damit Mitverantwortung bei der Steuerung des Angebo-
tes

— der EinfUhrung eines einheitlichen Elternbeitragssystems fur alle familienergdnzen-
den Befreuungsangebote nach einheitlichen Tarifen fur die Eltern (schulische und
ausserschulische Angebote; institutionelle und private Angebote)

— der periodischen Planung und Evaluation der angebotenen Dienstleistungen

6.4.2 Steuern

6.4.2.1 Ausgangslage

Uber die Steuerpolitik kdnnen Familien finanziell entlastet werden. Fir arme Familien
ist das Mittel der Steuerentlastung jedoch kaum wirksam. Effektive Armutsbekdmp-
fung Uber Steuerentlastung zu betreiben ist wenig aussichtsreich, da einkommens-
schwache Familien bereits sehr geringe bis keine Steuern bezahlen.

Die Steuerbelastung zwischen Obwalden und Nidwalden ist sehr schwierig zu beurtei-
len da in Nidwalden der Steuerfuss generell viel tiefer liegt als in Obwalden, in Ob-
walden aber gerade in Bezug auf Familien zum Teil mehr Abzige gemacht werden
kénnen (z.B. 100% Kinderbetreuungskosten). Die Arbeitsgruppe hat Modellrechnun-
gen an Hand von typischen Haushalten angestelltsé. In diesen Modellrechnungen
zeigt sich, dass im Kanton Obwalden tendenziell die Familien und allein Erziehenden
mit geringem Einkommen markant héher besteuert werden als im Kanton Nidwalden
bei einem generell hbheren Steuerniveau. Dieser Umstand ist im Wesentlichen damit
zu erklaren, dass durch das geringere durchschnittliche Volkseinkommen der Kanton
Obwalden zur Sicherstellung der Finanzierung der Kantonsausgaben die verfugbaren
Einkommen héher belasten muss.

In der Studie Wyss/Knupfers” werden die verschiedenen Budgetposten, welche fur
die Existenzsicherung der Familien und allein erziehenden Personen detailliert aufge-
listet. Es zeigt sich, dass fUr dieses Segment der Budgetposten Steuern ein eher gerin-
ger Posten darstellt. Vielmehr fallen die Kosten fur Fremdbetreuung, Alimentenbevor-
schussung und Miete ins Gewicht.

56 siehe dazu im Anhang Bericht zum Inventar vom 14. Oktober 2002
57 Wyss/Knupfer 2003
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6.4.2.2 Empfehlung

Auf Grund der unterschiedlichen Ausgangslage und des geringen Einflusses auf die
tatsachliche Belastung der Familie lassen sich fUr die beiden Kantone keine gemein-
samen Massnahmen empfehlen. Im Kanton Nidwalden kdnnte durch eine Erhéhung
des Abzugs der Fremdbetreuungskosten eine gezielte Entlastung von Familien er-
reicht werden.

6.4.3 Kultur

6.4.3.1 Ausgangslage

Beide Kantone verfugen Uber viele AkfivitGten im kulturellen Bereich. Dabei steht die
Privatinitiative klar im Vordergrund. Die Férderung und UnterstUtzung der bestehen-
den Akfivitaten ist eine klassische Querschnittsaufgabe, an welcher ganz unter-
schiedliche Partner partizipieren. In beiden Kantonen bestehen zudem gesetzliche
Grundlagen respektive Konzepte, welche die UnterstUtzung der Aktivitdten vorse-
hens8. In Nidwalden wurde per 1. Mai 2003 eine kantonale Stelle fur offene Jugend-
arbeit (kant. Jugenddelegierte) geschaffen.

Zur Kultur gehort auch die Integration der ausldndischen Bewohner/innen der beiden
Kantone. Insbesondere die ausldndischen Jugendlichen stellen eine zunehmend
wichtige StUtze unserer Gesellschaft dar. In beiden Kantonen sind diesbeziglich
noch wenige Ansatzpunkte zu erkennen. Der Kanton Obwalden hat ein Leitbild zur
Integration von Ausl@nderinnen und Ausldndern verabschiedet.

6.4.3.2 Empfehlungen

Um die privaten Initiativen besser unterstitzen zu kdnnen sind folgende Massnahmen
in Betracht zu ziehen:

— Forderung von familidren Aktivitdten durch die Schaffung respektive Unterstot-
zung eines Informationszentrums

— Schaffung eines Projektpools fUr AktivitGten im Rahmen von Familien (z.B. MUtter-
treffpunkte)

— gezielte UnterstUtzung von Vereinen, welche sich um die Jugend- und Familien-
férderung bemuhen (MUttertreffpunkte, Sportvereine, Musikvereine etc.)

— Zur Verfogung stellen von Infrastruktur und RGumlichkeiten zu gunstigen Konditio-
nen

— Schaffung und UnterstUtzung von Jugendireffpunkten durch das Gemeinwesen

— geizielter Aufbau von Integrationsprogrammen fur ausléndische Familien und Ju-
gendliche (z.B. auch im Zusammenhang mit Projekten Uber die Integrationsférde-
rung des Bundes)

58 7.B. OW: Gesetz Uber die Jugendhilfe (Art. 8, Férderungshilfen); NW: Konzept Uber die offene Jugend-
arbeit 2001, Schaffung einer Stelle offene Jugendarbeit durch den Landrat per 1.5.2003
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6.4.4 Zusammenarbeit Staat und Wirtschaft

6.4.4.1 Ausgangslage

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist eine der wichtigsten Herausforderungen
der Arbeitswelt und pragt nachhaltig die kinftige Entwicklung unserer Gesellschaft.
Ein zentraler Bestimmungsfaktor fUr die dusseren Lebensbedingungen von Familien
stellt in der heutigen Industrie- und Informationsgesellschaft das (Geld-) Einkommen
dar. In unserer marktwirtschaftlich geprégten Sozialordnung ist dies in erster Linie das
Ergebnis einer markt- und leistungsbestimmten Einkommensverteilung??. Dieses Ein-
kommen wird in erster Linie in der Arbeitswelt erwirtschaftet. Die Wirtschaft respektive
die Arbeitgeber sind darauf angewiesen, dass sich daher die Pflichten der Arbeit-
nehmenden fUr die Familie und fUr den Arbeitsplatz méglichst wenig gegenseitig be-
hindern. Hier zu kann einerseits die Wirtschaft mit entsprechenden Arbeitsformen,
andererseits der Staat mit unterstUtzenden Massnahmen z.B. im Betreuungsbereich
eine grosse Hilfeleistung bieten. In diesem Verhdltnis sind die Akteure der Wirtschaft
und die staatlichen Organisationen Partner in einem zentralen Prozess der Erhaltung
einer funktionierenden Wirtschaft, welche gleichzeitig garantiert, dass der Staat seine
Aufgaben wahrnehmen kann. Jeder der Partner hat in diesem Prozess eine Rolle,
welche mit gezielten Massnahmen zu férdern ist.

In der familienpolitischen Zielsetzung sollte das Einkommen von Eltern-Kind-
Gemeinschaften grundsatzlich auf deren unterschiedliche Lebenssituation mit abge-
stellt sein. Familiengrosse, erreichte Familienphase, Lebensbedarf, erbrachte familiale
und gesellschaftliche Leistungen bedingen Anpassungen auf verschiedenen Ebe-
nen, damit die Leistungsfahigkeit der Familien erhalten bleiben.

6.4.4.2 Empfehlungen

Eine aktive Rolle des Staates in diesem Verhdltnis kann mit folgenden Massnahmen
erreicht werden:

— Forderung der Eigenaktivitdtent® der Wirtschaft und des Gewerbes beziglich Fa-
milien (z.B. steuerliche BegUnstigungen von Massnahmen fUr die Familien inner-
halb des Betriebes)

— Lancierung und Finanzierung von Impulsprogrammen aus dem Wirtschaftsférde-
rungsfondss!

— Schaffung von optimalen Arbeitsbedingungen fUr Familien (Arbeitszeitmodelle,
Kinderbetreuung etc.) fUr staatliche Angestellte im Sinne einer Vorbildfunktion

— Vereinbarkeit mit der Arbeitswelt durch Schaffung von Blockzeiten, Mittagstischen
und Tagesschulstrukturen ereichen

— UnterstUtzung der Bestrebungen der Arbeitnehmer/innen sich weiterzubilden (Sti-
pendiengewdhrung)

5% siehe dazu: L. Meier-Schatz, Familiengrindung und Generationenprobleme, in:
http://www.profamilia.ch/d/pf daten fakten.htm (Stand Juli 2003)

60 siehe dazu ein Beispiel von Eigenaktivitaten einer Unternehmung in:
http://www.familienplattform.ch/familienplattform/unternehmen.htm (Stand Juli 2003)
61 siehe dazu Beispiel Kanton Basellandschaft: Impulsprogramm ,,Familie und Beruf* in:
http://www.baselland.ch/docs/vsd/familie/familie.ntm#top (Stand Juli 2003)
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6.5 Beratung
6.5.1 Pravention

6.5.1.1 Ausgangslage

In beiden Kantonen sind grosse Anstrengungen betreffend Gesundheitsférderung
und Pré&vention vorhandené2. Es besteht ein gemeinsames Konzept Uber die Forde-
rung dieser beiden Bereiche. Die Fachstelle Gesundheitsférderung und Prdvention
NW/OW orientiert sich an einer ganzheitlichen Sichtweise?3. So zielt die Gesundheits-
férderung darauf ab, dass sich die Menschen in ihrer Haut und ihrer Umgebung wohl
fOhlen, unabhd&ngig von ihrem Alter, inrer Hautfarbe, ihrer sexuellen Ausrichtung, von
korperlichen Gebrechen, psychischem Zustand und sozialem Milieu. Gesundheitsfor-
derung will die Lebensqualitét und das Wohlbefinden erhalten und verbessern. In der
Gesundheitsférderung geht es um die Aktivierung und Erhaltung von menschlichen
und natUrlichen Ressourcen, um gegenseitige UnterstUtzung und Partizipation. Im
ZLentrum steht die Gestaltung von Lebensweisen und Lebensrdumen fur das Wohlbe-
finden aller Menschen. Die Pravention orientiert sich nach bestimmten Krankheiten.
Sie fragt sich, was die Menschen krank macht. Prvention versucht, auf das Verhal-
ten der Menschen Einfluss zu nehmen, indem sie zum Ziel hat, Menschen von Hand-
lungsweisen abzuhalten, die sie gesundheitlich beeintrdchtigen kdnnen.

Mit diesem Versténdnis sind die Anliegen der Familien mitberucksichtigt.

6.5.1.2 Empfehlung
In diesem Bereich sind keine weiteren Empfehlungen abzugeben.

6.5.2 Beratung

6.5.2.1 Ausgangslage

Das Beratungsangebot in verschiedensten Bereichen, welche die Familie betreffen,
ist in beiden Kantonen grundsatzlich vorhandens4. Ein weiterer Ausbau drangt sich
zurzeit nicht auf.

Vielmehr gilt es, die zum Teil zersplitterten Angebote zu koordinieren, allenfalls ge-
meinsame Lésungen beider Kantone zu entwickeln (wie bei der Gesundheitsférde-
rung) und eine optimale Information der Bevélkerung sicherzustellen, was bereits
heute durch die Publikation von Rat und Hilfess in Papier und virtueller Form gut funk-
tioniert.

62 siehe dazu Inventar im Anhang

63 siehe dazu:

http://www.ow.ch/regierung verwaltung/departemente/sgd/gesundheitsamt/gesundheitsfoerderung
d.html#inhalt (Stand Juli 2003)

64 sieche dazu Inventar im Anhang

65 siche dazu: NW:

http://www.nw.ch/regierung verwaltung/direktionen/gesundheit soziales/sozialamt/beratungsstellen d
.html und OW:

http://www.ow.ch/regierung verwaltung/departemente/sgd/sozialamt/ratundhilfe d.html (Stand Juli
2003)
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Die Beratungen werden auf unterschiedlichen Ebenen, Gemeindeebene, Kantons-
ebene, Ebene Zentralschweiz, angeboten. Ziel muss es sein, im Sinne der Gewdhrung
einer optimalen Dienstleitung und Nutzen fUr die Bevdlkerung diese Beratungen so-
weit moglich an einem Ort anzubieten. Zum heutigen Zeitpunkt funktionieren diese
verschiedenen Beratungsstellen sehr autonom und nach eigenen Kriterien. Wichtig
sind aber die Sicherstellung einer vergleichbaren Qualitat der angebotenen Dienst-
leitungen und die Sicherung von qualitativen und quantitativen Daten fur die Wei-
terentwicklung und Gesamtplanung des Angebotes, damit die Leistungen au kiUnftig
in einem optimalen Kosten-Nutzenverhdltnis angeboten werden kdnnen.

6.5.2.2 Empfehlung
FUr den Beratungsbereich sind folgende Massnahmen zu planen:

— Aufbau einer kantonalen respektive Uberkantonalen Koordination der Angebote

— FErarbeitung und Installation eines kantonalen Qualitdtsmanagements Gber die
angebotenen Beratungsleistungen

— Schaffung eines Datenpools mit qualitativen und quantitativen Daten

— PrGfung der Zusammenlegung von Beratungsdiensten beider Kantone

— Schaffung von Beratungszentren mit polyvalenten Angeboten

6.5.3 Kinderschutz

6.5.3.1 Ausgangslage

Kindesschutz ist der Oberbegriff aller Interventionen, die die Verhinderung oder Besei-

tigung einer Situation beinhalten, in welcher das Kindeswohlé beeintréchtigt ist. Die-

se Beeintréchtigung kann in einer Gefdhrdung, einer Misshandlung oder einem Miss-

brauch liegen. Je nach der konkreten Situation sind unterschiedliche staatliche Stel-

len von Amtes wegen verpflichtet, tatig zu werden. Es ist zu prifen, ob die einschla-

gigen gesetzlichen Grundlagen wie

—  Art. 3 Abs. 3und Art. 19 Abs. 2 des Ubereinkommen Uber die Rechte der Kinder¢?
(Sicherstellung von wirksamen und effizienten Verfahren im Kinderschutzbereich,
Anforderungen an die Fachkompetenz der Institutionen und Behdrden)

— Art. 317 ZGB (Zusammenarbeit aller Stellen im Kinder- und Jugendbereich)

— Art. 10c OHG#8 neu, Verordnung zum OHG (nur zweimaliges Befragen des Kindes,
Rahmenbedingungen der Befragung)

in genigendem Masse umgesetzt werden.

Die Ausgangslage ist in diesem Bereich fUr beide Kantone eine unterschiedliche. Die
Behordenorganisation ist bei beiden Kantonen auf der Ebene des Gemeinderates
angesiedelt. FUr die Umsetzung der Massnahmen verfugt der Kanton Nidwalden Gber
eine zentrale Amtsvormundschaft, welche sich insbesondere auch im Bereich der
FUhrung von vormundschaftlichen Massnahmen fUr die Gemeinden anbietet. Eine
vergleichbare Institution fehlt im Kanton Obwalden. Bei der AbklGrung von Kindes-
schutzmassnahmen kénnen die Gemeinden des Kantons Nidwalden ebenfalls auf

66 vgl. ausfUhrlich dazu Biderbost Ivo, Die Erziehungsbeistandschaft, Freiburg 1996, Seiten 127ff,; Cyril
Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, Bern 1999, N.26.04a ff

67 SR 0.107 Ubereinkommen Uber die Rechte des Kindes In Kraft getreten fir die Schweiz am 26. Mérz
1997
68 SR 312.5 Bundesgesetz Uber die Hilfe an Opfer von Straftaten vom 4. Oktober 1991
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eine Dienstleistung auf kantonaler Ebene (Kantonaler Sozialdienst oder Jugend- und
Familienberatung) zurickgreifen. Im Kanton Obwalden zeichnet sich mit der Neube-
setzung der Stelle Jugend- und Familienberatung eine Losung ab, dass auch hier
kantonale Leistungen von den Gemeinden bezogen werden kénnen. Zudem be-
steht im Kanton Obwalden eine interdisziplindr zusammengesetzte Kinderschutzgrup-
pe, die die verantwortlichen Personen in den Gemeinden bei der Umsetzung von
schwierigen Situationen im Kindesschutzbereich unterstUtzen. Im Kanton Nidwalden
existiert eine Kriseninterventionsgruppe, welche sich auch mit Fragen des Kindes-
schutzes befasst.

Auf Bundesebene ist die Revision des Erwachsenenschutzrechtes im Gange?’. Diese
Revision tangiert den Bereich der Behdrdenorganisation. Neu ist die Schaffung eines
Fachgerichts vorgesehen, welches auch fur die Errichtung von Kindesschutzmass-
nahmen zust&ndig wdare.

In der Praxissituation ist die Abgrenzung zwischen Opferhilfe, Schule und Vormund-
schaftsbehdrde in vielen Féllen sehr unklar, was sich in Konflikten betreffend der Zu-
stndigkeit dussern kann.

6.5.3.2 Empfehlung
Folgende Massnahmen sind zu prufen:

— Schaffung einer zentralen Amtsvormundschaft mit dem Bereich Kindesschutz und
Erwachsenenschutzmassnahmen im Kanton Obwalden

— PrGfung der Zusammenarbeit dieser Stelle mit der Amtsvormundschaft des Kan-
tons Nidwalden

— PrUfung der Schaffung eines gemeinsamen (OW+NW) Fachgerichtes im Vor-
mundschaftsbereich, falls die Revisionsvorschldge in der laufenden Vernehmlas-
sung gestutzt werden (Zeithorizont ca. 2008)

— PrGfung einer Zusammenlegung Jugendgericht und Vormundschaftsbehdérde zu
einem Fachgericht

62 Gesetzesentwurf und Vernehmlassungsunterlagen zur Revision des Zivilgesetzbuches:
http://www.off.admin.ch/themen/vormund/intro-d.htm
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7 Empfehlungen und Massnahmen

Die Kommission Familienleitbild empfiehlt die folgenden acht
wichtigen Massnahmen zur Umsetzung der Familienpolitik in den
Kantonen Obwalden und Nidwalden:

Das Leitbild ist von den Regierungen der Kantone Obwalden
und Nidwalden in die Regierungsarbeit aufzunehmen und als
Leitlinie und Orientierung in der Familienpolitik anzuwenden.
Stichwort: Gesamtsicht Familienpolitik.

Ein neues Familiengesetz soll in den Kantonen Obwalden und
Nidwalden eingefUhrt werden.
Stichwort: Gesamtkonzept Familienpolitik.

Die wichtigen Bereiche der Familienpolitk—Soziale Sicher-
heit — Kultur, Arbeit und Familie — Beratung sollen
in das Familiengesetz integriert werden. Dazu gehdren auch die
entsprechenden Koordinations- und FUhrungsaufgaben.

Im Bereiche der Sozialen Sicherheit, d.h. Erhaltung der wirtschaft-
lichen Selbststéndigkeit und der Verhinderung von Armut, soll ein
einheitliches Verfahrens- und Koordinationsge-
setz eingefUhrt werden.

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden sollen die Klein-
kinderbetreuungszulagen eingefGhrt werden.

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden soll der Arbeitsbe-
reich der Kantonalen Sozialdmter mit den Aufgaben des Famili-
engesetzes erweitert werden und der Name dieser Amter auf
Amt fOr Familie und Soziales abgedndert werden.

In den Kantonen Obwalden und Nidwalden soll der Besuch von
Kindergdrten ab dem vollendeten vierten Lebens-
jahr moglich sein. Die Kantone sorgen dafUr, dass die notwen-
digen Einrichtungen vorhanden sind.

FOr die Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen soll zur

Begleitung und Aufsicht eine Kommission gebildet
werden, begrenzt auf sieben Jahre.
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Zudem empfiehlt die Kommission Familienleitbild weitere Massnahmen zur Umset-
zung der Familienpolitik in den Kantonen Obwalden und Nidwalden:

Soziale Sicherheit

— Auswertung und Beurteilung der Massnahme Kleinkinderbetreuungszulagen
betreffend Wirkung (Wirkungsanalyse).

— PrGfung der EinfUhrung und Beurteilung der EinfUhrung von Familienzulagen ab
dem fUnften Lebensjahr von Kindern, wenn sich die Kleinkinderbetreuungszulagen
bewdhren.

Schulische und ausserschulische Massnahmen

— der Aufbau einer Subjektorientierten Mitfinanzierung der Betreuungsplatze durch
die Gemeinwesen und damit Mitverantwortung bei der Steuerung des Angebo-
tes

— der EinfUhrung eines einheitlichen Elternbeitragssystems fUr alle familienerg&nzen-
den Befreuungsangebote nach einheitlichen Tarifen fur die Eltern (schulische und
ausserschulische Angebote; institutionelle und private Angebote)

— der periodischen Planung und Evaluation der angebotenen Dienstleistungen

Kultur

— Forderung von familidren AktivitGdten durch die Schaffung respektive Unterstut-
zung eines Informationszentrums

— Schaffung eines Projektpools fUr AktivitGten im Rahmen von Familien (z.B. MUtter-
treffounkte)

— gezielte UnterstUtzung von Vereinen, welche sich um die Jugend- und Familien-
férderung bemuUhen (Sportvereine, Musikvereine etc.)

— Zur VerfGgung stellen von Infrastruktur und RGumlichkeiten zu gunstigen Konditio-
nen

— Schaffung und UnterstUtzung von Jugendtreffpunkten

— gezielter Aufbau von Integrationsprogrammen fur ausl@ndische Familien und Ju-
gendliche (z.B. auch im Zusammenhang mit Projekten Uber die Integrationsférde-
rung des Bundes)

Zusammenarbeit mit der Wirtschatft

Foérderung der EigenaktivitéGten der Wirtschaft und des Gewerbes beziglich Fami-

lien (z.B. steuerliche BegUnstigungen von Massnahmen fUr die Familien innerhalb

des Betriebes)

— Lancierung und Finanzierung von Impulsprogrammen aus dem Wirtschaftsférde-
rungsfonds

— Schaffung von optimalen Arbeitsbedingungen fUr Familien (Arbeitszeitmodelle,
Kinderbetreuung etc.) fUr staatliche Angestellte im Sinne einer Vorbildfunktion

— Vereinbarkeit mit der Arbeitswelt durch Schaffung von Blockzeiten, Mittagstischen
und Tagesschulstrukturen ereichen

— UnterstUtzung der Bestrebungen der Arbeitnehmer/innen sich weiterzubilden (Sti-

pendiengewdhrung)
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Beratung

— Aufbau einer kantonalen respektive Uberkantonalen Koordination der Angebote

— FErarbeitung und Installation eines kantonalen QualitGtsmanagements Gber die
angebotenen Beratungsleistungen

— Schaffung eines Datenpools mit qualitativen und quantitativen Daten Uber die
Beratungsleistungen

- Gemeinsame Entwicklung eines effizienten Controllings der Beratungsleistungen

— PrGfung der Zusammenlegung von Beratungsdiensten beider Kantone

— Schaffung von Beratungszentren mit polyvalenten Angeboten

Kindesschutz

— Schaffung einer zentralen Amtsvormundschaft mit dem Bereich Kindesschutz-
massnahmen im Kanton Obwalden

— PrGfung der Zusammenarbeit dieser Stelle mit der Amtsvormundschaft des Kan-
tons Nidwalden

— PrGfung einer Zusammenlegung Jugendgericht und Vormundschaftsbehoérde zu
einem Fachgericht

Steuern

— Im Kanton Nidwalden kann durch eine Erhéhung des Abzugs der Fremdbetreu-
ungskosten eine gezielte Entlastung von Familien erreicht werden
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich Leistung Ziel der Leistung, sofern Gesetzliche Grundlage Trager Bemerkungen
vorhanden
Krankenversicherung Schwangerschaft, Besondere Leistungen bei Art. 29 KVG, Art. 13 — 16 KLV | Krankenversicherer
Niederkunft und Mutterschaft, inkl.
Erholungszeit Neugeborenes
Krankenversicherung Schwangerschaftskomplikatio | gilt als Krankheit Krankenversicherer
nen strafloser Art. 30 KVG
Schwangerschaftsabbruch Schwangerschaftsabbruch
Krankenversicherung Geburtsgebrechen Heilung von Art. 27 und 52 KVG sowie Krankenversicherer Siehe auch
Geburtsgebrechen Art. 35 KWV Geburtsgebrechen IV

Geburtsgebrechen
Verordnung uber
Geburtsgebrechen (GgV)

Krankenversicherung

Pravention fir Kinder

Verhinderung von
Krankheiten

Art. 12 KLV

Krankenversicherer

Prévention im
versicherungsrechtlichen
Sinne

Krankenversicherung

Finanzierung von
Behandlungen

Heilung

KLV generell

Krankenversicherer

Krankenversicherung

Pramienverbilligung fur
wirtschaftlich
Minderbemittelte

Entlastung der Pramienlasten

Verordnung Uber die Beitrage
des Bundes zur
Pramienverbilligung
Kantonale
Einfihrungsgesetze

Bund und Kantone

IPV Gesetzgebung lésst den
Kantonen in er Umsetzung
Spielraum in der
Ausschittung von
Pramienverbilligungen. Die
Kantone bestimmen die
Bezugsberechtigung uber die
Hbhe des Steuerbaren
Einkommens

Far OW:

Gemass Botschaft des RR
zum Volksbegehren ,,zur
Einfihrung von EL fur
einkommensschwache
Familien (Familieninitiative)*
vom 30.1.2001 muss die
Pramienverbilligung zu 100
Prozent ausgeschépft
werden.

Stand 28. Oktober 2002
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich Leistung Ziel der Leistung, sofern | Gesetzliche Grundlage Trager Bemerkungen
vorhanden
AHV Witwen- und Witwerrenten Unterstitzung von Art. 23 ff. AHVG
verwitweten Eltern mit
Kindern
AHV Kinderrente zur Altersrente Unterstutzung von ,alten* Art. 22ter AHVG
Eltern (nachfolgend Alte)
AHV Waisenrente Unterstitzung von Waisen Art. 25 ff. AHVG
AHV Erziehungs- und keine Leistungen, Art. 29sexies f. AHVG
Betreuungsgutschriften Gutschriften fur
Rentenberechnung
AHV Berechnung Schliessen von Art. 52 AHVV
Rentenleistungen Beitragsliicken; Jugendjahre
gilt auch fur IV kénnen in Bezug auf Zeit und
Einkommen herangezogen
werden
AHV Renten fur Pflegekinder Unterstltzung von Alten mit | Art 49 AHVV
Pflegekindern
AHV Zusatzrente Ehegatten von ehemals Art. 22bis AHVG

Invaliden mit Zusatzrenten
erhalten diese auch zur
Altersrente

Stand 28. Oktober 2002
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich

Leistung

Ziel der Leistung, sofern
vorhanden

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Invalidenversicherung

medizinische Massnahmen

wahrscheinliche kinftige

Art. 5, Abs. 2 IVG

gemass Erwerbsunfahigkeit, GgV
Geburtsgebrechenverordnung medizinische Hilfe bei
Geburtsgebrechen
Invalidenversicherung erstmalige berufliche Kostenersatz von zuséatzlichen Art. 16 IVG
Ausbildung Kosten bei der erstmaligen
beruflichen Ausbildung von
noch nicht erwerbtéatigen
Invaliden
Invalidenversicherung Sonderschulung bildungsféhiger | Beitrdge, wenn Versicherte Art. 19 IVG
Versicherter unter 20 Jahren keine Volkschule besuchen
kénnen
Invalidenversicherung Betreuung hilfloser Pflegebeitrag Art. 20 IVG
Minderjahriger
Invalidenversicherung Hilfsmittel Hilfsmittel fur die Schulung etc. | Art. 21 IVG, HVI
Invalidenversicherung Taggelder wéhrend Unterstutzung fur Haushalt, Art. 23 IVG
Eingliederung Alleinstehende, Kinder-,
Unterstitzungs- und
Betriebszulagen
Invalidenversicherung Zusatzrente fur Ehegatten von | Unterstiitzung von Art. 34 IVG
rentenberechtigten rentenberechtigten Ehegatten
verheirateten Personen
Invalidenversicherung Kinderrente Unterstiitzung von Art. 35 IVG

Rentenberechtigten mit Kindern

Stand 28. Oktober 2002
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich Leistung Ziel der Leistung, sofern Gesetzliche Grundlage Trager Bemerkungen
vorhanden

Vorsorge Kinderrente flr Unterstitzung von Art. 17 BVG

Altersrentner Rentenberechtigten mit Kindern

Vorsorge Witwenrente Unterstitzung von Witwen Art. 19 BVG

Vorsorge Waisenrente Unterstltzung von Waisen Art. 20 ff. BVG
(auch fiir Pflegekinder)

Militarversicherung Ehegattenrente Unterstltzung von Ehegatten Art. 52 MVG
der Militarversicherten

Militarversicherung Waisenrente Unterstiitzung von Kindern der | Art. 53 MVG
verstorbenen Militarversicherten

Militarversicherung Elternrente Unterstitzung von Eltern der Art. 55 MVG

verstorbenen Militarversicherten

Erwerbsersatz

Haushaltsentschadigung

Unterstitzung fur die
Haushaltungen von
verheirateten Versicherten oder
Versicherten mit Kindern
wahrend den besoldeten
Diensttagen

Art. 4 und 9 ff. EOG

Erwerbsersatz

Kinderzulagen

Unterstitzung von Versicherten
mit Kindern wahrend den
besoldeten Diensttagen

Art. 6 und 13 EOG

Erwerbsersatz

Unterstiitzungszulagen

Unterstiitzung von Versicherten
mit Unterstitzungspflichten
wahrend den besoldeten
Diensttagen

Art. 7 und 14 EOG
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich

Leistung

Ziel der Leistung, sofern
vorhanden

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Unfallversicherung

Witwen- und Witwerrenten
Witwenabfindung

Ausgleich Versorgerschaden,
Unterstutzung von
verwitweten Eltern mit
Kindern, unter Umstanden
auch gesch. Ehegatten,
Ubernahme von
Bestattungskosten

Art. 28 und 31/2 UVG
Art. 29f/3 und 32 UVG

Unfallversicherung

Halb- und Vollwaisenrenten

Ausgleich Versorgerschaden,
Unterstiitzung von Waisen,
auch fur Pflegekinder

Art. 30/1 UVG und 42 UVV

Unfallversicherung Taggelder, Kinderrenten Familienzulagen gehéren zum | Art. 22 UVV
(Anrechnung) vers. Verdienst flr
Berechnung von Leistungen
Unfallversicherung Rentenbemessung und — Lohnverminderung wegen Art. 24/1 UW
berechnung Mutterschaft wird nicht UVV 24/3
angerechnet, Versicherte in
Ausbildung wird Lohn eines
voll Berufsausiibenden
angenommen
Ergdnzungsleistungen Witwen- und Witwerrenten, Art. 2b ELG
Waisenrenten
Erganzungsleistungen Kinderrenten Art. 7 ELV
Erganzungsleistungen Vergiitung von Krankheits- und | Ubernahme ausgewiesener Art. 3d ELG

Behinderungskosten

Kosten wie Zahnarzt, Hilfe,
Betreuung und Pflege, Diét,
Kuren, Hilfsmittel,
Transporte,
Kostenbeteiligung KVG, etc.
(Hochstbetrage)

Geburtszulagen

keine gesetzliche Grundlage

Arbeitgeber oder GAV

Kantonal verschieden
geregelt

Mutterschaftsurlaub

OR, Arbeitgeber: kantonale
Personalgesetze, Vertrage

Arbeitgeber

Privatversicherungen

Privatversicherer nach
VVG (z.B.
Zusatzversicherungen zu
KK,
Todesfallversicherungen
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen

Bereich

Leistung

Ziel der Leistung, sofern
vorhanden

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

ZGB

Zivilrechtlicher Kindesschutz

Sicherstellung der optimalen
Entwicklung des Kindes

ZGB Art. 252 bis 327

Vormundschaftsbehorde der
Gemeinden
Kanton als Aufsichtsbehorde

Diese Leistungen sind im
Grundsatz durch den
Bundesgesetzgeber
vorgegeben. Die Umsetzung
erlaubt aber einen grossen
Ermessensspielraum.
Insbesondere sind keine
Vorschriften auf
Bundesebene betreffend
Organisation vorhanden,
sodass jeder Kanton die
Umsetzung bestimmen kann
(siehe Inventar
beeinflussbare Leistungen)

StGB

Strafrechtliche Massnahmen
bei Kindern und
Jugendlichen

Sicherstellung eines
Altersentsprechenden
Umgangs mit Sanktionen;
der Fokus liegt bei der
Behandlung vor Strafe

StGB Art. 82 - 99

Kanton

Diese Leistungen sind im
Grundsatz durch den
Bundesgesetzgeber
vorgegeben. Die Umsetzung
erlaubt aber einen grossen
Ermessensspielraum.
Insbesondere sind keine
Vorschriften auf
Bundesebene betreffend
Organisation vorhanden,
sodass jeder Kanton die
Umsetzung bestimmen kann
(siehe Inventar
beeinflussbare Leistungen)
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

allein Erziehende mit Kindern
Umrechnungsfaktor: Division durch 1,8

Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Steuerfreie Einkiinfte Finanzielle Entlastung | Abzlige gemass individuel- | NG 521.1 Kanton Die steuerlichen Beglinsti-
—  Leistungen in Erfullung familien- des Steuersubjektes, ler Situation gungen der Familie liegen
rechtlicher Verpflichtungen (nicht tieferes anrechenbares Artikel: 27, 29 Abs. 2, 35, in der allgemeinen Entlas-
aber UHB gemass Art. 125ff, 143, einkommen und Vermo- 36, 37, 38, 39, 53 tung der steuerbaren
176, 276ff ZGB) gen, dadurch verringerte Einklnfte und des Vermo-
Steuerbetrage gens durch unterschiedli-
Abziige vom Einkommen und Vermégen che Abziige. Direkte
—  Pauschalabzug Berufskosten (auch Leistungen sind keine
bei Arbeitslosentaggeldern an- vorgesehen. Zum Teil sind
wendbar) 5% des Nettolohnes II, hier Leistungen vorhan-
max. Fr. 7'000.00 den, welche nicht aus-
—  Geleistete UHB geméss Art. 125ff, schliesslich der Familie
143, 176, 276ff ZGB sondern der gesamten
—  Zweitverdienerabzug: Fr. Bevoélkerung des Kantons
1'000.00 zu gute kommen.
—  Abzug von Krankheits-, Unfall-
und Invaliditatskosten (effektiv
oder pauschal); bei behinderten
Kindern je 4'200.00 (reduziert um
5% des Nettolohnes I1)
Sozialabzlige
—  Abzug fur Kinder: 5'000.00 fur
das erste Kind, je 2'500.00 fiir jedes
weitere Kind
(Unterscheidung ob in ungetrennter
oder getrennter Ehe lebend)
—  Abzug fir Kinder in schulischer
Ausbildung ausserhalb des
Kantons: abgestuft nach Situation
zwischen 1'500.00 und max.
7'000.00 (kein Abzug fur Kinder in
einer beruflichen Ausbildung!)
—  Kinderbetreuungsabzug max.
Fr. 3'000.00
-  Vermoégensabzug je Kind Fr.
15'000.00
Umrechnungsfaktor fir das satzbestim- | tiefere Stufe, geringere Korrekturmassnahme auf | NG 521.1 Kanton Entlastung der Familien
mende Einkommen fur Ehegatten und Progression steuerbarem Einkommen | Art. 40 Abs. 2 mit Kindern, unabhéngig

des Zivilstandes
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

Kinder — und Ausbildungszulagen

Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Mutterschaftsurlaub Sicherung der Existenz Lohnfortzahlung NG 165.111 Kanton Nur fur einen kleinen
— 16 Wochen bei vollem Lohn (Anstel- | nach der Geburt 8§15 Teil der Bevolkerung
lungsdauer 2 Jahre und mehr) (Staatsangestellte). Mut-
— 8 Wochen voller Lohn bei den terschaftsversicherung
anderen (weitere 8 Wochen bei flachendeckend nicht
Weiterbeschaftigung von mindes- vorhanden
tens 6 Monaten)
Familienzulage Finanzieller Ausgleich von | Lohnzulage NG 165.113 Kanton Nur fur einen kleinen
—  Fr. 100.00 pro Monat Mehrbelastungen durch 8§15 Teil der Bevolkerung
Kinder
Die Leistungen der privatrechtlich Lohnzulage OR, individueller Arbeits- | Private und Versicherun- | Sehr unterschiedliche
angestellten Personen richten sich vertrag gen Leistungen
nach dem jeweiligen Arbeitgeber und
reichen von vollumfénglichem Schutz
(Mutterschaftsversicherung etc.) bis hin
zu fast keinen Leistungen
Kinderzulage Finanzieller Ausgleich von | Lohnzulage Gesetz uber die Familien- | Kanton Beschréankt auf erwerbsté-

—  Fr. 175.00 pro Monat bis 16 Alters-
jahr

Ausbildungszulage

—  Fr. 200.00 pro Monat ab 16. Alters-
jahr bis 25. Altersjahr wenn in Aus-
bildung

2001 wurde fiir 7'250 Kinder und Ju-
gendliche Familienzulagen im Betrag von
Fr. 15,6 Mio. ausbezahlt.

Es handelt sich bei dieser Zahl um die,
an die im Kanton Nidwalden beschaftig-
ten Arbeitnehmer/innen ausbezahlten
Beitrage. Somit sind nicht nur Nidwald-
nerkinder davon betroffen.

Mehrbelastungen durch
Kinder

zulagen

tige Personen mit einer
Anstellung von mindes-
tens 20%
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Stipendien und/oder Darlehen Erlernung eines Berufs A Fonds perdu Betrage NG 311.4, 311.41 und Kanton Sehr differenzierte Bere-
Hochstbetrag nach eigenen Neigungen, | (Stipendien) 311.411 chung, maximal bis zum
% —  FiOr unmindige Personen max. Fr. der es erlaubt, den Le- Alter von 40 Jahren bei
(© 10'000.00 pro Jahr bensunterhalt zu verdie- Darlehen (Zinslos wah- Beginn der Ausbildung
b= - Mundige Ledige Fr. 13'000.00 nen rend dem Studium, ab
(0] —  Mundige verheiratete Fr. 18'000.00 Ende 4.5%)
'9, Fur jedes in der Unteraltspflicht
g’ des/der Bewerber/in zusatzlich Fr. 3
S —5'000.00
=
Q Gesamtbetrag 2001
g Stipendien: Fr. 886'535 (168 Beziiger)
< Darlehen: Fr. 140'895 (24 Beziiger)

Ruckzahlungen: Fr. 179'711
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Beitrage an die Aus- und Weiterbildung Sicherstellung einer opti- | Individuelle Beitrage NG 311.1 Art. 15 Kanton Indirekte Leistung zum
von Jugendgruppenleiter/innen malen Betreuung der Thema Familie
Jugend in der ausserschu-
lischen Jugendarbeit
Beitrag an die Fahrtkosten bei unzumut- | Sicherstellung des unent- | Individuelle Beitrage NG 312.1 Art. 5 Kanton Gemass Bundesverfas-

Bildungs-, Schul- und Jugendbereich

barem Schulweg

geltlichen Schulbesuches

sung muss der Volks-
schulunterricht an 6ffent-
lichen Schulen unentgelt-
lich sein (Art. 62 Abs. 2
BV)

Begabungsforderung

Sicherstellung einer opti-
malen Entwicklung des
Kindes

Spezialunterricht

NG 312.1 Art. 25

Kanton und Gemeinden

Indirekte Leistung zum
Thema Familie

Kindergarten ab dem vollendeten 4. Sicherung einer frihzeiti- | Unterricht NG 312.1 Art. 33 Kanton und Gemeinden Direkte Entlastung der

Lebensjahr wahrend zweier Jahre gen Integration Familie (Ubergangsfrist
bis 1.8.2008), obligato-
risch 1 Jahr

Unentgeltliche Sonderschulung, ambu- Sicherung der optimalen Unterricht NG 312.1 Art. 39ff und Kanton und Gemeinden Kostenbeteiligung des

lant, aber auch in externen Institutionen
und mit Tagesstrukturen

Entwicklung von Kindern
mit sonderpadagogischen
und/oder heilpadagogi-
schen Bedurfnissen

65ff

Bundes nach IVG Art. 19
bis zum 20. Altersjahr;
Eltern mlssen sich an den
Verpflegungskosten betei-
ligen (Art. 72 Volksschul-
gesetz)

Schulpsychologischer Dienst

Unterstutzung der schuli-
schen Integration

Beratung, Abklarung,
Therapie

NG 312.1 Art. 79

Kanton

Heilpaddagogische Friiherziehung OW und | Beratungs- und Behand- Beratung NG 312.1 Art. 69 Kantone, kann es aber
NW lungsstelle fir entwick- Behandlung auch privaten Institutio-
—  Beratungsstelle lungsauffallige und behin- nen Ubertragen

derte Kinder
Kantonales Sozialamt Unterstlitzung der Eltern Beratung SHG Kanton (Art. 56 Ziff. 2
— Jugend- und Elternberatung in der Erziehungsarbeit Triage SHG NW)

Beratung der Jugendli-
chen

Berufs- und Studienberatung Unterstltzung in der Beratung, Abklarungen NG 313.1 Einfuhrungsge- | Kanton
Berufswabhl setz zum Berufsbildungs-
gesetz
Forderung von Familienunterstitzenden | Entlastung der Familie Indirekte Leistung durch NG 312.1 Art. 50 und 51 | Gemeinden Freiwillige Leistung, je

Tagesstrukturen

Forderung von Strukturen

nach Gemeinde
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Entschadigung an Leiter des freiwilligen | Férderung des freiwilligen | Finanzielle Entschadigung | NG 316.1 § 14 Gemeinden Ubernahme. Soweit nicht

0 6 Schulsportes Schulsportes durch Bundesgelder
S D gedeckt
=
w Qa Offene Jugendarbeit Unterstiitzung der Ge- Professionelle Jugendar- Konzept offene Jugendar- | Kanton Neues Angebot

1 -8 —  Unterstltzung in der Treffpunktar- | meinden in der Realisie- beit beit vom 26.9.01

% [0) beit rung von altersgerechten

% g’ —  Aufsuchende Jugendarbeit Jugendangeboten, Entlas-
S tung der Eltern in der
E -g Kosten zwischen 80'000 und 160'000 pro | Erziehungsarbeit

=] Jahr
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Kantonales Sozialamt Sicherstellung des Kin- Fiihrung von Kindes- ZGB Art. 307ff Kanton und Gemeinden LEingriffsfirsorge*
—  Amtsvormundschaft deswohl geméss gesetzli- | schutzmassnahmen (vgl. EG ZGB Nw)
chem Auftrag
Kantonales Sozialamt Sicherstellung einer ei- Leistung von personlicher | NG 761.1 Art. 25 Kanton
—  Sozialdienst - Sozialberatung gensténdigen und ver- Sozialhilfe (Beratung und
antwortlichen Lebensfuh- | Vermittlung)
rung
Jugendanwaltschaft Sicherstellung der Aufga- | Strafverfolgung NG 261.1 Art. 23ff Kanton
ben geméss StGB Massnahmenanordnung
Ehe- und Lebensberatung der Kantone —  Hilfestellung bei Ehe- | -  Beratung und Beglei- | ZGB Art. 171, Bundesge- | Kanton
LU, OW und NW und Beziehungs- tung setz Uber die Schwanger-
schwierigkeiten —  Therapie schaftsberatungsstellen
Kantonsbeitrag Fr. 17'000.00 —  Schwangerschafts- —  Information Art. 1;
und Sexualberatung
iz Fur Schwangerenberatung ab 2003: —  Sexualpadagogische Privater Verein, Leis-
_8 Kantonsbeitrag Fr. 15'000.00 Prévention tungsvertrag mit dem
Q Kanton
8’ Fachstelle Kinderbetreuung Entlastung der Erzie- Beratung privatrechtlich organisiert | Offentliche Beitrage (Kan-
g —  Beratung in Betreuungsfragen, hungsberechtigten Vermittlung ton und Gemeinden) Uber
(o)) SOS-Platze individuelle Beitrage an
g Personen
T
B pro juventute Entlastung der Erzie- Finanzielle Leistungen und | Keine Private Stiftung Offentliche Beitrage (Kan-
m - Mutterferien hungsverpflichteten Per- Vermittlung ton und Gemeinden) Uber

son

individuelle Beitrage an
Personen

pro juventute
—  Sozialpadagogische Familienbeglei-
tung

Sicherstellung der Erzie-
hung der Kinder und
Jugendlichen, Verhinde-
rung einer Fremdplatzie-
rung

Beratung und Begleitung

Keine, allenfalls via Kin-
desschutzmassnahmen
Art. 307 ff ZGB

Private Stiftung

Wird als Alternative insbe-
sondere im Bereich des
zivilrechtlichen Kindes-
schutzes angewendet;
Kosten werden gemaéss
SHG und ZGB (Unter-
haltspflicht der Eltern)
finanziert. Offentliche
Beitrdge (Kanton und
Gemeinden) Uber indivi-
duelle Beitrage an Perso-
nen
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Chinderhuis Nidwalden Vermittlung von Entlas- Beratung und Vermittlung | Keine Verein Bietet zusatzlich auch
Beratung und Vermittlung von Familien- | tung Tagesplatze an
erganzender Kinderbetreuung
pro juventute Sicherung eines minima- | Bereitstellen eines Ortes Freiwillige Vereinbarung Private Stiftung Zunehmende Beanspru-
—  Begleitete Besuchstage len Kontaktes zwischen und Beaufsichtigung der oder vormundschaftsbe- chung; ein Teil der Kosten
dem nicht Sorge oder Besuchsausubung hérdliche Anordnung werden vom Besuchsbe-

o Obhutsberechtigten EI- gestutzt auf Art. 273ff rechtigten getragen, der

5 ternteil und dem Kind ZGB Rest iiber die Gemeinde

o]

5 (SHG)

(@)}

% Jugendseelsorge Beratung, Begleitung Kirchenrecht ROm. Kath. Landeskirchen

0

CC» Sorgentelefon fur Kinder und Jugendli- Anonyme Anlaufstelle fur | Beratung Keine Privater Verein Teilweise individuelle

3 che (Nr. 147) Kinder und Jugendliche in Beitrage

E Schwierigkeiten

[}

@ Méannerberatung Geschlechtsspezifische Beratung Keine Privater Verein Keine unmittelbare Leis-
Beratung von Mannern in tung fur die Familie
schwierigen Situationen

Frauenberatung Geschlechtsspezifische Allgemeine Beratung Keine Privater Verein

Beratung von Frauen in
schwierigen Situationen

Rechtsberatung
Budgetberatung
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

— Alimenteninkasso
Anzahl Inkassi 2001: 174

Eingeforderte Alimenteninkassi:

Kinderalimente: 1'500'970.—
Erwachsene: 744'642.—
Kinderzulagen: 85'359.—
Ausbildungszulage: 4875.--
Gesamtforderung: 2'336'613.00
Zahlungen 978'675.00
Rucklaufquote: 41.88%

der getrennten und/oder
geschiedenen Familie

Kinderalimente

NG 761.1 Art. 45ff

Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Kantonales Sozialamt Entlastung der Situation Inkasso von Frauen- und | ZGB Art. 131 und Art. 290 | Kanton

Gemeinden
— Alimentenbevorschussung

Hochstsatz: maximale einfache Waisen-
rente

Bevorschussung 2001: Fr. 446'619.00
Ruckerstattungen 2001: Fr. 191'984.00
Nettoaufwendung 2001: Fr. 254'635.00

Anzahl Familien: 60
Anzahl Kinder: 99
Rucklaufquote: 42.98%

Sicherstellung des Kinder-
unterhaltes

Bevorschussung des
Kinderunterhaltes

ZGB Art. 293 Abs. 2
NG 761.1 Art. 45 ff

Personal Kanton, Bevor-
schussung Gemeinden

Kantonales Sozialamt
—  Wirtschaftliche Sozialhilfe

Individuell berechnetes Budget nach
SKOS-Richtlinien

Leistungen 2001:

total 76 Familien mit 220 Personen und
139 Einzelpersonen unterstitzt (Wohn-
sitz in NW) mit Fr. 1'434'843

Leistungen fir Nidwaldner/innen mit
Wohnsitz auswarts: Fr. 133'962

Total wirtschaftliche Sozialhilfe nach ZUG
Fr. 1'568'805 fiir das Jahr 2001

Sicherstellung des sozia-
len Existenzminimums

Geldleistungen
Kostengutsprachen

BV Art. 12 (Grundrecht
auf Hilfe in Notlagen)
NG 761.1 Art. 31ff

Personal Kanton
Leistungen Gemeinde

Die konkreten Leistungen
sind nicht nach Familien
und Einzelpersonen auf-
geteilt. Die Schatzung der
Hoéhe ist im Vergleich mit
dem Gesamtbetrag und
dem Verhéltnis Einzelper-
sonen und Familien ange-
stellt.
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung, z.B. Versicherung

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

in Not (SOFON)

Sozialfonds fur Frauen und Familien

Individuell nach Gesuch

Gewahrung finanzieller
Hilfe in Notsituationen

Geldleistung

Stiftungsreglement

Fonds des Frauenbundes
Nidwalden SKF

Stiftungen

Finanzielle Hilfe fur be-
stimmte Kategorien

Geldleistungen

Stiftungsreglemente

Diverse Stiftungen

Im Kanton Nidwalden
bestehen sehr viele Stif-
tungen, welche mit ganz
eingeschrankten Zweckar-
tikeln bestimmte Perso-
nengruppen mit meist
einmaligen Leistungen
unterstitzen. Weitere
Informationen sind beim
kantonalen Sozialamt
erhaltlich

Pro Infirmis

Beitrage nicht prazis bekannt

Subsidiare Leistungen zu
den Sozialversicherungen

Bedarfsleistungen

Stiftung PI

Pro Infirmis Schweiz

Winterhilfe

Ertrag 2001:
Auszahlung 2001:

Individuell nach Gesuch

141'518.00
101'836.00

Gewahrung von finanziel-
ler Hilfe und Sachleistun-
gen in Notsituationen

Geldleistung
Kleider
Einkaufsgutscheine
REKA — Ferien

Vereinsreglement

Privater Verein Winterhilfe
Nidwalden
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung, z.B. Versicherung

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Kinderheim Nidwalden

Betrieb eines Erholungs-
Bildungs- und Ferienheim

Raum fur verschiedene
Zwecke

ZGB Art. 80ff
Stiftungsreglement

Private Stiftung

Frauenhaus Luzern Beratung und Unterstit- Obdach und Betreuung in | Keine Privater Verein Die Finanzierung des
zung von misshandelten Notsituationen Allenfalls SHG Aufenthaltes im Frauen-
Frauen und Kindern haus muss in Zusammen-
arbeit mit der Opferhilfe
geregelt werden
Haus fur Mutter und Kind Betreute Wohngemein- Obdach und Betreuung in | Keine Privater Verein Allenfalls individuelle
schaft fur schwangere Notsituationen Allenfalls SHG Leistungen tber SHG
Frauen und Mutter mit
Séauglingen/Kleinkindern
in Notlagen
Verein Spuntan Notaufnahme fur Jugend- | Obdach und Betreuung in | Keine Privater Verein Tagesansatze via indivi-
liche Notsituationen Allenfalls SHG duelle Hilfe (SHG)

Finanzierungsbeitrage an inner- und
ausserkantonale Institutionen

Gesamtbetrag gemass Heimbeitrags-

und Sozialhilfegesetz:
Fr. 5'344'030

Davon rund:

Sozialhilfegesetz und
Heimfinanzierungsgesetz

Der grosste Anteil der
Heimfinanzierungsbeitra-
ge bleibt im Kanton Nid-
walden und wird fur das
Alter und Behinderte
verwendet.

Lediglich ca. 1/5 wird fur

3'100'000 Altersheime innerkantonal
1'100'000 Behindertenheim innerkanto-
nal

1'100'000 Kinder-Jugendheime ausser-
kantonal

Kinder und Jugendliche
bendtigt.
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung, z.B. Versicherung

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Unentgeltliche obligatorische zahnérztli-
che Untersuchung

Sicherstellung der Ge-
sundheit

Medizinische Leistung

NG 312.1 Art. 48 und 49

Kanton und Gemeinden

Direkte finanzielle Entlas-
tung der Familie

Unentgeltlicher obligatorische schularztli-
che Untersuchung

Sicherstellung der Ge-
sundheit

Medizinische Leistung

NG 312.1 Art. 48 und 49

Kanton und Gemeinden

Direkte finanzielle Entlas-
tung der Familie

Mitter- und Vaterberatung Nidwalden Beratung von Schwange- | Beratung NG 711.1 Art. 49 Gemeinden Spitex
ren und Mattern Gber alle
Fragen in Bezug auf
Kleinkinder
Gesundheitsforderung und Pravention Matter und Vater tau- Einrichten von Treffpunk- | Gesundheitsgesetz Kanton
Nidwalden und Obwalden schen Erfahrungen aus in | ten § 4 Abs. 2
Erziehungs- und Gesund- | Koordinationsstelle
2002: Fr. 140'000.00 heitsfragen Mittagstisch etc.
Pravention fur Kinder Krankheitsverhiitung Versicherung Art. 12 KLV Krankenversicherer Pravention im versiche-

rungsrechtlichen Sinne

Forderung der Verhiitung von Krankhei-
ten (Gemeinsame Stiftung der Kranken-
versicherer)

Forderung der Verhiitung
der Krankheiten

Versicherung

Art. 19 und 20 KVG

Krankenversicherer

Sehr wichtige Stiftung fur
die kantonale Pravention
im Gesundheitsbereich

Beratungsstellen im Gesundheitsbereich:

- Spitex

- Beratungsstelle fiir Gehorlose LU

- Beratungsstelle fiir Horbehinderte
LU

- Beratungs- und Rehabilitationsstelle
fur Blinde und Sehbehinderte

- Hoérsehbehinderten- und Taubblin-
denberatungsstelle SZB LU

- Krebsliga Zentralschweiz

- Lungenliga OW/NW

- Psychiatrie Stutzpunkte OW/NW

- Pro Infirmis

- Rheumaliga Luzern und Unterwal-
den

- Hilfsverein f. Psychischkranke LU

Beratung

Beratung

verschiedene
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen

fern vorhanden tung, z.B. Versicherung

Fabia Jahresbeitrag Fr. 15'000.00 Integration der auslandi- | Beratung und Projekte Leistungsvertrag Privater Verein
schen Bevolkerung
Fachstelle fur Beratung und Integration
von Auslanderinnen und Auslander

Projekt Integrationsleitbild RRB und Postulat Kanton

Verbilligte Wohnungen fur Familien WEG

Keine Leistungen im Kanton Nidwalden

Wohnen
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung, z.B. Versicherung

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Familienergdnzende Kinderbetreuung

Spielgruppen Entlastung der Eltern, Kinderbetreuung Keine Unterschiedliche: IG, Das detaillierte Angebot
soziales Lernen Mutterverein, Vereine, ist in der Broschire Fami-
Es existieren Spielgruppen in: Becken- In einer Spielgruppe Begegnungszentrum lienerganzende Kinder-
ried, Buochs (2), Buren, Dallenwil, Em- treffen sich Vorschulkin- betreuung Nidwalden
metten, Ennetbiirgen, Oberdorf, Stans der zwischen 3 und 5 Die Finanzierung erfolgt (www.nw.ch) zu finden.
(3) Stansstad, Wolfenschiessen Jahren regelmassig ein bis fast ausschliesslich tiber
zwei mal pro Woche fur Elternbeitrage und zum Zwischen 20 — 60 Kinder
ca. 2 Stunden zum ge- Teil Schulgemeinden, besuchen die jeweiligen
meinsamen Spielen und ausser in Emmetten, dort | Spielgruppen
Basteln. finanziert die pol. Ge-
meinde mit.
Mittagstisch Entlastung Eltern Verpflegung und Betreu- | Keine Schulgemeinden Das detaillierte Angebot
ung wahrend den Mittags- ist in der Broschiire Fami-
Es existiert ein Mittagstisch in: Becken- stunden von montags bis Die Eltern bezahlen einen | lienergénzende Kinder-
ried, Hergiswil, Stans, Stansstad Wolfen- freitags. In den Schulfe- Unkostenbeitrag betreuung Nidwalden
schiessen rien geschlossen. (www.nw.ch) zu finden.
Kinderhort Entlastung Eltern Entlastung Eltern Keine Unterschiedliche Private Das detaillierte Angebot
Organisationen ist in der Broschire Fami-
Ennetbiirgen lienerganzende Kinder-
Jeweils erster Dienstag im Monat Finanzierung durch EI- betreuung Nidwalden
Ab 3 Jahren, Fr. 3.—pro Besuch ternbeitrage (www.nw.ch) zu finden.
Hergiswil: Kinderhort Villa-Kunterbunt
Di und Do jeweils nachmittags
Fr. 7.00 pro Nachmittag
Beckenried: Kinderhort Zaémecho
2 mal pro Monat 14.00 — 16.00
Fr. 5.00 pro Besuch
Mutterzentrum Sunneschyn Entlastung Eltern Entlastung Eltern Keine Verein Das detaillierte Angebot
Stansstad Finanzierung durch Tra- ist in der Broschire Fami-
gerverein und Elternbei- lienergénzende Kinder-
Jeweils Di morgen trage betreuung Nidwalden
Fr. 5.00 Einzel / Fr. 8.00 fur Geschwister (www.nw.ch) zu finden
Mutterzentrum Oeki Stansstad Entlastung Eltern Entlastung Eltern Keine Verein Das detaillierte Angebot

Finanzierung durch Tra-
gerverein und Elternbei-
trage

ist in der Broschiire Fami-
lienergénzende Kinder-
betreuung Nidwalden
(www.nw.ch) zu finden
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Begegnungszentrum Paletti Stans Entlastung Eltern Betreuung, Mithilfe der Keine Verein Das detaillierte Angebot

Familienergdnzende Kinderbetreuung

Jeweils Di und Do morgen
Fr. 6.00 pro Besuch

Mutter/Vater

www.paletti-stans.ch

Finanzierung durch Tréa-
gerverein und Elternbei-
trage

ist in der Broschiire Fami-
lienerganzende Kinder-
betreuung Nidwalden
(www.nw.ch) zu finden.

Chinderhuis Nidwalden

—  42'500.00 an die Mehrkosten von
Kindern mit einer Behinderung in
der Tageskrippe

— 57'500.00 an Lohn- und Infrastruk-
turkosten

—  25'000.-- an Geschéfts- und Koordi-
nationsstelle

—  Beitrage in Folge Gewéhrung Sozial-
tarif durch die Gemeinden pro Jahr
ca. FR. 90'000.00

Taglich; max. 18 Platze

Tarife gemass Nettoeinkommen

Mit ergénzenden Beitragen der Gemein-
den

Entlastung der Familie

Beratung
Vermittlung
Betreuung

Leistungsvertrag gestutzt
auf Art. 22 SHG NW (NG
761.1)

Privater Verein,
Finanzierung durch Kan-
ton, pol.Gemeinde und
Elternbeitréage

Kostenbeteiligung der
Eltern nach einem Ein-
kommensabgestuften

Tarifsystem

Warteliste besteht

Babysitter Vermittlung

Beckenried, Buochs, Dallenwil, Emmet-
ten, Ennetbirgen, Hergiswil, Stans,
Wolfenschiessen

Entlastung Eltern

Vermittlung

Schiler/innen hiten vor
allem am Wochenende,
auch nachts, die Kinder zu
Hause in der vertrauten
Umgebung.

Keine

SRK, FMG Wolfenschies-
sen, Stans
Finanzierung EB und SRK

Fr. 3-6 pro Babysitter-
stunde

Das detaillierte Angebot
ist in der Broschire Fami-
lienerganzende Kinder-
betreuung Nidwalden
(www.nw.ch) zu finden.
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung,

Gesetzliche
Grundlage

Trager

Bemerkungen

z.B. Versicherung

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
(unbeschrankt) durch Kosten fir Betreu- | durch Kinder zuséatzlich
ung von Kindern durch Drittpersonen verursachten Kosten
(allgemein)

Nur bei Kt-Steuern; Im
Gegensatz zu fast allen
anderen Kantonen ist in
OW dieser Abzug nicht
beschrankt

Besondere Leistungen StG, Wegleitung Pkt. 8; Kanton
Code 236/237 der Steu-

ererklarung

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
von Fr. 500.-- (Kt) resp. Fr. 700.-- pro durch Kinder zusétzlich
Kind bei Versicherungsabzug verursachten Kosten
(allgemein)

StG, Code 275 der Steu- | Kanton
ererklarung

Besondere Leistungen

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
von Fr. 4'100.-- bis Fr. 9'600.-- fiir Einel- | (Eineltern) durch Kinder
ternfamilien zusatzlich verursachten
Kosten (allgemein)

Besondere Leistungen StG, Code 351 der Steu- | Kanton

ererklarung

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
von Fr. 3'800.-- (Kt) resp. Fr. 5'600.-- durch Kinder zusatzlich
(Bd) pro nicht erwerbstétigem Kind verursachten Kosten
(allgemein)

Besondere Leistungen StG, Code 352 der Steu- | Bund und Kanton

ererklarung

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
von Fr. 1'500.-- (Kt) pro Kind, das sich durch Kinder zusatzlich
nach der obl. Schulzeit noch in Vollzeit- verursachten Kosten
Schulausbildung befindet (allgemein)

StG, Code 353 der Steu- | Kanton
ererklarung

Besondere Leistungen

Reduktion des steuerbaren Einkommens | Entlastung der Familie
von Fr. 5'500.-- (Kt) pro Kind, das aus durch Kinder zusatzlich
Ausbildungsgriinden anderswo wohnen | verursachten Kosten
muss (allgemein)

StG, Code 354 der Steu- | Kanton
ererklarung

Besondere Leistungen

Reduktion des steuerbaren Vermdgens
von Fr. 10'000.-- (Kt) pro Kind

Entlastung der Familie
(allgemein)

Besondere Leistungen StG, Code 472 der Steu- | Kanton

ererklarung
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich

Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Gehalt Staatspersonal Ausgleich Familienlasten Art. 33 PVO Kanton Obwalden Nur Staatspersonal

Die Leistungen der privatrechtlich ange-
stellten Personen richten sich nach dem
jeweiligen Arbeitgeber und reichen von
vollumfanglichem Schutz (Mutterschafts-
versicherung etc.) bis hin zu fast keinen
Leistungen

Lohnzulage

OR, individueller Arbeits-
vertrag

Private und Versicherun-
gen

Sehr unterschiedliche
Leistungen

Kinder — und Ausbildungszulagen

Kantonale Familienzulagen: Kinderzula- Unterstltzung von Kin- Versicherungsprinzip Art. 2, Abs. 2 FAK-Gesetz | Kanton Volle Zulage fur Teilzeit-
gen bis 16, Berufslehre, Studium, Krank- | dern nichtlandwirtschaftli- beschéftige, die Kinder
heit oder Gebrechen bis max. 25 Jahre, | cher Arbeitnehmer allein erziehen, keine AN-
pro Monat Fr. 170.--, Total Leistungen Beitrége, ausgerichtete
FAK OW 9.5. Mio. Franken Leistungen von anerkann-
ten privaten FAK im Kan-
Die privaten Ausgleichskassen werden ton nicht bekannt
nicht erfasst. Gesamthaft vermutlich Far OW:
betragt das Gesamtvolumen analog Geméss Botschaft des RR
Kanton Nidwalden ca. 15 Mio. zum Volksbegehren ,zur
Einfuhrung von EL fir
einkommensschwache
Familien (Familieninitiati-
ve)“ vom 30.1.2001 muss
eine einkommensabhén-
gige Kinderzulage fir alle
Kinder gepruft und die
Gesetzesrevision eingelei-
tet werden.
Haushaltungszulage fir landwirtschaftli- | Unterstiitzung von Haus- | Versicherungsprinzip Art. 2ff. FLG Bund Keine AN-Beitrage
che Arbeitnehmer haltungen von landwirt-
schaftlichen Arbeitneh-
mern, Fr. 100.--pro Mo-
nat, total 2001
Fr. 37 031.--
Kinderzulagen fur selbststéandige Klein- Unterstlitzung von Kinder | Versicherungsprinzip Art. 2 ff. FLG Bund Keine AN-Beitrage

bauern, Alpler und Arbeitnehmer

landwirtschaftlicher Ar-
beitnehmer und Kleinbau-
ern, Fr. 165.--bis Fr. 190.-
--/Mt., total 2001

Fr. 1 996 092.--
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Inventar Leistungen zu Gunsten von

Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Ausrichtung von Stipendien Entlastung der Familie Besondere Leistungen Stipendienverordnung Kanton und Bund Stipendien oder Ausbil-
2001: durch Kinder zusétzlich (419.11) und AB uber dungsdarlehen
e  Stipendien: Fr. 1 372 424.-- verursachten Kosten der Ausbildungsbeitrage ohne Altersbegrenzung
(309 Beziiger) Ausbildung (auch Lebens- (419.111)
Darlehen Fr. 44 000.-- haltungskosten) (Bedarf) Wichtig:
(3 Beziiger) Geméss Botschaft des RR
(0] e  Rickzahlung Fr. 99 100.-- zum Volksbegehren ,zur
2 Einfuhrung von EL fiir
S Laufende Darlehen einkommensschwache
‘© e  Darlehen: Fr. 751 366.-- Familien (Familieninitiati-
% (75 Bezlger) ve)“ vom 30.01.2001
(@) muss die Stipendienge-
g setzgebung mit dem Ziel
i®) einer zusatzlichen Entlas-
o) tung fir Familien Gber-
g prift werden.
<

Ausrichtung von Beitragen Entlastung fur haus- Besondere Leistungen keine Kathriner-Egger-Stiftung Jéhrliche Ausschuttung
wirtsch. Ausbildung ca. Fr. 12'000.--
Ausrichtung von Beitragen Entlastung fir behinderte | Besondere Leistungen keine Ausbildungsfonds fir Fondsbestand ca Fr.

Kinder in Ausbildung

Behinderte

135'000.--
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Pflege und Férderungen der Jugend Forderung Steuern Gesetz Uber die Jugend- Kanton
hilfe vom 2. 12. 1973,
Verordnung zum Gesetz
Uber die Jugendhilfe vom
14.12.1973
Forderungshilfe durch Gemeinden und Gesetz uber die Jugend-
Kanton: hilfe Art. 8, Férderungshil-
a) einmalige oder laufende Zuschusse fe
an die Institutionen
b)  Zuschusse an die Kosten der Ju-
gendpflege, der sozial-kulturellen
Hilfe, der Hilfe fur Kinder und Ju-
gendliche in besonderen Lebensla-
gen oder durch Kostengutstand
¢) Sachliche oder personelle Ergén-
zung der Institutionen
d) Fachliche Unterstiitzung durch die
Dienststellen Jugendhilfe
Jugendpflege: Pflege und Férderung Steuern Gesetz Uber die Jugend- Kanton

Bildungs-, Schul- und Jugendbereich

Die Jugendpflege nach Artikel 3 Buch-

stabe b erfolgt durch die kantonalen

Dienststellen der Jugendhilfe, insbeson-

dere durch die Jugendberatungsstelle

gemass Art. 14 dieses Gesetzes. Sie

umfasst insbesondere:

a) die fachliche Unterstitzung und
Beratung der Erziehungstrager

b) die Zusammenarbeit mit und die
Forderung von Jugendlichen sowie
von Organisationen, Einrichtungen
und Ver-antsstaltungen, welche Ju-
gendpflege im Sinne dieses Geset-
zes leisten

c¢) die Gesundheitspflege und Lebens-
kunde mit besonderer Berticksichti-
gung der Suchtgefahren

d) Film- und Medienerziehung

e) Kulturelle Veranstaltungen

hilfe Art. 9, Jugendpflege
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
sofern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Sozial-kulturelle Hilfe Kulturelle Pflege und Steuern Gesetz uber die Jugend- | Kanton
Prévention hilfe Art. 10, Sozial-
kulturelle Hilfe
Hilfe in besonderen Lebenslangen: Behebungen von schwie- | Steuern Art. 11 Gesetz Uber die Kanton Es besteht ein Rechtsan-
Die Hilfe fur Kinder und Jugendliche in besonde- | rigen Lebenslagen Jugendhilfe, Hilfe in spruch auf diese Hilfen
ren Lebenslagen nach Art. 3 Buchstabe d dieses besonderen Lebenslagen
Gesetzes erfolgt durch:
a) Personliche Hilfe: sie besteht in der person-
= lichen Beratung und Behandlung der Ju-
Q gendlichen und allenfalls der Erziehungsbe-
o rechtigten
8 b) Gesetzliche Einzelhilfe: sie besteht in ein-
o zelnen helfenden Massnahmen fur gefahr-
% dete und geschéadigte Jugendliche
(o)) ¢) Sonderhilfe: sie gewahren Uber die person-
= liche Hilfe hinausgehende besondere Leis-
Lo) tungen wie:
% 1. Hilfe fur Sauglinge und Kleinkinder
: 2. Hilfe fur kérperlich und geistig be-
S hinderte Jugendliche
% 3. Hilfe fur kranke und verhaltensge-
N storte Jugendliche
= 4.  Hilfe fur Pflegkinder
2y 5.  Hilfe fir Kinder und Jugendliche in
c Heimen
.g Auf Hilfe fur Kinder und Jugendliche in besonde-
E ren Lebenslagen besteht ein Rechtsanspruch
Tagesprimarschule Schulwarchstatt, Sarnen Tagesschule Private Tagesschule, Keine Privat Anerkannte Private Ta-
Ab 7 - 13 Jahren Finanzierung durch El- gesschule durch das
ternbeitrage Bildungs- und Kulturde-
partement OW
Treff- und Austauschpunkt fur Eltern und Kinder | Erfahrungsaustausch und | Finanzierung: Keine Privat

Treffpunkt

Frauen- und Mutterge-
meinschaft Engelberg
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Heilpéadagogische Friherziehung OW und | Beratungs- und Behand- Beratung Art. 37 Abs. 2 Schulgesetz | Vereinbarung mit der Leistung, welche nicht
NW lungsstelle fur entwick- Behandlung Stiftung Rutimattli, Sach- | durch die IV Ubernom-

Bildungs-, Schul- und Jugendbereich

- Beratungsstelle

lungsauffallige und behin-
derte Kinder

seln

men, Ubernehmen die
Kantone OW und NW fir
ihre Kantonseinwohner.

Schulpsychologischer Dienst Beratung, Begleitung und | Beratung, Begleitung und | Art. 59 des Schulgesetzes | Kanton
Abklarung bei Entwick- Abklarung
lungsverzdgerungen,
Lern-, Leistungs- und
Verhaltensstérungen und
bei personlichen Proble-
men.
Berufs- und Weiterbildungsberatung Unterstltzung in der Beratung und Abklarung Bundesgesetz Uber die Kanton
Berufswahl Berufsbildung von 1978
Psychomotorische Therapiestelle Abkléarung und Therapie Abklarung und Therapie Verordnung Schulpsycho- | Kanton
von minimalen Bewe- logischer Dienst vom
gungsauffalligkeiten 26.03.1987
Logopéadischer Dienst Unterstltzung sprachge- | Abklarung und Behand- Art. 58 des Schulgesetzes | Kanton

storter Kinder

lung
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Jugend- und Elternberatung Beratung von Jugendli- Beratung Verordnung uber die Kanton
chen, ihren Eltern, Lehr- Triage kantonale Jugendberat-
personen und Ausbildende unkstelle vom 16.11.1984
und Behorden in Prob- (874.21)
lemsituationen
Fachstelle Kinderbetreuung Entlastung der Erzie- Beratung privatrechtlich organisiert
—  Beratung in Betreuungsfragen, hungsberechtigten Vermittlung
SOS-Platze
pro juventute Entlastung der Erzie- Finanzielle Leistungen und | Keine Private Stiftung
—  Mutterferien hungsverpflichteten Per- | Vermittlung
son
2001: 15 Gesuche (41 Kinder)
Gesamtbetrag Fr. 16'800.00
3 pro juventute Sicherstellung der Erzie- Beratung und Begleitung | Keine, allenfalls via Kin- Private Stiftung Wird als Alternative insbe-
8 —  Sozialpadagogische Familienbeglei- | hung der Kinder und desschutzmassnahmen sondere im Bereich des
[@) tung Jugendlichen, Verhinde- Art. 307 ff ZGB zivilrechtlichen Kindes-
g’ rung einer Fremdplatzie- schutzes angewendet;
9) rung Kosten werden gemaéss
(o)) SHG und ZGB (Unter-
S haltspflicht der Eltern)
= finanziert.
o
% pro juventute Sicherung eines minima- | Bereitstellen eines Ortes Freiwillige Vereinbarung Private Stiftung Zunehmende Beanspru-

—  Begleitete Besuchstage

Kantonsbeitrag Fr. 1100.--

len Kontaktes zwischen
dem nicht Sorge oder
Obhutsberechtigten El-
ternteil und dem Kind

und Beaufsichtigung der
Besuchsausuibung

oder vormundschaftsbe-
hérdliche Anordnung
gestutzt auf Art. 273ff
ZGB

chung; ein Teil der Kosten
werden vom Besuchsbe-
rechtigten getragen

Impulsstelle fur kirchliche Jugendarbeit

Jugendseelsorge

Beratung, Begleitung

Landeskirchen

Help-o-fon Anonyme Anlaufstelle fir | Beratung Keine Privater Verein
Kinder und Jugendliche in
Schwierigkeiten

Jugendanwaltschaft Sicherstellung der Aufga- | Strafverfolgung Straffprozessordnung Art. | Kanton
ben geméss StGB Massnahmenanordnung 206ff.

Gerichtsorganisationsge-
setz Art. 54ff.
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Ehe- und Lebensberatung, Schwange- —  Hilfestellung bei Ehe- | —  Beratung und Beglei- | ZGB Art. 171, Bundesge- | Kanton
renberatung der Kantone LU, OW und und Beziehungs- tung setz Uber die Schwanger-
NW schwierigkeiten —  Therapie schaftsberatungsstellen
—  Schwangerschafts- —  Information Art. 1;
und Sexualberatung
Kantonsbeitrag Fr. 15'920.-- —  Sexualpadagogische Privater Verein, Leis-
Prévention tungsvertrag mit dem
Kanton
Frauenkontaktstelle OW Beratung von Frauen in Beratung
Beziehungsproblemen in
) Kantonsbeitrag: Fr. 3'000.-- der Partnerschaft und mit
b Kindern sowie Rechts-
% und Budgetberatung
(o))
% Mé&nnerburo Luzern Beratung fir Manner Beratung Keine Privater Verein Keine unmittelbare Leis-
(%) tung fir die Familie
? Kantonsbeitrag Fr. 750.--
>
E Sozialdienste der Gemeinden: Alpnach, Vermeidung von wirt- Personliche Beratung Sozialhilfegesetz vom Gemeinden
g Engelberg, Giswil, Kerns, Lungern, Sach- | schaftlicher Sozialhilfe 23.10.1983 (870.1)

seln und Sarnen

Sozialhilfeversordnung
vom 10.10.1983 (870.11)

Kinder- und Jugendschutzgruppe Obwal- | Beratung der Vormund- Interdisziplindre Beratung | Keine Schulpsychologischer
den schaftsbehdrden sowie Dienste, Jugend- und
andere Institutionen Elternberatung, Padiatrie
Opferhilfe
Sozialdienste der Gemeinden: Alpnach, Durchfiihrung von vor- Hilfe und Schutz ZGB Gemeinden

Engelberg, Giswil, Kerns, Lungern, Sach-
seln und Sarnen

mundschaftliche Mass-
nahmen und Kinderschutz
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Alimenteninkasso Bevorschussung des Verordnung tber die Gemeinden
Sicherstellung des Kin- Kindesunterhaltes Bevorschussung von
Insgesamt Inkassohilfen (20 fur Eltern, desunterhaltes Unterhaltsbeitrdgen und d
145 fur Kinder) Total: 165 Inkassohilfe vom

10.10.1983 (870.12)
Unterhaltsbeitrage an Eltern werden
nicht bevorschusst.

Alimentenbevorschussung (Kinder)

Hochstansatz maximale einfache Waisen-
rente

Bevorschussungen 2001: 820'300.--
Rickerstattungen 2001: 337'700.--
Nettoaufwand 2001: 482'500.--

Anzahl Familien: 97
Anzahl Kinder: 145
Rucklaufquote: 41,16%

Wirtschaftliche Sozialhilfe durch die | Sicherstellung des sozia- Geldleistungen BV Art. 12 (Grundrecht Gemeinden Die konkreten Leistungen
Gemeinden len Existenzminimums Kostengutsprachen auf Hilfe in Notlagen) sind nicht nach Familien

Sozialhilfegesetz vom und Einzelpersonen auf-
Individuell nach berechnetem Bud- 23.10.1983 (870.1) geteilt. Die neue gesamt-
get nach SKOS-Richtlinien Sozialhilfeversordnung schweizerisch eingefihr-

vom 10.10.1983 (870.11) ten Sozialhilfestatistik
Total Leistungen 2001 fur Personen liefert ab dem Jahr 2003
mit Wohnsitz im Kt. OW: dem Kanton OW differen-
Total 90 Familien mit Total 279 Perso- zierte Angaben Uber die
nen und 111 Einzelpersonen = Total Verteilung der wirtschaft-
390 unterstitzte Personen): lichen Sozialhilfe.

Unterstitzungsbeitrag rund 760'000.00
(netto)

Total Leistungen 2001 fir Personen mit
Wohnsitz in anderen Kantonen oder im
Ausland:

Total 12 Familien mit Total 35 Personen
und 20 Einzelpersonen = Total 55 unter-
stutzte Personen:

Unterstitzungsbeitrag rund 209 000
(netto)

Total wirtschaftliche Sozialhilfe nach ZUG
Fr. 969’000 fiir das Jahr 2001
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich

Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Winterhilfe Gewahrung von finanziel- | Geldleistung Vereinsreglement Privater Verein Winterhilfe
Individuell nach Gesuch: ler Hilfe und Sachleistun- | Kleider Obwalden
Geschéftsjahr 2000/2001: 97 Personen, | gen in Notsituationen Einkaufsgutscheine
davon 72 Personen in Familien. Gesamt- REKA — Ferien
betrag Fr. 27'887.25
Stiftung alte Erparniskasse Existenzsicherung, Beitré- | Stiftungsgelder Stiftungsregelement Stiftung

Fr. 5'000.--)

ge an Sozialamter

Pro Infirmis Subsidiare Leistungen zu | Bedarfsleistungen Stiftung PI Pro Infirmis Schweiz
Beitrage nicht prazis bekannt den Sozialversicherungen
Obwaldner Sozialfonds fiir Mutter und Gewahrung finanzielle Geldleistungen Verein Frauenorganisationen des | Der Schweiz. Katholische

Familien in Not

2001: 20 Gesuche sowie Beitrége von Fr.

23'000.—

Hilfe in Notfallen

Kts. OW

Frauenbund (SKF) tritt
nach aussen als Tragerin
auf.

Mutterschaftsbeihilfe

Geméass Botschaft des RR
zum Volksbegehren ,zur
Einfihrung von EL fur
einkommensschwache
Familien (Familieninitiati-
ve)“ vom 30.1.2001 mus-
sen die finanziellen Kon-
sequenzen und die Vortei-
le der Einfiihrung einer
Mutterschaftsbeihilfe
gepriift werden.
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich

Leistung inkl. Betrag

Ziel der Leistung, so-
fern vorhanden

Charakter der Leis-
tung, z.B. Versicherung

Gesetzliche Grundlage

Trager

Bemerkungen

Finanzbeitrége an stationare Institutio-
nen unspezifisch: Beitrdge Kanton OW
2001:

Kantonale Sonderschule und Heime
Fr. 1'670°000.--

Ausserkantonale Sonderschulen und
Heime

Fr. 682'000.--

Verordnung Uber Beitrage
an Kinder- und Jugend-
heime sowie an Behinder-
teneinrichtungen Art. 5

Kanton und Gemeinden je
50%

Stiftung Juvenat der Franziskaner
Beitrdge Kanton OW 2001:

Gesamthaft Fr. 108'000.--

Stationére Betreuung

BG vom 5.10.1984 Uber
die Leistungen des Bun-
des fur den Straf — und
Massnahmenvollzug
(LSMG, SR 341) und der
dazugehorenden Verord-
nung vom 29.10.1986
(LSMV, SR 341.1)

Kanton und Gemeinden je
50%

Kost- und Schulgeldbeitrage fir Kinder-

Jugendheime sowie Behinderteneinrich-

tungen:

Kostgeldbeitrag:

a) Fr. 14.-- je Aufenthaltstag fur inter-
ne IV-Sonderschiler

b) Fr. 6.-- je Essen fur externe IV-
Sonderschiiler

Schulgeldbeitrag:

Der Beitrag betragt fir Kanton und

Wohnsitzgemeinde je Fr. 44.-- je Schiler

und Aufenthaltstag, sofern

a. die Sonderschulung und/oder
Betreuung in einem IV-anerkannten
Heim erfolgt,

b. es sich um die Schulung erzie-
hungsschwieriger Kinder und Ju-
gendlicher handelt

Finanzielle Entlastung der
Eltern und Hilfe fur Kinder
und Jugendliche

Finanzbeitrage

Ausfiihrungsbestimmun-
gen Uber die Kost- und
Schulgeldbeitrage fur
Kinder- und Jugendheime
sowie Behinderteneinrich-
tungen

Kanton und Gemeinden

Frauenhaus Luzern Beratung und Unterstut- Obdach und Betreuung in | Keine Privater Verein
zung von misshandelten Notsituationen) Allenfalls SHG
Fr. 3'000.-- Frauen und Kinder sowie
Schutz vor Gewalt
Haus fur Mutter und Kind in Hergiswil Betreute Wohngemein- Obdach und Betreuung in | Keine Privat Verein Allenfalls individuelle
NW: schaft fur schwangere Notsituationen Allenfalls SHG Leistungen tber SHG

Betreute Wohngemeinschaft fiir schwan-
gere Frauen und Mutter mit Sauglin-
gen/Kleinkindern in Notlagen

Frauen und Mutter mit
Sauglingen/Kleinkindern
in Notlagen
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung
Unentgeltliche obligatorische zahnérztli- | Pravention Gesundheitsgesetz und Kanton Kindergarten und bis 6.
che Untersuchung Schulverordnung Schuljahr kein Obligatori-
um
Fr. 87'000.--
Unentgeltlicher obligatorische schulérztli- | Pravention Gesundheitsgesetz und Kanton Kindergarten bezw.

che Untersuchung
Fr. 38'000.--

Augenuntersuchungen
Fr. 4'100.--

Haltungsuntersuchungen
Fr. 12'000.-- (4. Schuljahr)

Gesundheitsberatung durch Gemeinde-

arzt
Fr. 18'000.-- (9. Schuljahr)

Schulgesundheitsverord-
nung

Schuleintritt

Pravention fir Kinder

Krankheitsverhiitung

Versicherung

Art. 12 KLV

Krankenversicherer

Pravention im versiche-
rungsrechtlichen Sinne

Forderung der Verhiitung von Krankhei-
ten (Gemeinsame Stiftung der Kranken-

versicherer)

Forderung der Verhutung
der Krankheiten

Versicherung

Art. 19 und 20 KVG

Krankenversicherer

Sehr wichtige Stiftung fur
die kantonale Pravention
im Gesundheitsbereich

Konzept Gesundheitsforderung

Projektphase

Matter und Véter tau-
schen Erfahrungen aus in
Erziehungs- und Gesund-
heitsfragen

Einrichten von Treffpunk-
ten

Koordinationsstelle
Mittagstisch etc.

Konzept Gesundheitsfor-
derung

Kanton und Gemeinden

Noch keine konkreten
Massnahmen

Sauglingsberatung:

Fr. 19'400.-- (202 Kinder mittels 926

Beratungen)

Pravention

Gesundheitsgesetz

Gemeinden und Spitex
Organisationen

KVG und Privat

Spitex- Dienste der Gemeinen: Pflege
und Hilfe zu Hause: Alpnach, Engelberg,
Giswil, Kerns, Lungern, Sachseln und
Sarnen

Medizinische Pflege zu
Hause und Haushalthilfen

z.T. Versicherung Medizinische Leistungen:

KVG, andere privat

Defizitgarantie durch die Gemeinden
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Grundlage | Tréager Bemerkungen
fern vorhanden tung, z.B. Versicherung

Beratungsstellen im Gesundheitsbereich: | Beratung Beratung verschiedene

- Beratungsstelle fir Gehorlose LU

- Beratungsstelle fur Horbehinderte
LU

- Beratungs- und Rehabilitationsstelle
fur Blinde und Sehbehinderte

- Horsehbehinderten- und Taubblin-
denberatungsstelle SZB LU

- Krebsliga Zentralschweiz

- Lungenliga OW/NW

- Psychiatrie Stlitzpunkte OW/NW

- Pro Infirmis

- Rheumaliga Luzern und Unterwal-
den

- Hilfsverein fur Psychischkranke LU
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Integrationsbericht fur den Kanton Ob-
walden liegt vor, Umsetzung erfolgt, die
Kosten sind nicht bekannt
Gesetz Uber die Wohn- WEG

Wohnen

Wohn- und Eigentumsférderung durch
die Gemeinden und den Kanton

2001: Total Fr. 400'000.--
ab 2002 nur noch Kanton

Wohnungssanierungen im Bergebiet
durch Bund, Kanton und Gemeinden

2001: Fr. 540'000.--

ab 2002 nur noch Bund und Kanton

bau- und Eigentumsforde-
rung (WEG)

Verordnung Uber die
Verbesserung der Wohn-
verhdltnisse in Bergebie-
ten
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung
Verein Kinderbetreuung Obwalden: Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Verein,
Tagesfamilie Kinder ab 4 Monate — 8 Finanzierung: Elternbei-
Jahre, Kosten Fr. 6.50 die Stunden trége, Vereinsbeitrag und
Spenden
Total 17 Pflegeverhaltnisse
Elternbeitréage: 19'000.--
Sozialdienste: Fr.6'000.--
Anteil Kanton Fr. 3'000.-- pro Jahr
Tagesstatte/Spielgruppe Schlupfhius, Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Privat, Finanzierung:
Alpnach Elternbeitrage
Ab 1 %2 Jahren
8) Fr. 40.--pro Tag ohne Mahlzeit
§ 17 Kinder (1-5 Tage pro Woche)
S
5 Kinderkrippe maxon motor AG, Entlastung von Erwerbsta- | Kinderbetreuung Keine Maxon motor AG Angebot ist nicht 6ffent-
e Sachseln, 26 Platze tigen Eltern Arbeitgeberleistung lich
% Zwischen 4 Monaten — 6 Jahren
c Nur fiir Betriebsangehorige
(92 Kosten Fr. 20 pro Tag
Q
-8 Kindergarten Turmhius, Sachseln Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Privat
g Ab 3 — 7 Jahre Finanzierung: privat und
c Tarif im Einzelfall Elternbeitréage
% 30 Kinder
8 Kindergarten Chnopfchindi, Sarnen Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Privat
9 Ab 4 — 6 Jahre Finanzierung: privat und
E Tarif verschieden nach Betreuungsauf- Elternbeitréage
< wand (ca. ca. 120'000.—pro Jahr fiir 32
L Kinder
Krippe Chinderhuus Mats, Kagiswil Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Privat
Ab 6 Monaten bis Kindergarteneintritt Finanzierung: privat und
Kosten nach Betreuungsaufwand (ca. Elternbeitrage
120'000.-- pro Jahr)
29 Kinder (1-5 Tage pro Woche)
Spielgruppe Ragabogéa-Hois, Engelberg Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Verein Spielgruppe und Kinder-

Ab ca. 1- 5 Jahre

Kosten nach Absprache (ca. 300'000.--
pro Jahr)

30 Kinder (1-5 Tage pro Woche)

Finanzierung: Elternbei-
trége, Mitgliederbeitrage,
Spenden

krippe
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Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW

Bereich Leistung inkl. Betrag Ziel der Leistung, so- Charakter der Leis- Gesetzliche Trager Bemerkungen
fern vorhanden tung, Grundlage
z.B. Versicherung

Chinderchrippe Sunnéaschyn, Engelberg Entlastung von Eltern Kinderbetreuung Keine Verein

Ab 1% -4 Jahre Finanzierung: Elternbei-

Kosten nach Betreuungsaufwand (ca. trége, Mitgliederbeitrage,

66'000.-- pro Jahr) Sponsoren

18 Kinder (1-5 Tage pro Woche)
) Mittagstisch in: Giswil, Kerns, Sarnen, Entlastung von erwerbsté- | Private Hilfe, Keine Schulmilch Das detaillierte Angebot
% Stalden, Engelberg tigen Eltern, Finanzierung: Elternbei- ist in der Informationsbro-
S weiter Schulweg (Bergre- | tréage, Spenden und Fonds schire ,,Familienergan-
= gion) zende Kinderbetreuung in
B Obwalden* aufgefihrt.
o Internetadresse:
% www.ow.ch (Regierung
c und Verwaltung, Si-
(52 cherheits- und Gesund-
() heitsdep.)
-g Spielgruppe in: Alpnach, Giswil (3 Grup- | Forderung der Kinder und | Gemeinden und Privat Keine Gemeinden und Privat Siehe_www.ow.ch
O pen), Kerns (3 Gruppen), Lungern, Entlastung der Eltern Finanzierung: Gemeinden,
E Sachseln, Sarnen (2 Gruppen), Kagiswil, Privat und Elternbeitrage
] Stalden, Engelberg
<y
8 Edith Réthlin, Alpnach und Aufgabenhilfe Private Hilfe, Finanzierung | Keine Privat Siehe www.ow.ch
g Schulwarchstatt, Sarnen durch Elternbeitrage
% Treff- und Austauschpunkt fur Eltern und | Entlastung der Eltern Erfahrungsaustausch und | Keine Alpnach; Frauen- und Siehe_www.ow.ch
L Kinder in Alpnach und Engelberg Treffpunkt Muttergemeinschaft

Engelberg; Privat
Babysitter-Vermittlungsstellen Obwalden | Entlastung der Eltern Vermittlung Keine In samtlichen Gemeinden | Siehe www.ow.ch

ist eine Vermittlungsstelle
vorhanden
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Arbeitsgruppe Grundlagen Familienpolitik Ob- und Nidwalden

Zwischenbericht zum Ist-Zustand zu Handen der Departe-
mente

1. Ausgangslage und Auftrag?

Im Kanton Ob- und Nidwalden sind in vergangener Zeit verschiedene politi-
sche Vorstdsse zum Thema Familienpolitik eingereicht worden. Die Regie-
rungsrate beider Kantone haben in der Folge der Fachstelle Kinderbetreuung
einerseits und Hans Mangold und Urs Vogel andererseits je einen Projektauf-
trag zu diesem Themenbereich erteilt (siehe dazu die entsprechenden Be-
schlUsse des Regierungsrates des Kantons Obwalden und Nidwalden). An ei-
ner Sitzung im Oktober 2001 haben sich die beiden Projektteams und die Lei-
terin und der Leiter der beiden kantonalen Sozial&dmter zu einer ersten Sitzung
zwecks Koordination und Absprache der zu bearbeitenden Inhalte getroffen
um den Auftrag zu kldren und zu erteilen.

Projektziele

Folgende Ubergeordnete Projektziele kdnnen heute aufgrund der vorhande-
nen Grundlagen und Voraussetzungen fur dieses Projekt formuliert werden:

= Uber das gesamte bestehende Hilfsangebot zu Gunsten von Familien im
Kanton Ob- und Nidwalden wird ein Inventar erstellt.

» Eine aussagekraftige Datensammlung und Analyse, welche die Situation
der Familien im Kanton Ob- und Nidwalden erfasst, wird durchgefuhrt. Die
Ergebnisse ermoglichen dem Departement/der Direktion und dem Regie-
rungsrat des jeweiligen Kantons fundierte Aussagen Uber die heutige Lage
der Familien im Kanton zu machen. Daten und Studien ausserhalb der bei-
den Kantone sind in den Arbeiten zu berUcksichtigen, sofern diese auf die
konkreten Verhdltnisse Ubertragbar sind.

= Diese Daten dienen dem Projekt Familienleitbild als Arbeitsgrundlage.

» Die Wirkung der gesamten Hilfen zu Gunsten von Familien in beiden Kan-
tonen soll gepruft und beurteilt werden. Ebenfalls soll ein Beurteilungsraster
entwickelt werden, das den verantwortlichen Personen in Zukunft erlaubt,
Hilfen zu Gunsten der Familien auf ihre Wirkung hin im gesamten Kontext zu
betrachten und zu beurteilen.

! Siehe auch Tafel zielorientierte Familienpolitik im Projektauftrag
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= Mit der vertieften Prifung von Bedarfsleistungen fur Familien nach dem
wressiner-Modell”* mussen insbesondere die sozialpolitischen Wirkungen, die
Mdglichkeiten und Grenzen der Ubertragung bzw. der Anpassung des
Modells, Varianten und SpielrGdume fUr die konkreten Ausgestaltungen, Kos-
ten und Finanzierungsmaéglichkeiten sowie die DurchfUhrung und Organisa-
tion aufgezeigt werden.

2. Umsetzung des Auftrages

In einem ersten Schritt sind alle Leistungen zu Gunsten von Kindern und Famili-
en in den beiden Kantonen nach einem entwickelten Raster erfasst worden
(Beilage 12). Die erfassten Leistungen wurden anschliessend in zwei Gruppen
unterteilt: in ,,nicht beeinflussbare (Beilage 2) und beeinflussbare (Beilage 3
und 4) Leistungen”. Die ersteren kbnnen durch den Kanton nicht direkt beein-
flusst und verdndert werden, da es sich vor allem um Bundeskompetenzen
handelt. Die letzteren sind in der eigenen Kompetenz der Kantone und Ge-
meinden und daher entsprechenden Verdnderungen zugdnglich. Der Haupt-
fokus der Arbeit bestand demnach in der detaillierten Erfassung der beein-
flussbaren Leistungen (Inhalt, Umfang, gesetzliche Grundlagen, Tragerschaft
und Kosten).

In einem zweiten Schritt wurden nachher die inventarisierten Leistungen mit-
einander verglichen und einer ersten Einschdtzung unterzogen.

Die Ergebnisse finden Sie in den Beilagen 5 und 6. Im Rahmen dieser Einschat-
zung und Beurteilung ist die Arbeitsgruppe von exemplarischen Lebenssituati-
onen ausgegangen, um das Zusammenspiel und die Konsequenzen auf die
Leistungen besser erfassen zu kdnnen (Beilage 7). Ebenfalls wurden verschie-
dene Lebenssituationen in Bezug auf steuerliche Belastungen verglichen (Bei-
lage 8).

2 Unterlagen siehe Inventar und Unterlagen zum Ist-Zustand Leistungen fiir Familien in den Kantonen Nidwalden
und Obwalden
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3. Ergebnisse

Erste Einschatzung der Arbeitsgruppe Grundlagen Inventar Obwalden und
Nidwaldens:

= FUr die Betroffenen — Familien mit Kind(ern) — ist der Zugang zu Informa-
tionen, Beratung und Hilfen in vielen Bereichen schwierig und aufwdan-
dig.

» Der finanzielle Umfang der Gesamtaufwendungen kann nicht in allen
Bereichen prdzis erhoben werden, da die Unterlagen und Materialien
nicht beschafft werden kénnen.

= Die Vernetzung, die Abstimmung und die Koordination sind wenig ent-
wickelt.

» Gemeinsame Ziele und Grundsdtze einer Familienpolitik/-hilfe sind kaum
vorhanden und erkennbar.

» Die Wirkung der gesamten Hilfen ist sehr schwierig zu prufen.

» Eine ,fUhrende" Institution bei der Umsetzung der Hilfe ist nicht erkenn-
bar.

Wichtige Hinweise zum Inventar und dem Vergleich Ob- und Nidwalden aus
Sicht der Arbeitsgruppe Grundlagen:

Steuern

Uber die Steuerpolitik kdnnen Familien finanziell entlastet werden. Armutsbe-
k&mpfung Uber Steuerentlastung zu betreiben ist jedoch nicht moglich, da
einkommensschwache Familien bereits sehr geringe bis keine Steuern bezah-
len mUssen.

Die Steuerbelastung zwischen Obwalden und Nidwalden ist sehr schwierig zu
beurteilen (z.B. 100 Prozent Abzug fUr die familieneergdnzende Kinderbetreu-
ung in OW). Welche Vorteile dies in Franken gegenUber NW bringt, kann nicht
genau eruiert werden, da die weiteren Abzige und die Gesamt-
Steuerbelastung Uberpruft werden mussten.

Das prov. Volkseinkommen betrug 2000: Obwalden Fr. 32'872.— und Nidwal-
den Fr. 61'360.— . Es bestehen somit zwei unterschiedliche Ausgangslagen,

3 Siehe auch Beilage 7 Lebenssituation und Zusammenspiel der Hilfen
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was heisst, dass die Massnahmen in der Familienpolitik einen Bezug zu den in
den Kantonen zur Verfigung stehenden finanziellen Mitteln haben kénnen.
Ob diese Differenz ein Begrindung fUr die Unterschiede bei der Alimentenbe-
vorschussung und der wirtschaftlichen Hilfe in den Kantonen OW und NW sind,
musste genauer betrachtet und untersucht werden.

Ausbildungsbeitrage

Bei der Ausrichtung von Stipendien ist ein markanter Unterschied zwischen
den beiden Kantonen festzustellen. Obwalden richtet rund 40% mehr Stipen-
dien als Nidwalden aus. Einen Zusammenhang mit der Hohe des Volksein-
kommens |&sst sich hier vermuten.

Bildungs-, Jugend- und Schulbereich

Der Kanton Obwalden verfugt Uber ein Gesetz Uber die Jugendhilfe, welches
eine materielle Grundlage fUr die Umsetzung von Hilfen im Jugendbereich
darstellt. Im Kanton Nidwalden existiert keine solche gesetzliche Grundlage.

Leistungen fUr Kinder und Familien, welche sich nicht in einer individuellen ma-
teriellen oder persdnlichen Notlage befinden, existieren bis auf die fiskalischen
Entlastungen kaum. Mit dem neuen Bildungs- und Volksschulgesetz bestehen
im Kanton Nidwalden aber gute Voraussetzungen, dass dieser Bereich mehr
entwickelt wird.

Beratungsangebote

Es existieren verschiedene Beratungsangebote in beiden Kantonen bezuglich
speziellen Lebenssituationen, welche gemeinsam betrieben werden respekti-
ve welche bei einem gemeinsamen Leistungserbringer eingekauft werden.
Hier zeigen sich konkrete Zusammenarbeitspotentiale und gemeinsame mog-
liche Ausrichtungen.

Direkte materielle Hilfen

Der Kanton Nidwalden verfugt Uber eine professionelle und zentralisierte Struk-
tur in der Sozialhilfe. Der Kanton Obwalden nicht. Es stellt sich die Frage, ob
der Zugang zu den vorhandenen Leistungen von der Struktur der Dienstleis-
tungserbringung abhdngt oder nicht. Die Grunde dafur mussten ndher unter-
sucht werden.
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Gesundheit und Pravention

Die meisten Leistungen basieren auf gesetzlichen Grundlagen, welche als
Hauptfokus die Armutsbekdmpfung beinhalten. Praventive Elemente sind bis
heute wenig entwickelt.

Im Gesundheits- und Prventionsbereich sind bei beiden Kantonen die medi-
zinischen Massnahmen gut entwickelt. Der Gesundheitsférderungs- und Pra-
ventionsbereich ist erst in den Anféngen, zeichnet sich aber durch ein ge-
meinsames Konzept und Umsetzungsbemuhungen aus.

Migration

Der Bereich der Integration von ausl@ndischen Kindern und Familien ist in bei-
den Kantonen kaum entwickelt. In einer zukUnftigen Familienpolitik muss die-
ser Bevolkerungsgruppe dringend vermehrte Beachtung geschenkt werden
(Ausl@nder/innenanteil je ca. 10%)4.

Familienerganzende Betreuungsangebote

Die Betreuung der Kinder durch eigene Familienangehdrige (z.B. Grosseltern)
ist von grosser volkswirtschaftlicher Bedeutung und muss in der zukUnftigen
Planung der Familienpolitik berUcksichtigt werden.

Im Bereich der Familienergdnzende Kinderbetreuung besteht eine Vielzahl
von Angeboten, zum Teil aber mit ganz eingeschrénkten Offnungszeiten (z.
Teil nur 2-mal pro Monat). Die Finanzierung erfolgt zum grdssten Teil Gber El-
ternbeitrdge. Die Vereinbarkeit Beruf und Kinder wird durch dieses Angebote
nicht optimal unterstUtzt und sollte weiterentwickelt werden (siehe auch An-
stossfinanzierungsprogramm durch den Bund).

4 siehe Bundesamt fiir Statistik
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4. Implementation in den Kantonen

FUr die Implementation der Arbeiten, Arbeitsinstrumente und Pflege sowie
Weiterentwicklung schlagt die Arbeitsgruppe Grundlagen folgendes Vorge-
hen vor:

1

Einmal jaghrliche Sitzung um das Inventar und die Entwicklung zu verfolgen und
Vorschlage fur Massnahmen daraus abzuleiten

2

Die Arbeitsgruppe soll ausgeweitet werden:

Leitungen der kantonalen Ausgleichskassen beider Kantone

Leitungen der beiden Sozialdmter beider Kantone

Fachpersonen aus den Finanzdirektionen/-departementen beider Kan-
tfone

und zusatzlich Fachpersonen aus den Bildungsdirektionen/-
departementen beider Kantone.

Arbeitsinstrumente sind:

e Raster fUr die Erfassung des Inventars

e Beurteilungsrater und SOFT-Analyse

e Prufung der VerfUgbarkeit der Leistungen mit Tafel ,,Lebenssitua-
tionen” und Tafel ,,Lebenssituationen und Steuern*
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5. Ausblick und weiteres Vorgehen — Weiterfuhrung des Auftrages

Die bisherigen Arbeiten erlauben es, heute eine Planung fUr die Zukunft im
Bereich Grundlagen (siehe Tafel zielorientierte Familienpolitik, blaue Bereiche)
anzustreben. Ebenfalls ist es moéglich mit den erarbeiten Grundlagen das Tes-
sinermodell nGher zu betrachten um Beurteilen zu kdnnen, ob eine EinfGhrung
in den Kantonen maoglich und sinnvoll ist.

1. Schritt
Debatte Uber das Tessinermodell und Uber die Familienpolitik
Termin: Januar — Februar 2003

2. Schritt
Auftrag an die Arbeitsgruppe:

- Ausarbeitung von Versorgungsmodellen aufgrund der LeitsGtze
- PrUfung der Auswirkungen auf die bestehende Versorgung und auf die
gesetzlichen Grundlagen der beiden Kantone
- Profung des Tessinermodells gemdass Auftragsumschreibung
Termin: Oktober 2002 — April 2003

3. Schritt

Ausarbeitung von Vorschldgen zu Handen der Kommission Familienleitbild
und an die Departemente/Direktionen

Termin: Mai 2003

Mitglieder der Arbeitsgruppe:

— Regula Wyrsch, Sozialamt NW

— Tony Pfleger, Sozialamt OW

— Andreas Dummermuth, Ausgleichskasse NW
— Albert Hischier, Ausgleichskasse OW

— Daniel Odermatt, Finanzdepartement OW
— Oscar Amstad, Finanzdirektion NW

— Hans Mangold, Projektberatung

— Urs Vogel, Projektberatung

Beilage:
— Inventar und Unterlagen Ist-Zustand Leistungen fUr Familien im Kanton Nidwalden und
Obwalden (wird an der Sitzung vom 28. Oktober 2002 abgegeben)

Arbeitsgruppe Grundlagen Familienpolitik — Zwischenbericht vom 14.10.2002 Seite 7 von 7



Berechnung der Aufwdnde in Nidwalden fur Kleinkinderbetreuungszulagen und Familienzu-
lagen gemass Tessiner Modell

Grunddaten

Bevdlkerungszahl Kanton Tessin:
Bevdlkerungszahl Kanton Nidwalden:

Anzahl Kinder Kanton Tessin (0-4 Jahre):
Anzahl Kinder Kanton Nidwalden (0-4 Jahre)

Anzahl Kinder Kanton Tessin (4-15 Jahre)
Anzahl Kinder Kanton Nidwalden (4-15 Jahre)

306'846
38'740

11'925
1'985

37'701
5'756

entspricht 3.9% der Bevdlkerung
entspricht 5.1% der Bevdlkerung

entspricht 12.3% der Bevdlkerung
entspricht 14% der Bevdlkerung

Die Bevélkerungszahlen basieren auf der Volksz&hlung 2000. Die beiden Kantone sind somit bezUglich der Konstellation von Familien
mit Kindern mit geringen Abweichungen grundsatzlich vergleichbar.

Kleinkinderbetreuungszulagen

An- Prozentualer Faktor | Durchschnittszu- | Fr. pro Jahr Bemerkungen
zahl zur Bevolkerung lage pro Monat
Falle
Auszahlung Kleinkinderbetreu- | 464 0.15% von 306'846 920.-- 5'100'963.-- Es handelf sich um das Total der bearbeiteten
ungszulagen Tessin im Jahr 2002 Falle im Jahr 2002. Die effektive Zulage pro Monat
pro Fall ist real héher als 920.--, nicht jeder Fall
wird aber wahrend 12 Monaten pro Jahr unter-
stotzt (Fluktuation)
Schatzung Nidwalden 58 0.15% von 38'740 920.-- 50 552'000.--
Kleinkinderbetreuungszulagen 60 662'000.--
70 772'000.--
Total Minimal: ca. Fr. 552’000.--
Maximal: ca. Fr. 772’000.--
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Familienzulagen

Anzahl | Prozentualer Faktor | Durchschnittszu- | Fr. pro Jahr Bemerkungen
Falle zur Bevolkerung lage pro Monat
Auszahlung Familienzulagen 2'853 0.93% von 306'846 550.-- Fr. 19'000'757 .-- Es handelf sich um das Total der bearbeiteten
Tessin 2002 Falle im Jahr 2002. Die effektive Zulage pro
Monat pro Fall ist real héher als 550.--, nicht
jeder Fall wird aber w&hrend 12 Monaten pro
Jahr unterstUtzt (Fluktuation)
Schéatzung Nidwalden 360 0.93% von 38'740 550.-- 300 Falle 1'980'000.--
Familienzulagen 400 Falle 2'640'000.--
500 Félle 3'300'000.--
Schatzung Nidwalden Fr. 100'000.--
Verwaltungskosten Eltern-EL
Kanton (Tl = 750'000.--)
Total Kosten Minimum ca. Fr. 2'080°000.--
Familienzulagen Maximum ca. Fr. 3’'400'000.--
Einsparungen
Was Personen Franken Bemerkungen
Total 418 Personen beziehen Sozialhilfe | 418 Personen Fr.2'737'131.-- (brutto)
Fr.1'872'585.-- (netto)
Total 77 Familien 222 Personen leben in einer Minimal: Berechnung:
Familie 222 x2'176.- 3 Personenhaushalt: Fr. 2'400.-- pro Person
160 Kindern bis zu 18 Jahren. rund Fr. 480°000.-- mtl. [SKOS GB | und Il (1001.--)+ Miete Fr.
1'400.-- ] multipliziert mit 12
Durchschnitt:
222 x 2'288.-- = 4 Personenhaushalt: Fr. 2'176.-- pro Person
rund Fr. 510°000.-- mtl. [SKOS GB I und Il (576.--)+ Miete 1'600.--] x
12
Maximal:
222 x 2'401 .- Durchschnitt: Fr. 2'401 + 2'176 : 2= 2'288.--

rund Fr. 530°000.--
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Total Kosten

Was Kosten Minimum Durchschnittskosten Kosten Maximum
Kleinkinderbetreuungszulagen (0-4 Jahre) Fr. 552'00.-- Fr. 662'000.-- Fr. 772'000.--
Familienzulagen (5 - 15 Jahre) Fr. 1'980'000.-- Fr. 2'640'000.-- Fr. 3'300'000.--
Verwaltungskosten Fr. 100'000.-- Fr. 100'000.-- Fr. 100'000.--
Total Zulagen Fr. 2°632°000.-- Fr. 3'402°000.-- Fr. 4°172°000.--
./. Einsparungen Sozialhilfe Fr. 480'000.-- Fr. 510'000.-- Fr. 530'000.--
./. Einsparung Verwaltung Sozialhilfe (ca. 1 Fr. 120'000.-- Fr. 120'000.-- Fr. 120'000.--
Stelle)

Total | Fr. 2'032’000.-- Fr. 2°772°000.-- Fr. 3'522’000.--
./. Finanzierung durch FAK Fr. 1'200'000.-- 1'200'000.-- Fr. 1'200'000.--
Zulage von Fr. 20.--/pro Monat x 5’000

Kinder = Fr. 1'200'000.-- jGhrlich.

Total Il Fr.832°000.-- Fr. 1’572°000.-- 2’322’000.--

Finanzierung der Kinderbetreuungs- und Familienzulage

— Keine generelle Erhéhung der Kinderzulagen um Fr. 20.--. Dieser Betrag kénnte gezielt fUr die Finanzierung der Kleinkinderbetreu-
ungs- sowie der Familienzulage verwendet werden. Sollte dieser Vorschlag politisch nicht realisierbar sein, muUsste die Finanzierung

Uber den Kanton erfolgen.

— Derrestliche Betrag (bei der Familienzulage) von ca. 800'000.-- bis ca. 2'300'000.-- musste Uber den Kanton finanziert werden.

Berechnung der Aufwdande in Nidwalden fur Kleinkinderbetreuungs- und Familienzulage gemdass Tessiner Modelll

Seite 3von 3




Berechnung der Aufwdnde in Obwalden fUr Kleinkinderbetreuungs- und Familienzulagen

gemass Tessiner Modell

Grunddaten

Bevdlkerungszahl Kanton Tessin:
Bevolkerungszahl Kanton Obwalden:

Anzahl Kinder Kanton Tessin (0-4 Jahre):
Anzahl Kinder Kanton Obwalden (0-4 Jahre)

Anzahl Kinder Kanton Tessin (4-15 Jahre)
Anzahl Kinder Kanton Obwalden (4-15 Jahre)

11'925
1'518

37'701
5'352

306'846
32'427

entspricht 3.9% der Bevdlkerung
entspricht 4.7% der Bevdlkerung

entspricht 12.3% der Bevdlkerung
entspricht 16 % der Bevolkerung

Die Bevdlkerungszahlen basieren auf der Volksz&hlung 2000. Die beiden Kantone sind somit bezUglich der Konstellation von Familien
mit Kindern mit geringen Abweichungen grundsatzlich vergleichbar.

Kleinkinderbetreuungszulagen

Anzahl | Prozentualer Faktor | Durchschnittszu- | Fr. pro Jahr Bemerkungen
Falle zur Bevolkerung lage pro Monat
Auszahlung Kleinkinderbetreu- | 464 0.15% von 306'846 920.-- 5'100'963.-- Es handelf sich um das Total der bearbeiteten
ungszulagen Tessin im Jahr 2002 Falle im Jahr 2002. Die effektive Zulage pro
Monat pro Fall ist real héher als 920.--, nicht
jeder Fall wird aber wéhrend 12 Monaten pro
Jahr unterstUtzt (Fluktuation)
Schatzung Obwalden 48 0.15% von 32'427 920.-- 40 441'000.--
Kleinkinderbetreuungszulagen 50 552'000.--
60 662'000.--

Total

Minimal: ca. Fr. 441°000.--
Maximal: ca. Fr. 662’000.—
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Familienzulagen

Anzahl | Prozentualer Faktor | Durchschnittszu- | Fr. pro Jahr Bemerkungen
Falle zur Bevolkerung lage pro Monat
Auszahlung Familienzulagen 2'853 0.93% von 306'846 550.-- Fr. 19'000'757 .-- Es handelf sich um das Total der bearbeiteten
Tessin 2002 Falle im Jahr 2002. Die effektive Zulage pro
Monat pro Fall ist real héher als 550.--, nicht
jeder Fall wird aber w&hrend 12 Monaten pro
Jahr unterstUtzt (Fluktuation)
Schatzung Obwalden 301 0.93% von 32'427 550.-- 250 Falle 1'650'000.--
Familienzulagen 300 Falle 1'980'000.--

400 Falle 2'640'000.--

Schéatzung Obwalden
Verwaltungskosten Eltern-EL
Kanton (Tl = 750'000.--)

Fr. 75'000.--

Total Kosten
Familienzulagen

Minimum ca. Fr. 1’725’000.--
Maximum ca. Fr. 2’715’000.--

Einsparungen Obwalden

Was Personen Franken Bemerkungen

Personen welche Sozialhilfe beziehen 409 Personen 1'184'522.-- (netto)

Total 114 Erwachsene beziehen Sozialhilfe Angaben der Gemeindesozialdienste
fUr die Aufwéndungen im Jahr 2002

Einsparung Sozialhilfe fUr Eltern und Kinder Kinder 0-3 Jahre 39 Kinder und 26 Er- Erwachsene 70'723.--

bis zu 3 Jahren (Kleinkinderbetfreuungszula- | wachsene Kinder 89'900.--

ge) Total 160'623.--

Einsparung Sozialhilfe fUr Eltern und Kinder Kinder 4-15 Jahre 138 Kinder und 88 Erwachsene 239'370.-- Bei der Familienzulage werden nur die

von 4 bis 15 Jahren Erwachsene Kinder 400'218.-- Kosten der Kinder eingespart.

(Familienzulage)

Total Einsparungen Total 560’000.—
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Total Kosten

Was Kosten Minimum Durchschnittskosten Kosten Maximum
Kleinkinderbetreuungszulagen (0-4 Jahre) Fr.441°00.-- Fr. 552'000.-- Fr. 662'000.--
Familienzulagen (5 - 15 Jahre) Fr. 1'650'000.-- Fr. 1'980'000.-- Fr. 2'640'000.--
Verwaltungskosten Fr. 75'000.-- Fr. 75'000.-- Fr. 75'000.--
Total Zulagen Fr. 2°166°000.-- Fr. 2'607°000.-- Fr. 3'377°000.--
./. Einsparungen Sozialhilfe Fr. 560'000.-- Fr. 560'000.-- Fr. 560'000.--
./. Einsparung Verwaltung Sozialhilfe (ca. 1 Fr. 120'000.-- Fr. 120'000.-- Fr. 120'000.--
Stelle)

Total | Fr. 1°486°000.-- Fr. 1°927°000.-- Fr. 2°697°000.--
./. Finanzierung durch FAK Fr. 1'200'000.-- 1'200'000.-- Fr. 1'200'000.--
Zulage von Fr. 20.--/pro Monat x 5’000

Kinder = Fr. 1'200'000.-- jGhrlich.

Total Il Fr. 286°000.-- Fr. 727°000.-- 1’'497°000.--

Finanzierung der Kinderbetreuungs- und Familienzulagen

— Keine generelle Erhéhung der Kinderzulagen um Fr. 20.--. Dieser Betrag kdnnte gezielt fUr die Finanzierung der Kleinkinderbetreu-
ungs- sowie Familienzulagen verwendet werden. Sollte dieser Vorschlag politisch nicht realisierbar sein, musste die Finanzierung

Uber den Kanton erfolgen.

— Derrestliche Betrag (bei der Familienzulagen) von ca. 300'000.00 - 1'500'000.00 muss Uber den Kanton finanziert werden.
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Familienfragen - Beratung - Familienpolitische Massnahmen'!

Liste der wichtigsten familienpolitischen Massnahmen und Bereiche auf

Bundesebene

Diese Liste ist nicht vollst&ndig und umfasst bloss die wesentlichsten Elemente
staatlicher und nichtstaatlicher Familienpolitik sowie die bedeutendsten
Rahmenbedingungen. Auch hinsichtlich der gesetzlichen Grundlagen und der
Tragerschaften beschrdankt sie sich auf die wichtigsten. Insbesondere private
Organisationen, die in fast allen der aufgefUhrten Bereiche tatig sind, werden nur
ausnahmsweise aufgefuhrt. NichtberUcksichtigt sind ferner Staatsvertrags- und

Verfassungsrecht.

Materielle Massnahmen, Sozialversicherungen

Schule und Ausbildung
Kinderschutz

Massnahmen fur Jugendliche

Weitere Dienste fUr die Familie

A e

Rahmenbedingungen fur die Familie

Familienpolitische
Massnahmen und Bereiche

Hinweise zur gesetzlichen
Grundlage oder Tragerschatft

Bundesstelle, die
zustandig ist

oder sich mit dem
Bereich befasst

1. Materielle Massnahmen, Sozialversicherungen

Familienzulagen
Kinderzulagen
Ausbildungszulagen
Geburtszulagen,
Adoptionszulage
Heiratszulagen

e Haushaltungszulagen

BG vom 20.6.1952 Uber die
Familienzulagen in der
Landwirtschaft (FLG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung,
ZLentralstelle for
Familienfragen ZSFF

Kantonale Familienzulagengesetze

Bundesamt fur
Sozialversicherung, ZSFF

Bundespersonalgesetz vom
24.3.2000 (BPG) Gesetzgebung fir
das Personal der Kantone und
Gemeinden

Eidg. Personalamt

Offentliche und private
Familienausgleichskassen (FAK)

Gesamtarbeitsvertrage (GAV)

Mutterschaftsschutz

BG vom 18.3.1994 Gber die
Krankenversicherung (KVG)

Bundesamt for
Sozialversicherung

Schweizerisches Obligationenrecht
vom 30.3.1911 (OR)

Bundesamt fUr Justiz

Arbeitsgesetz vom 13.3.1964

Staatssekretariat fOr
Wirtschaft

Bedarfsleistungen in den Kantonen
SH, SG, ZG, LU, ZH, GL, FR, GR, VD,
TI, NE, AG

Bundesamt for
Sozialversicherung, ZSFF

! http://www.bsv.admin.ch/fam/beratung/d (Stand September 2003)
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Ubrige Sozialversicherungen

BG vom 20.12.1946 Uber die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHVG)
BG vom 19.6.1959 Uber die
Invalidenversicherung (IVG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

BG vom 19.3.1965 Gber die
Erg&nzungsleistungen (ELG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

BG vom 25.6.1982 Uber die berufliche
Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge (BVG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

BG vom 18.3.1994 Gber die
Krankenversicherung (KVG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

BG vom 20.3.1981 Gber die
Unfallversicherung (UVG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

Arbeitslosenversicherungsgesetz vom
25.6.1982 (AVIG)

Staatssekretariat fur
Wirtschaft

BG vom vom 25.9.1952 Uber die
Erwerbsersatzordnung (EOG)

Bundesamt fur
Sozialversicherung

BG vom 19.6.1992 Gber die
Militarversicherung (MVG)

Bundesamt fur
Militérversicherung

Alimenteninkasso und -

Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom

Bundesamt fUr Justiz

bevorschussung 10.12.1907 (ZGB)
Regelungen der Kantone und
Gemeinden
Sozialhilfe Kantonale Sozialhilfegesetze und - Bundesamt fur

behdérden
Schweiz. Konferenz fUr Sozialhilfe
Gemeinden

Sozialversicherung

Zusatzliche Witwen- und
WaisenfuUrsorge

ELG

Bundesamt fur
Sozialversicherung

Stipendien Kantonale Stipendiengesetze Bundesamt fur
BG vom 19.3.1965 Uber die Gewdhrung |Bildung und
von Beitrdgen an die Aufwendungen der|Wissenschaft
Kantone fUr Stipendien

Steuerrecht BG vom 14.12.1990 Uber die direkte Eidgendssische

Bundessteuer
Kantonale Steuergesetze

Steuerverwaltung

Transportvergunstigungen fir
Familien und Kinder

Unternehmungen des offentlichen
Verkehrs

Bundesamt fur
Verkehr

Befreuungsangebote fur
Kinder

LGB, Eidg. Pflegekinderverordnung vom
19.10.1977

Krippen und Horte von privaten Vereinen
oder Gemeinden, Betriebskrippen,
Tagesmuttervereine

Kinderheime

Bundesamt fUr Justiz
Bundesamt fUr
Sozialversicherung,
ZSFF

Bundesamt fUr Justiz

Finanzhilfen for
familienergdnzende
Kinderbetreuung

BG vom 4.10. 2002 Uber Finanzhilfen for
familienergdnzende Kinderbetreuung

Bundesamt fur
Sozialversicherung,
ISFF
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2. Schule und Ausbildung

Schulwesen

Kantonale Schulgesetze; Gemeinden,

Schulkommissionen, private Schulen

Bundesamt fur Bildung
und Wissenschaft

Berufsausbildung

BG vom 19.4.1978 Uber die
Berufsbildung

Kantonale Berufsbildungs- und
Hochschulgesetze

Staatssekretariat fUr
Wirtschaft

Bundesamt fur Bildung
und Wissenschaft

Berufsberatung

Im Rahmen der Schule und in
Berufsberatungsstellen von Kantonen
und Gemeinden

Staatssekretariat fOr
Wirtschaft

Bundesamt fUr Bildung
und Wissenschaft

3. Kinderschutz

Zivirechtlicher Schutz

LGB, Pflegekinderverordnung
Kantonale Vormundschaftsbehdrden
und Verfahren

Bundesamt fUr Justiz

Strafrechtllicher Schutz

Strafgesetzbuch vom 21.12.1937
(StGB)

Polizei, Strafverfolgungsbehodrden
Strafprozessordnungen der Kantone

Bundesamt fUr Justiz
Bundesamt fUr Polizei

Beratung bei (sexueller)
Gewalt gegen Kinder

Offentliche und private
Beratungsstellen

147 — Telefonhilfe fur Kinder und
Jugendliche, Elternnotrufe

Bundesamt for
Sozialversicherung,
ISFF

Aus- und Fortbildung im
Bereich Kindesmisshandlung

Im Rahmen der Ausbildung
bestimmter damit befasster Berufe
und der Weiterbildung

Bundesamt for
Sozialversicherung,
ISFF

4. Massnahmen fur Jugendliche

Jugendpolitik, allg.
Jugendhilfe und -beratung

Kantonale Jugenddmter
Jugendberatungsstellen
Jugendorganisationen

Bundesamt fUr Kultur
Eidg. Kommission fUr
Jugendfragen

Begleitung, Erziehung und
Beratung in den Bereichen
e Gesundheit
e Sexualitat
e Drogen
e AIDS

BG vom 18.12.70 Uber die
Bekdmpfung Ubertragbarer
Krankheiten des Menschen
(Epidemiengesetz)

Kantonale Gesundheitsgesetze
Schul(zahn)drztliche Dienste
off. und private spezialisierte
Beratungsstellen (z.B.
Familienplanung)
Selbsthilfeorganisationen

Bundesamt fUr
Gesundheit

Psychologische und
psychiatrische Beratung

Schulpsychologische und
Jugendpsychiatrische Dienste

Ausserschulische
Jugendarbeit
Jugendurlaub

BG Uber die Férderung der
ausserschulischen Jugendarbeit vom
6.10.1989

OR

Bundesamt fur Kultur
Bundesamt fUr Justiz
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5. Weitere Dienste fur die Familie

Elfernbildung

Pro Juventute (z.B.."Elternbriefe"),
kantonale Arbeitsgemeinschaften fur
Elternbildung

Bundesamt fUr
Sozialversicherung,
ZSFF

Bundesamt fOr Kultur

Eltern- und
Erziehungsberatung

Erziehungsberatungsstellen der
Kantone
Jugenddmter

Bundesamt fUr Justiz

Familienberatung

Sozialdienste; Ehe- und
Familienberatungsstellen
Selbsthilfeorganisationen

Bundesamt fur
Sozialversicherung,
LSFF

Schwangerschaftsberatung

BG vom 9.10.1981 Uber die
Schwangerschaftsberatungsstellen
(von den Kantonen anerkannte)
Schwangerschaftsberatungsstellen

Bundesamt fur
Sozialversicherung,
ISFF

Gesundheitswesen

BG vom 18.3.1994 Gber die
Krankenversicherung (KVG)
Epidemiengesetz

Kantonale Gesundheitsgesetze

Bundesamt fUr
Sozialversicherung
Bundesamt fUr
Gesundheitswesen

Spitex

Gemeinden, Spitexorganisationen

Bundesamt fur
Sozialversicherung,
ISFF

6. Rahmenbedingungen fur die Familie

Familienrecht

LGB (insbesondere Ehe-, Scheidungs-,
Kindes- und Adoptionsrecht)

Bundesamt fUr Justiz

Arbeitswelt

OR (Arbeitsvertragsrecht)
Arbeitsgesetz, Gesamtarbeitsvertrge,
Arbeitgeber, Gewerkschaften

Bundesamt fUr Justiz
Staatssekretariat fUr
Wirtschaft

Eidg. Personalamt

Rollenverteilung in der Familie,
Gleichstellungspolitik

BG vom 24.3.1995 Gber die
Gleichstellung von Frau und Mann
Kantonale Gleichstellungspolitik

Eidg.
Gleichstellungsburo
Eidg. Kommission fUr
Frauenfragen

Wohnen und
Wohnumgebung, Verkehr,
Umwelt

Wohnbau- und
Eigentumsférderungsgesetz vom
4.10.1974

BG vom 20.3.1970 Gber die
Verbesserung der Wohnverhdlinisse
im Berggebiet

Wohnbauférderung,
Mietverbilligungen und
Eigentumsférderungsmassnahmen der
Kantone und Gemeinden

OR (Miet- und Pachtrecht)
Versicherungen und Pensionskassen
als Anleger und Vermieter
Raumplanung, Bauvorschriften
Verkehrsplanung und -regelung,
Umweltschutzgesetzgebung von Bund
und Kantonen

Bundesamt fUr
Wohnungswesen
Bundesamt fUr Justiz
Bundesamt fOr
Raumplanung
Bundesamt fur Verkehr
Bundesamt fUr Umwelt,
Wald und Landschaft
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Lage der ausléndischen
Familien und Kinder

Bundesgesetzgebung im Bereich

e Ausldnder

o Asylsuchende

e Flichtlinge
Fremdenpolizeibehérden von Bund
und Kantonen

Bundesamt for
Ausl@nderfragen
Bundesamt for
Flochtlinge

Eidg. Kommission fUr
Auslanderfragen

Binationale Familien

BUrgerrechtsgesetzgebung

Bundesamt fUr Justiz

Familienforschung

BG vom 7.10.1983 Uber die Forschung
Nationalfonds
Hochschulen

Bundesamt fur Bildung
und Wissenschaft

Demografie, Statistik

Mikrozensus Familie, Schweiz.
Arbeitskrafterhebung SAKE, Schweiz.
Volkszdhlung

Bundesamt fUr Statistik

Information

Informationsbulletin Familienfragen
Zeitungen und Fachzeitschriften

Bundesamt for
Sozialversicherung

Elektr. Massenmedien

SRG
Radio- und Fernsehenanstalten

Bundesamt fur
Kommunikation

Gen-und
Fortpflanzungsmedizin

Bundesgesetz Uber die medizinische
unterstUtzte Fortpflanzung vom
18.12.1998
(Fortpflanzungsmedizingesetz;
FmedG)

Bundesamt fUr Justiz

Gewalt

(Kindesmisshandlung vgl.

oben)

StGB, BG Uber die Hilfe an Opfer von
Straftaten (Opferhilfegesetz; OHG)
Kantonale, kommunale und private
Beratungsstellen und Notrufe

Bundesamt fUr Justiz
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Links zu den Gesetzen

Bundesrecht:

Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-

rung (AHVG):
http//www.admin.ch/ch/d/sr/8/831.10.de.pdf

Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 Uber die Invalidenversicherung (IVG)
http.//www.admin.ch/ch/d/sr/8/831.20.de.pdf

Bundesgesetz vom 19. Marz 1965 Uber Ergdnzungsleistungen zur Alters-, Hinterlasse-

nen- und Invalidenversicherung (ELG)
http://www.admin.ch/ch/d/sr/8/831.30.de.pdf

Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-

lidenvorsorge (BVG)
http//www.admin.ch/ch/d/sr/8/831.40.de.pdf

Bundesgesetz vom 18. Mdarz 1994 Uber die Krankenversicherung (KVG):
http://www.admin.ch/ch/d/sr/8/832.10.de.pdf

Bundesgesetz vom 20. Marz 1981 Uber die Unfallversicherung (UVG)
http://www.admin.ch/ch/d/sr/8/832.20.de.pdf

Verordnung vom 24. Dezember 1959 zur Erwerbsersatzordnung (EOV)
http//www.admin.ch/ch/d/sr/8/834.11.de.pdf

Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB)
http//www.admin.ch/ch/d/sr/2/210.de.pdf

Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 (StGB)
http//www.admin.ch/ch/d/sr/3/311.0.de.pdf

Bundesgesetz vom 5. Oktober 1984 Uber die Leistungen des Bundes fUr den Straf- und

Massnahmenvollzug (LSMG)
http.//www.admin.ch/ch/d/sr/3/341.de.pdf

Wohnbau- und Eigentumsforderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (WEG)
http://www.admin.ch/ch/d/sr/8/843.de.pdf
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Gesetze Kanton Nidwalden

www.nw.ch = Gesetzessammlung

— NG 165.111 Vollzugsverordnung zum Personalgesetz (Personalverordnung)

— NG 165.113 Vollzugsverordnung zum Personalgesetz betreffend das Lohnsystem
und die Entldhnung (Entlbhnungsverordnung)

— NG 261.1 Gesetz Gber die Organisation und das Verfahren der Gerichte (Ge-
richtsgesetz)

— NG 311.1 Gesetz Gber das Bildungswesen (Bildungsgesetz)
— NG 311.4 Gesetz Uber die Ausbildungsbeitrdge (Stipendiengesetz)

— NG 311.41 Vollziehungsverordnung zum Gesetz Uber die Ausbildungsbeitrdge (Sti-
pendienverordnung)

— NG 312.1 Gesetz Gber die Volksschule (Volksschulgesetz)

— NG 313.1 EinfUhrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Berufsbildung (Be-
rufsbildungsgesetz)

— NG 316.1 EinfUhrungsverordnung zur Bundesgesetzgebung Uber die Férderung
von Turnen und Sport (Sportverordnung)

— NG 521.1 Steuergesetz
— NG 711.1 Gesetz Uber das Gesundheitswesen

— NG 741.1 EinfUhrungsgesetz zum Bundesgesetz Uber die Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung

— NG 741.3 Gesetz UGber Ergdnzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung (Erganzungsleistungsgesetz)

— NG 751.2 Gesetz Uber die Wohnbau- und Eigentumsférderung

— NG 752.1 EinfUhrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Verbesserung der
Wohnverhaltnisse in Berggebieten

— NG 761.1 Gesetz Uber die Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz)
— NG 762.1 Gesetz Uber die Familienzulagen (Familienzulagengesetz)

— NG 762.11 Vollzugsverordnung zum Gesetz Uber die Familienzulagen (Familienzu-
lagenverordnung)

— NG 762.2 EinfUhrungsverordnung zum Bundesgesetz Uber die Familienzulagen in
der Landwirtschaft
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Gesetze Kanton Obwalden

410.1 Gesetz Uber Schule und Bildung (Schulgesetz)
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/410100.pdf

410.51 Schulgesundheitsverordnung vom 29. Juni 2001
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/410510.pdf

410.71 V Uber den schulpsychologischen Dienst vom 26. Marz 1987
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/410710.pdf

416.11 VV zur Bundesgesetzgebung Uber die Berufsbildung (Berufsbildungsverord-

nung) vom 8. September 1995
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/416110.pdf

418.11 Sportverordnung vom 20. September 20011
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/418110.pdf

419.11 V Uber Ausbildungsbeitrége (Stipendienverordnung) vom 23. April 1992
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/419110.pdf

419.111 AB Uber Ausbildungsbeitrage vom 30. Juni 1992
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/419111.pdf

610.511 AusfUhrungsbestimmungen Uber Beitrdge aus dem kantonalen Sport-Toto-

Fonds vom 7. Januar 2003
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/61051 1.pdf

641.4 Steuergesetz vom 30. Oktober 1994:
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/641400.pdf

810.1 Gesundheitsgesetz vom 20. Oktober 1991
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/810100.pdf

810.12 Vereinbarung Uber die Fachstelle fur Gesundheitsforderung und Prévention fir

die Kantone Obwalden und Nidwalden vom 3. April 2001
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/810120.pdf

851.1 EG zum Krankenversicherungsgesetz vom 28. Januar 1999
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/851100.pdf

853.2 G uber Erganzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversiche-

rung vom 15. Mai 1966
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/853200.pdf

857.1 G Uber Familienzulagen fUr Arbeitnehmer vom 9. Mai 1954
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/857100.pdf
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857.111 AB zum G Uber Familienzulagen fUr Arbeitnehmer vom 4. Juli 1960
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/857111.pdf

870.1 Sozialhilfegesetz vom 23. Oktober 1983
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870100.pdf

870.11 Sozialhilfeverordnung vom 10. November 1983
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870110.pdf

870.111 AB Uber die Ehe- und Familienberatungsstelle vom 12. April 1988
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870111.pdf

870.12 V Uber die Bevorschussung von Unterhaltsbeitragen und Inkassohilfe vom 10.

November 1983
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870120.pdf

874.1 G uber die Jugendhilfe vom 2. Dezember 1973
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874100.pdf

874.11 V zum G uber die Jugendhilfe vom 14. Dezember 1973
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874110.pdf

874.21 V Uber die kantonale Jugendberatungsstelle vom 16. November 1984
http.//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874210.pdf

874.41 V Uber Beitrage an Kinder- und Jugendheime sowie an Behinderteneinrich-

tungen vom 10. November 1988
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874410.pdf

880.1 G Uber die Wohnbau- und Eigentumsférderung vom 27. September 1992
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/880100.pdf

880.21 V Uber die Verbesserung der Wohnverhdltnisse in Berggebieten vom 18. April
2002
http//www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/880210.pdf

Linksammlung Gesetze Bund- Kanton Nidwalden - Kanton Obwalden Seite 4 von 4


http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/857111.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870100.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870110.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870111.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/870120.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874100.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874110.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874210.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/874410.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/880100.pdf
http://www.obwalden.ch/regierung_verwaltung/staatskanzlei/ges-samml/pdf/880210.pdf

	Leitbild und Grundlagenbericht Familienpolitik Nid- und Obwalden 2003.pdf
	Leitbild und Grundlagenbericht
	Inhaltverzeichnis:
	Vorbemerkungen
	Ausgangslage
	Regierungsratsbeschlüsse zur Familienpolitik in den Kantonen
	Projektorganisation

	Zusammenfassung des Inventars und der Beurteilung der heutig
	Aufbau und Inhalt des Inventars
	Beurteilung des Inventars

	Zusammenfassung Familienleitbild und Situationsanalyse
	Familienleitbild
	Situationsanalyse zur Familienpolitik der Kantone Obwalden u

	Schweizerische Entwicklungstendenzen
	Übersicht über die hängigen Projekte auf Bundesebene
	Aktuelle Studien und Positionen zur gezielten Armutsbekämpfu
	Existenzsicherung im Föderalismus der Schweiz
	Massnahmen zur gezielten Unterstützung von einkommensschwach
	Erste Untersuchungen über das Gesetzes über die Familienzula
	Arbeit und Armut


	Massnahmen
	Grundüberlegungen System Familienpolitik
	Umsetzung der Familienpolitik
	Zur Entwicklung der Familienpolitik im Kanton Tessin
	Familiengesetz in den Kantonen Ob- und Nidwalden
	Empfehlungen

	Soziale Sicherheit
	Information und Beratung soziale Sicherheit
	Ausgangslage
	Inhalte
	Empfehlungen

	Individuelle Prämienverbilligung (IPV)
	Ausgangslage
	Inhalte
	Empfehlungen

	Ausbildungsbeiträge
	Ausgangslage
	Inhalte
	Empfehlungen

	Kleinkinderbetreuungszulagen
	Ausgangslage
	Inhalte
	Konzeptuelle Grundlagen und wichtige gesetzliche Bestimmunge
	Empfehlungen

	Familienzulagen
	Ausgangslage
	Inhalt
	Gesetzliche Grundlagen der Ergänzungszulage im Tessin:
	Empfehlungen

	Sozialhilfe
	Ausgangslage
	Inhalte
	Empfehlungen


	Kultur, Arbeit und Familie
	Familienergänzende Kinderbetreuung
	Schulische Angebote
	Ausserschulische Angebote
	Empfehlung

	Steuern
	Ausgangslage
	Empfehlung

	Kultur
	Ausgangslage
	Empfehlungen

	Zusammenarbeit Staat und Wirtschaft
	Ausgangslage
	Empfehlungen


	Beratung
	Prävention
	Ausgangslage
	Empfehlung

	Beratung
	Ausgangslage
	Empfehlung

	Kinderschutz
	Ausgangslage
	Empfehlung



	Empfehlungen
	Inhaltsverzeichnis Anhang
	Angang 1: Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien nach Bundesgesetzen
	Anhang 2: Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton NW
	Anhang 3: Inventar Leistungen zu Gunsten von Familien im Kanton OW
	Anhang 4: Bericht Inventar 14. Oktober 2002
	Anhang 5: Berechnung der Aufwände in Nidwalden für Kleinkinderbetreuungszulagen und Familienzu-lagen gemäss Tessiner Modell
	Anhang 6: Berechnung der Aufwände in Obwalden für Kleinkinderbetreuung
	Anhang 7: Liste der wichtigsten familienpolitischen Massnahmen und Bereiche auf Bundesebene
	Anhang 8: Links zum Bundesrecht
	Anhang 9: Links zu den Gesetzen Kanton Nidwalden
	Anhang 10: Links zu den Gesetzen Kanton Obwalden





